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Antrag an den Bauausschuss/an die Gemeindevertretung der 
Gemeinde Hetlingen

 
Der Bauausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung Hetlingen, ihren beiden Vertretern im 
Amtsausschuss zu empfehlen, folgende Initiative zu unterstützen. Der Amtsausschuss wird 
aufgefordert, in der Arbeitsgruppe Amtshaus-Neubau/Anbau zwei weitere Varianten zu 
überprüfen:

Variante A:
Statt Neu- oder Ausbau der Verwaltung in Moorrege werden die zurzeit sieben Bürgerbüros 
der Amtsgemeinden ausgebaut. 
Ziel ist es, dass künftig alle Einwohner nicht nur alle Bürgerbüros für den Bürgerservice 
nutzen können, also beispielsweise dort ihre Ausweise beantragen, sondern auch weitere 
Dienstleistungen dort in Anspruch nehmen können. Was dorthin ausgelagert werden kann, 
prüft die Arbeitsgruppe Amtshaus.
Variante B
Die Arbeitsgruppe prüft, welche Aufgaben über Heim-Arbeitsplätze erledigt werden können 
und ob es Mitarbeiter gibt, die bereit sind, sich auf diese Form der Arbeit einzulassen.
Bei beiden Varianten, die auch gemeinsam verwirklicht werden könnten, ist es wichtig, dass 
die Vernetzung der Computersysteme optimiert und gesichert wird. Die Verwaltung holt ein 
Angebot ein, was das kosten würde. 
Darüber hinaus muss festgestellt werden, was trotz möglicher Auslagerungen in der 
Zentralverwaltung saniert oder umgebaut werden muss (Fluchtwege etc.)
Bei beiden Varianten sollten die Möglichkeiten geprüft werden, sie als Modellprojekt für eine 
bessere Verwaltung im ländlichen Raum zu bezuschussen. 
Zurückgegriffen werden kann dort auf die Erfahrungen aus der e-Government-Initiative des 
ehemaligen Segeberger Landrats Gorrisson. 
Begründung:
Klar ist, dass es kaum einem Bürger zu vermitteln ist, für ein neues Amtshaus bis zu zehn 
Millionen Euro auszugeben. Klar ist auch, dass ein großer Anbau am jetzigen Standort äußerst 
problematisch wird. Deshalb muss nach neuen Wegen gesucht werden. Auch dieses Konzept 
ist nicht zum Nulltarif zu bekommen, kostet aber wahrscheinlich deutlich weniger Geld. Um 
diese Ausgaben noch mehr zu minimieren, sollte die fortschrittliche Amtsverwaltung die 
anstehende Digitalisierungskampagne der neuen Landesregierung nutzen, um weitere 
Zuschüsse einzuwerben. Ziel muss es letztlich sein, dass nicht nur die Bürger aus dem 
Amtsbereich den Bürgerservice nutzen, sondern auch jeder andere Bürger aus der Region auf 
die Dienstleistungen zurückgreifen kann.

Wir bitten um Zustimmung

Hetlingen am 24. Oktober 2017

gez. Ralf Hübner
stellv. Fraktionsvorsitzender
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Antrag an die Gemeindevertretung Hetlingen, 14. Dezember 2017

 
Die Gemeindevertretung widerspricht dem Beschluss des Amtsausschusses Geest und Marsch 
Südholstein vom 21. November 2017, einen Neubau mit geschätzten Investitionskosten in 
Höhe von zehn Millionen Euro zu errichten, weil die auf 30 Jahre verteilten Ausgaben dafür 
das „Wohl der Gemeinde“ gefährden. 

Begründung: 
Die Gemeinde Hetlingen muss bei einem geplanten Defizit von knapp 500.000 Euro und 
einem bis 2020 auf zwei Millionen Euro geschätzten Minus im Haushalt jede weitergehende 
Ausgabe bis aufs Letzte überprüfen. Der Amtsausschuss hat jedoch mehrheitlich den Antrag 
der FW Hetlingen abgelehnt, eine möglicherweise kostengünstigere Variante mit dem Ausbau 
der Bürgerbüros von unabhängiger Stelle überprüfen zu lassen. 

Hintergrund:
Nach Paragraf 3, Absatz 5 der Amtsordnung in Schleswig-Holstein kann die 
Gemeindevertretung "einer amtsangehörigen Gemeinde ... einem Beschluss des 
Amtsausschusses widersprechen, wenn der Beschluss das Wohl der Gemeinde gefährdet. Der 
Widerspruch muss innerhalb von vier Wochen nach Beschlussfassung schriftlich eingelegt 
und begründet werden. Er ist an die Amtsvorsteherin oder den Amtsvorsteher zu richten und 
hat aufschiebende Wirkung. Der Beschluss ist aufgehoben, wenn der Amtsausschuss den 
Widerspruch nicht binnen eines Monats, frühestens jedoch nach drei Tagen, zurückweist; der 
Beschluss bedarf der Mehrheit von mehr als der Hälfte der gesetzlichen Zahl der 
stimmberechtigten Mitglieder des Amtsausschusses." 

Wir bitten um Zustimmung

Hetlingen am 30. November 2017

gez. Michael Rahn
Fraktionsvorsitzender
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Gemeinde Hetlingen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0096/2017/HET/BV 
 
 

Fachbereich: Bürgerservice und Ordnung Datum: 13.10.2017 

Bearbeiter: Kerstin Noffke AZ: 7/061.3310 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Hetlingen 14.12.2017 öffentlich 

 

Bildung des Gemeindewahlausschusses für die Kommunalwahl am 06. 
Mai 2018 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Die nächste Kommunalwahl findet am 06. Mai 2018 statt. Aus diesem Grund hat sich 

die Gemeindevertretung rechtzeitig mit der Wahl des Gemeindewahlausschusses zu 

befassen. Grundlage dafür ist § 12 Abs. 3 Gemeinde- und Kreiswahlgesetz (GKWG). 
 

Den Gemeindewahlausschuss bilden der/die Wahlleiter/in als Vorsitzende/r und acht 

Beisitzerinnen und Beisitzer. Er besteht also insgesamt aus neun Personen. Die Frak-

tionen der politischen Parteien, die bei der Bildung des Gemeindewahlausschusses zu 

berücksichtigen sind, wurden im Vorwege angeschrieben und gebeten, entsprechende 

Vorschläge zur Sitzung der Gemeindevertretung zu unterbreiten. 
 

Die Gemeindevertretung wählt nicht nur die Mitglieder des Gemeindewahlausschusses son-
dern auch Stellvertreterinnen und Stellvertreter. Weiterhin ist der/die Gemeindewahlleiter/in 
zu wählen. Wer dem Gemeindewahlausschuss angehört, kann weder Wahlbewerber (Kandi-
dat/in) noch Vertrauensperson für Wahlvorschläge sein (§ 55 GKWG).  
 
Die Gemeinde Hetlingen bildet für sich einen Wahlkreis mit einem Gemeindewahl-
ausschuss, der zugleich die Aufgaben als Wahlvorstand wahrnimmt (§14 Abs. 2 
GKWG). Der Wahlvorstand nimmt in dem Fall gemäß § 16 Abs. 1 GKWG auch die 
Briefwahl wahr. 
 
 
 
Finanzierung: 
Keine  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
a) Die Gemeindevertretung wählt Johann Unruh zum Wahlleiter und Kerstin Dahms 

TOP Ö  7TOP Ö  7



zu seiner Stellvertreterin. 
 
b) Die Gemeindevertretung wählt nachstehende Personen in den Gemeindewahl-
ausschuss. 
 
 
Beisitzer/Beisitzerin    Stellvertreter/Stellvertreterin 
1. Anja Körner     Felix Kirmse 
2. Annemarie Markmann    Robert Wieber 
3. Mike Riekhof     Ole Martinsteg 
4. Beate Hornbogen 
5. Astrid Strauch 
6. Jan Heidenreich 
7. Kerstin Dahms (zugl.stellv.Wahlleiterin) 
8. Sabine Wolff 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Riekhof 
 
 
 
 
 
 



 

Gemeinde Hetlingen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0121/2017/HET/BV 
 
 

Fachbereich: Zentrale Dienste Datum: 27.11.2017 

Bearbeiter: Maren Bornholdt AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Hetlingen 14.12.2017 öffentlich 

 

Kinder- und Jugendbeiratswahl der Gemeinde Hetlingen; hier: 
Wahlergebnisse 
 
Sachverhalt: 
Die Wahl des Hetlinger Kinder- und Jugendbeirates wurde am 26. November 2017 
durchgeführt. Zur Wahl haben sich 6 Kandidaten aufstellen lassen. 80 gültige Stim-
men haben sich wie folgt auf die Bewerber verteilt: 
 
Lina-Sophie Böttcher:  4 Stimmen 
Kimi Schönfeldt:  2 Stimmen 
Lenny Egold:  25 Stimmen  
Jette Velt:  29 Stimmen  
Jonas Riekhof:  16 Stimmen  
Chantal Stoffers:   4 Stimmen  
 
 
Aufgrund der in der Satzung des Kinder- und Jugendbeirates festgelegten Mindest- 
und Höchstteilnehmerzahl - mindestens 5 und höchstens 11 Mitglieder - sind alle 
Kandidaten in den Beirat gewählt worden. 
 
Von den 202 Wahlberechtigten im Wählerverzeichnis haben 41 Wähler teilgenom-
men. Es wurde somit eine Wahlbeteiligung von 20,3 % erreicht.  
 
 
 
Finanzierung: 
Ein Budget für die Kosten der Wahl wurde im Haushalt der Gemeinde bereitgestellt. 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
-entfällt- 
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Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung Hetlingen nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur 
Kenntnis.   
 
 
 
 
__________________ 
Riekhof 
  
 
 
 



 

Gemeinde Hetlingen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0122/2017/HET/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 27.11.2017 

Bearbeiter: Kerstin Seemann AZ: 4/ 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Hetlingen 14.12.2017 öffentlich 

 

DRK-Kindertagesstätte Erweiterung Container 
 
Sachverhalt: 
In der Sitzung des Schul- und Sozialausschusses vom 01. November 2017 wurde 
der Bedarf der Kindertagesstättenplätze für das nächste Kindergartenjahr 2018/2019 
dargestellt. Zu diesem Zeitpunkt lagen 19 Anmeldungen für Krippenplätze vor, dem 
jedoch nur 8 freie Plätze gegenüberstehen.  
In der derzeitigen Betriebserlaubnis sind 4 Gruppen, in der Aufteilung eine Krippen-
gruppe mit 10 Plätzen, eine Elementargruppe mit 20 Plätzen, eine Familiengruppe 
mit 15 Plätzen – 10 Elementarplätze und 5 Krippenplätze- und eine Schuli-Gruppe 
mit 12 Plätzen, mit 57 Plätzen genehmigt. Für die Schuli-Gruppe mit 12 Plätzen gilt 
die Genehmigung der Kindertagesstättenaufsicht befristet bis zum 31. Juli 2018. Die 
Baugenehmigung der Container läuft bis zum 31.08.2018. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Durch die Architektin Frau Bargmann wurde in einem Ortstermin ermittelt, dass die 
derzeitigen Container um ein Element erweitert werden können – siehe Anlage 1-. 
Dies bedeutet einen weiteren Raumplatz von ca. 15 m².  
Nach Rücksprache mit der Heimaufsicht – Frau Gisdepski- vom Kreis Pinneberg 
würde der Erweiterung der Betriebserlaubnis mit der Aufnahme von max. 20 Kindern 
im erweiterten Container zugestimmt werden, da es sich um eine Übergangslösung 
handelt. Die bisherige Schuli-Gruppe mit 12 Kindern würde dann in eine Regelgrup-
pe mit 20 Kindern umgewandelt werden, so dass 8 weitere Plätze verfügbar wären. 
Somit können die Kinder, die im Kindergartenjahr 2018/2019 3 Jahre alt werden von 
dem Krippenbereich in den Elementarbereich wechseln. Dadurch werden die benö-
tigten Krippenplätze frei.   
 
 
 
Finanzierung: 
Gemäß vorliegendem Angebot der Firma Optirent fallen für die Aufstellung des wei-
teren Elementes einmalige Kosten zwischen 9.000 € und 10.000 € an. Die monatli-

TOP Ö  9TOP Ö  9



che Miete für das weitere Element beträgt 196,35 €. – Anlage 2-. Für die Leistungen 
der Architektin und für den Bauantrag fallen Kosten von ca. 5.000 € an. 
Die Kosten sind aus dem Produkt 36500.5231000 zu zahlen.  
Für die durch die Erweiterung notwendige Einrichtung fallen einmalige Kosten für die 
Erweiterung der Garderobe, Tisch und Stühle sowie Teppich in Höhe von ca. 3.300 € 
an. Diese sind in der Jahresrechnung des Haushaltes der DRK-Kindertagesstätte 
darzustellen. Die Kosten werden durch die Mehreinnahmen der Elternbeiträge ge-
deckt.   
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
keine 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt, den Bedarf an weiteren Elementarplätzen 
und den Auftrag für den vorhandenen Container um ein Element zu erweitern. 
Die Verwaltung wird beauftragt, die entsprechenden Aufträge zu erteilen und 
die erforderliche Baugenehmigung sowie die Betriebserlaubnis beim Kreis 
Pinneberg einzuholen. Die Mittel sind bereitzustellen.    
 
 
 
 
 
 
__________________ 
     (Riekhof) 
Bürgermeisterin 
 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Erläuterung der Architektin Frau Bargmann 
Anlage 2: Angebot der Firma Optirent   
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Gemeinde Hetlingen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0102/2017/HET/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 18.10.2017 

Bearbeiter: Kerstin Seemann AZ: 4/ 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Hetlingen 23.11.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Hetlingen 14.12.2017 öffentlich 

 

Richtlinien über die Förderung von Kinder und 
Jugendfreizeitmaßnahmen 
 
Sachverhalt: 
Für die Kinder- und Jugendfreizeitmaßnahmen besteht eine Richtlinie über die För-
derung seitens der Gemeinde Hetlingen.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
In der bisherigen Fassung sind teilnehmende Kinder- und Jugendliche aus dem 
Nachbarraum Wedel gefördert worden, wenn sie Mitglied in einem Hetlinger Verein 
sind. 
 
In der neuen Fassung ist die Einschränkung des § 1 Absatz 2 des Nachbarraumes 
Wedel gestrichen worden. Der Absatz 1 wurde um die Mitgliedskinder der Hetlinger 
Vereine erweitert.    
 
 
 
Finanzierung: 
Unter dem Produktsachkonto 36210.5318010 –Zuschuss für Jugendfahrten- sind 
bislang 500 € im Haushalt eingeplant worden.   
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung beschließt, die Änderung 
der Richtlinie ab dem 01. Januar 2018 gemäß der in der Anlage beigefügten Neufas-
sung.  
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__________________ 
   (Monika Riekhof) 
 
 
 
Anlagen: 
Neufassung Richtlinie   
 
 
 



 

Richtlinien über die Förderung von 

Kinder- und Jugendfreizeitmaßnahmen 
 

§ 1  
Art der Fahrten 

(1) Die Gemeinde Hetlingen gewährt Zuschüsse für Kinder- und 
Jugendfreizeitmaßnahmen, wenn diese von Schulen, der Kirche, freien 
Wohlfahrtverbänden oder von ortsansässigen Vereinen durchgeführt 
werden. Gefördert werden Kinder und Jugendliche mit Wohnsitz Hetlingen 
oder wenn diese Mitglied in einem Verein bzw. Verband sind, der seinen 
Sitz in Hetlingen hat. 

(2) Für Kinder und Jugendliche aus dem Nachbarraum Wedel erfolgt eine 
Förderung nur dann, wenn diese Mitglied in einem Verein bzw. Verband 
sind, der seinen Sitz in Hetlingen hat. 

 

§ 2  
Antragstellung 

 

(1)    Ein Zuschuss wird nur auf Antrag gewährt. 
 

 

(2)  Der Antrag auf Gewährung eines Zuschusses ist spätestens 14 Tage vor 
Antritt der Ausfahrt vorzulegen. Der Antrag muss mindestens folgende 
Angaben enthalten: 

 

 Name und Anschrift des Vereins bzw. des Verbandes, welcher die 
    Ausfahrt durchführt, 
 Reiseziel, 
 Reisezweck, 
 Zeitraum, 
 Voraussichtliche Teilnehmerzahl, 
 Eigenanteil der Teilnehmer. 

 

§ 3  
Bewilligung 

 

(1)  Mindestdauer einer Kinder- und Jugendfreizeitmaßnahme muss drei Tage 
betragen, wobei An- und Abreisetag jeweils ein Tag sind. Die Höchstdauer 
beträgt 21 Tage. 

(2) Gefördert werden Kinder und Jugendliche zwischen dem 3. und dem 18. 
Lebensjahr. Die Förderung erfolgt außerdem bei Jugendlichen bis zum 24. 
Lebensjahr, wenn sie noch in der Ausbildung sind (Berufsausbildung, 
Studium, Schule, Wehr- oder Zivildienst). 

(3) Die Mindestteilnehmerzahl bei einer Kinder- und Jugendfreizeitmaßnahme 
muss sieben Personen betragen. Dabei ist unerheblich, ob es sich um 
Kinder oder Jugendliche handelt. 

(4) Bei Antragstellung durch ortsansässige Vereine bzw. Verbände wird pro 10 
angefangene Jugendliche jeweils ein Betreuer mitgefördert. 
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§ 4 

Entscheidung über Anträge und Zuschusshöhe 

(1) Über die Anträge entscheidet die Bürgermeisterin im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel. 

(2) Ein Anspruch auf Ausschöpfung der Haushaltsmittel besteht nicht. 

(3) Die Gemeinde Hetlingen gewährt für jede anerkannte Kinder- und 
Jugendfreizeitmaßnahme einen Zuschuss in Höhe von 1,50 € pro Tag und 
Teilnehmer. 

(4) Eine Entscheidung über die Anerkennung der Kinder- und 
Jugendfreizeitmaßnahme sowie die Auszahlung des Zuschusses erfolgt 
nach Vorlage des Verwendungsnachweises. 

 

§  5  
Verwendungsnachweis 

 

(1)    Nach Durchführung der Ausfahrt ist ein Verwendungsnachweis vorzulegen. 
Der Verwendungsnachweis muss mindestens folgende Angaben enthalten: 

 

 Name und Anschrift des Vereins bzw. des Verbandes, welcher die 
 Ausfahrt durchführt hat, 
 Name des verantwortlichen Leiters, 
 Reiseziel, 
 Zeitraum, 
 Teilnehmerliste mit Namen, Anschrift, Geburtsdatum, Unterschrift 

der   Teilnehmer und Betreuer. Bei Teilnehmern zwischen dem 19. 
und 24. Lebensjahr ist bei Vorliegen der Voraussetzungen die 
entsprechende Bescheinigung beizufügen (Berufsausbildung, 
Studium, Schule, Wehr und Zivildienst). 

 

(3) Der Verwendungsnachweis ist spätestens vier Wochen nach der Kinder- 
und Jugendfreizeitmaßnahme vorzulegen. 
 

 

Diese Richtlinien treten am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft und 
ersetzen gleichzeitig die Richtlinien vom 23.05.1984. 

 

 

 

 

Hetlingen, den Gemeinde Hetlingen 

 Die Bürgermeisterin 

 

 

    (Monika Riekhof)                    



 

Gemeinde Hetlingen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0118/2017/HET/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 06.11.2017 

Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bau- und Wegeausschuss der Gemeinde Hetlin-
gen 

15.11.2017 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Hetlingen 23.11.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Hetlingen 14.12.2017 öffentlich 

 

Aufstellung einer Klarstellungs- und Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 
4 Nr. 1 und 3 Baugesetzbuch für den Bereich nördlich der Hauptstraße, 
östlich der Straße Opn Feld 
 
Sachverhalt und Stellungnahme: 
Der Bau- und Wegeausschuss hat aufgrund eines Antrages im Mai 2017 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 
Die Gemeinde Hetlingen spricht sich für die Aufstellung einer Klarstellungs- und Er-
gänzungssatzung nach § 34 Baugesetzbuch zugunsten weiterer Wohnbebauung in 
der Straße Opn Feld für die Grundstücke der Antragstellerin aus, sofern die Antrag-
stellerin bereit ist, sämtliche im Zusammenhang mit der Planung entstehenden Kos-
ten zu übernehmen. 
 
Zwischenzeitig wurde ein Planungsangebot eingeholt und es haben Gespräche mit 
den Antragstellern stattgefunden. Die Antragsteller sind bereit, die Kosten des Ver-
fahrens zu tragen und dies durch Abschluss eines Kostenübernahmevertrages zu 
erklären. Die Planung kann somit beginnen.  
 
 
Finanzierung: 
Die Kosten für das Verfahren sowie die Erschließung des Grundstückes übernehmen 
die Eigentümer. Der Gemeinde entstehen keine Kosten. Die Gemeinde schließt ei-
nen städtebaulichen Vertrag ab, der diese Kostenübernahme regelt.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Für den Bereich nördlich der Hauptstraße, östlich der Straße Opn Feld 
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wird eine Klarstellungs- und Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 und 3 
Baugesetzbuch aufgestellt. Es werden folgende Planungsziele verfolgt: 

 
 Festlegung der Grenzen für im Zusammenhang bebaute Ortsteile 
 Einbeziehung einzelner Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang be-

bauten Ortsteile 
 

2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 Abs. 1 Satz 
2 BauGB). 

 
3. Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs soll das Planungsbüro Möller aus We-

del, mit der Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange und der grenzüberschreitenden Unterrichtung der Ge-
meinden und Behörden soll ebenfalls das Planungsbüro Möller aus Wedel be-
auftragt werden. 

 
4. Es soll das vereinfachte Verfahren nach § 13 Baugesetzbuch durchgeführt 

werden. 
 

5. Die Bürgermeisterin wird ermächtigt, für die Überplanung des Gebietes einen 
städtebaulichen Vertrag (§ 11 BauGB) mit dem Eigentümer abzuschließen, 
der die Übernahme sämtlicher Kosten regeln soll. 

 
 
 
___________________ 
Riekhof 
 
 
 
Anlagen: 

- Lageplan 
- Entwurf Vertrag 

 
 
 
 
 
 
 



Datenauszug
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S T Ä D T E B A U L I C H E R    V E R T R AG 
 
 

zwischen 
 

 
- im Folgenden „Vorhabenträger“ genannt - 
 

und 
 

der Gemeinde Hetlingen,  
vertreten durch die Bürgermeisterin Monika Riekhof 
 
- im Folgenden „Gemeinde“ genannt - 
  

§ 1 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hetlingen hat in ihrer Sitzung am 
14.12.2017 beschlossen, für das Gebiet nördlich der Hauptstraße, östlich der 
Straße Opn Feld eine Klarstellungs- und Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 
Nr. 1 und 3 Baugesetzbuch aufzustellen (im Folgenden „Bauleitplanung“ 
genannt). 

 
Es werden folgende Planungsziele verfolgt: 
 

 Festlegung der Grenzen für im Zusammenhang bebaute Ortsteile 
 Einbeziehung einzelner Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang 

bebauten Ortsteile 
 
Dieser Vertrag bezieht sich ausschließlich auf die Kostenübernahme von 
Planungsleistungen zwecks Aufstellung vorgenannter Satzung.  

 
 

§ 2 
(1) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, sämtliche im Zusammenhang mit der 

Aufstellung der unter § 1 dieses Vertrages bezeichneten Bauleitplanungen 
entstehenden Kosten zu übernehmen.  

 
(2) Die Kostenerstattungspflicht erstreckt sich insbesondere auf folgende Kosten 

einschließlich der gesetzlichen Mehrwertsteuer: 
 

(a) Honorar für die Beauftragung des Stadtplanungsbüros Möller aus  
Wedel mit der Erarbeitung der Bauleitplanungen, insbesondere der 
Ausarbeitung des Planentwurfes, der Beteiligung der Öffentlichkeit, der 
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange, sowie Erstellung der 
Abwägungsunterlagen und eines Umweltberichtes mit 
landschaftsplanerischem Fachbeitrag und artenschutzrechtlicher Bearbeitung. 

 
(b) Kosten für die ggf. notwendige Beauftragung von weiteren  
     Sonderfachleuten, z.B. für die Anfertigung von speziellen Gutachten. 
 
(c) Nebenkosten, auch als Pauschalen zu den Honoraren nach der  
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     Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI), Kosten für die  
     Beschaffung von Katasterplänen als Planunterlagen usw.. 
 
(d) Kosten für evtl. erforderliche naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen. 
 
Für die Erstattung werden die tatsächlich angefallenen Ausgaben zugrunde 
gelegt. 
 
Es ist nicht ausgeschlossen, dass weitere Kosten anfallen werden. Die Gemeinde 
verpflichtet sich, etwaige Beauftragungen im Vorwege mit dem Vorhabenträger 
abzusprechen. 
 

§ 3 
(1) Die Kosten werden von der Gemeinde schriftlich angefordert, es sei denn, der  

Vorhabenträger hat die Leistungen direkt beauftragt. 
 
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, entsprechend den von ihr zu leistenden  
           Zahlungen an die beauftragten Planer und Sonderfachleute Abschläge zu   
           verlangen. Für Anforderung und Fälligkeit der Abschlagzahlungen gilt Absatz  
           (1) entsprechend. 
 
(3) Kommt die Vorhabenträgerin mit der Zahlung des angeforderten Betrages in 

Verzug, so sind diese ab Fälligkeit mit 2% über dem Basiszinssatz nach dem  
           Diskontsatzüberleitungsgesetz, mindestens aber mit 6% jährlich zu verzinsen.  
 
(4) Die Antragsteller haften gesamtschuldnerisch. 
 

§ 4 
(1) Dem Vorhabenträger ist bekannt, dass gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch kein 

Anspruch auf die Aufstellung von städtebaulichen Satzungen besteht und ein 
solcher Anspruch auch durch diesen Vertrag nicht begründet werden kann.  

 
(2) Die Verpflichtung des Vorhabenträgers zu Kostenerstattung nach § 2 dieses 

Vertrages besteht auch, wenn die Bauleitplanungen keine Rechtskraft erlangen. 
 
(3) Der Vorhabenträger wird für den Fall, dass die Bauleitplanungen keine  
           Rechtskraft erlangen oder das Aufstellungsverfahren eingestellt wird keinerlei   
           Ansprüche - gleich welcher Art - gegen die Gemeinde geltend machen.  
 
(4) Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 

der Schriftform. 
 

Dieser Vertrag wird zweifach ausgefertigt. Jede Vertragspartei erhält eine Ausfertigung. 
 
Hetlingen, den     Hetlingen, den 
 
Gemeinde Hetlingen       
-Die Bürgermeisterin- 
 
………………………                                …………………….. 
Monika Riekhof  



 

Gemeinde Hetlingen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0119/2017/HET/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 07.11.2017 

Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bau- und Wegeausschuss der Gemeinde Hetlin-
gen 

15.11.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Hetlingen 14.12.2017 öffentlich 

 

Satzungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 12 für das Gebiet südlich 
der Holmer Straße, östlich der Wohnbebauung Blink, nördlich der 2. 
Deichlinie in einer Tiefe von ca. 150 m 
 
Sachverhalt: 
Die erneute öffentliche Auslegung und die Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange erfolgte vom 23.10.-06.11.2017. Die eingegangenen 
Stellungnahmen wurden tabellarisch aufgestellt und mit einem Abwägungsvorschlag 
versehen. Die aus der vorgeschlagenen Abwägung entstehenden Veränderungen 
wurden bereits in der vorliegenden Planung berücksichtigt und eingearbeitet. Die 
Stellungnahmen und der Abwägungsvorschlag werden im Rahmen der Ausschuss-
sitzung vorgestellt. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung rät dem Beschlussvorschlag zu folgen.  
 
 
 
Finanzierung: 
Die Kosten des Verfahrens stehen haushaltsrechtlich zur Verfügung.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
Entfällt  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bau- und Wegeausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung beschließt: 
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1. Die während der erneuten öffentlichen Auslegung des Entwurfes des Bebau-
ungsplanes Nr. 12 für das Gebiet südlich der Holmer Straße, östlich der 
Wohnbebauung Blink, nördlich der 2. Deichlinie in einer Tiefe von ca. 150 m 
abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange hat die Gemeindevertretung mit folgendem 
Ergebnis geprüft: 

 
Berücksichtigt werden die Stellungnahmen gem. Abwägungsvorschlag der Verwal-
tung und Planungsbüro. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben ha-
ben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen. 
 

2. Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches sowie nach § 84 der Landesbauord-
nung beschließt die Gemeindevertretung den Bebauungsplan Nr. 12 für das 
Gebiet südlich der Holmer Straße, östlich der Wohnbebauung Blink, nördlich 
der 2. Deichlinie in einer Tiefe von ca. 150 m, bestehend aus der Planzeich-
nung (Teil A) und dem Text (Teil B), als Satzung. 

 
3. Die Begründung wird gebilligt.  

 
4. Der Beschluss des B-Planes durch die Gemeindevertretung ist nach § 10 

BauGB ortsüblich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, 
wo der Plan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung während der 
Sprechstunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden 
kann. 

 
 
 
 
 
 
__________________ 
Riekhof 
 
 
 
Anlagen: 
Planzeichnung, Begründung, Umweltbericht, Abwägungsvorschlag mit eingegange-
nen Stellungnahmen  
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a (3) BauGB 

 

Aufgestellt: WRS ARCHITEKTEN & STADTPLANER GMBH BDA, Markusstraße 7, 20355 Hamburg Stand 08.11.2017 / Seite 1 von 18 

Beteiligungszeitraum 23.10.2017 bis 06.11.2017 
 

I Stellungnahmen der Behörden, hier: des Kreises und der angeschlossenen Behörden 

 

I.1 
Kreis Pinneberg, der Landrat - Fachdienst Umwelt 

(Frau Friederici, Elmshorn) – 06.11.2017 
Empfehlung 

 
Untere Bodenschutzbehörde: 

Der B-Plan Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen „südlich Holmer Straße, östlich Blink, nördlich 

2. Deichlinie“ ist im Verfahren der TöB nach 4a-3. Im Plangeltungsbereich werden Wohn-, 

Misch- sowie gewerbliche Flächen ausgewiesen. 

In der textlichen Festsetzung ist ein Hinweis auf die Meldepflicht nach dem Landesboden-

schutzgesetz enthalten. 

In der Begründung wurde auch ein Hinweis auf die historischen Gräben eingefügt und ein 

Erkundungsbedarf durch Baggerschürfen festgelegt. 

Wenn diese Erkundung durchgeführt worden ist, wird sich herausstellen, ob ein erhöhter 

Aufwand für weitere Untersuchungen besteht und ggf. ist von der Gemeinde zu klären, wie 

mit Ansprüchen für den Aufwand an zusätzliche Entsorgungskosten umgegangen werden 

soll. 

Die Anregung der unteren Bodenschutzbehörde erfolgt, weil auch in anderen Baugebieten 

der Marsch in ehemaligen Grabenbereichen ab und zu „bodenfremde Materialien“ ange-

troffen wurden. 

Ansprechpartner bei der unteren Bodenschutzbehörde:  

Herr Krause, Tel. (04121) 45502 2286. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Hinweise werden im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren und 

der Erschließungsplanung berücksichtigt. 

Ein entsprechender Hinweis ist in den textlichen Festsetzungen enthal-

ten. Es wird auf Nr. 10.5 verwiesen. 

 

 
Untere Wasserbehörde – Oberflächengewässer: 

Das vorgestellte wasserwirtschaftliche Konzept wird ausdrücklich  begrüßt. 

Ich bitte zeitnah um Zusendung der konkreten Entwässerungsunterlagen, damit rechtzeitig 

vor Baubeginn die wasserrechtlichen Genehmigungsgrundlagen geklärt sind. 

Auskunft erteilt: Frau Prantke, Tel. (04121) 4502 2302. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Unterlagen werden rechtzeitig vor Baubeginn eingereicht. 

 

 
Untere Wasserbehörde – Wasserschutzgebiete: 

Es ergeben sich keine Anmerkungen. 

Auskunft erteilt: Herr Hartung, Tel. (04121) 4502 2280. 

 

TOP Ö  12TOP Ö  12



Gemeinde Hetlingen: Bebauungsplan Nr.12 für das Gebiet: südlich der Holmer Straße, östlich der Wohnbebauung „Blink“, nördlich der 2. Deichli-
nie in einer Tiefe von ca. 150 m 
 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a (3) BauGB 

 

Aufgestellt: WRS ARCHITEKTEN & STADTPLANER GMBH BDA, Markusstraße 7, 20355 Hamburg Stand 08.11.2017 / Seite 2 von 18 

I.1 
Kreis Pinneberg, der Landrat - Fachdienst Umwelt 

(Frau Friederici, Elmshorn) – 06.11.2017 
Empfehlung 

 
Untere Wasserbehörde – Team Bodenschutzbehörde und Grundwasser: 

Keine Anmerkungen. 

Auskunft erteilt: Herr Klümann, Tel. (04121) 4502 2283 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 
Untere Naturschutzbehörde: 

Den Planungen der Gemeinde Hetlingen zum B-Plan 12 wird zugestimmt. Es wird das 

Ökokonto der Gemeinde Hetlingen mit 9.871 m
2
 (Ökopunkten) belastet. 

Auskunft erteilt: Herr Kastrup, Tel. (04121) 4502 2271. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
Gesundheitlicher Umweltschutz: 

Ich habe keine Anregungen. 

Auskunft erteilt: Frau Schierau, Tel. (04121) 4502 2294. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

II Stellungnahmen der sonstigen Träger öffentlicher Belange  

 

II.1 
azv Südholstein 

(Freu Bisterfels, Geschäftsbereich Entwässerung, Holm) – 01.11.2017 
Empfehlung 

 Gegen die geänderten und ergänzten Teile der Bauleitplanung bestehen seitens des 

Kommunalunternehmens azv Südholstein keine Bedenken. 

Bitte stimmen Sie auch weiterhin alle weiteren Planungsschritte und damit verbundenen 

Festlegungen hinsichtlich der Entwässerung des B-Planes Nr. 12 gemeinsam mit mir ab. 

Die Stellungnahme wird beachtet. 

Die weiteren Planungsschritte werden auch künftig mit dem azv abge-

stimmt. 

 

II.2 
Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 

(Frau Schlemm, Obere Denkmalschutzbehörde, Schleswig) – 26.10.2017 
Empfehlung 

 Unsere Stellungnahme vom 23.03.2017 wurde richtig in die Begründung des Bebauungs-

planes Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen für den Bereich „Gewerbegebiet“ übernommen. Sie 

ist weiterhin gültig. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II.3 
Deutsche Telekom Technik GmbH 

(Herr Zuhmann, Herr Razdevsek, Lübeck) – 26.10.2017 
Empfehlung 

 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als Netzeigentümerin 

und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik 

GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahr-

zunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die 

erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. 

Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Wir verweisen in dieser Angelegenheit auf unser Schreiben vom 01.03. und 09.08.2017. 

Die in dem Bebauungsplan geänderten Zeile betreffen die Interessen der Telekom nicht. 

Daher haben wir gegen die o.a. Planung keine Bedenken. 

Bei Planungsänderungen bitten wir darum, uns erneut zu beteiligen. 

Bitte beachten Sie für zukünftigen Schriftverkehr, .dass sich unsere Adresse geändert hat, 

da es ansonsten zu erheblichen zeitlichen Verzögerungen bei der Bearbeitung der Vor-

gänge kommen kann. Senden Sie Ihre Schreiben, Anfragen und Unterlagen künftig bitte an 

die Deutsche Telekom Technik GmbH, PTI 11, Planungsanzeigen, Fackenburger Allee 31, 

23554 Lübeck 

Alternativ kann die Information gern auch als E-Mail zugesandt werden. Die Adresse hat 

folgende Bezeichnung: T -NL-N-PTI-11 -Planungsanzeigen@telekom.de 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

II.4 
Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR 

(Herr Bastian, Geschäftsbereich Landesbau, Kiel) – 27.10.2017 
Empfehlung 

 die mir erneut zugesandten Planunterlagen habe ich auf Belange des Landes Schleswig - 

Holstein hin überprüft und erhebe hierzu keine Einwände, da keine Landesliegenschaften 

betroffen sind (siehe hierzu auch unser Schreiben vom 03.03.2017). 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

II.5 
Gewässer- und Landschaftsverband (Sielverband Hetilingen) 

(Frau Peters, Haseldorf) – 02.11.2017 
Empfehlung 

 Aus der Sicht des Sielverbandes Hetlingen bestehen gegen die Planung grundsätzlich 

keine Bedenken. Ansonsten wird auf unsere Stellungnahme vom 31.07.2017 verwiesen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

II.6 
Gewässer- und Landschaftsverband (Gewässerverband Pinnau) 

(Frau Peters, Haseldorf) – 03.11.2017 
Empfehlung 
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II.6 
Gewässer- und Landschaftsverband (Gewässerverband Pinnau) 

(Frau Peters, Haseldorf) – 03.11.2017 
Empfehlung 

 Bezüglich der vorgelagerten Planung werden Einwendungen nicht vorgebracht, da bei der 

überplanten Fläche das Gebiet des Gewässerverbandes Pinnau nicht betroffen ist. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

II.7 
Handwerkskammer Lübeck 

(Frau Henning, Betriebsberatung und Wirtschaftspolitik, Lübeck) – 01.11.2017 
Empfehlung 

 nach Durchsicht der uns übersandten Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass in obiger Ange-

legenheit aus der Sicht der Handwerkskammer Lübeck keine Bedenken vorgebracht wer-

den. Sollten durch die Flächenfestsetzungen Handwerksbetriebe beeinträchtigt werden, 

wird sachgerechter Wertausgleich und frühzeitige Benachrichtigung betroffener Betriebe 

erwartet. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

II.8 
Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes S-H  

(Herr Suersen, Untere Forstbehörde, Neumünster) – 23.10.2017 
Empfehlung 

 Gegen die o. g. Bauleitplanung bestehen aus forstbehördlicher Sicht keine Bedenken. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

II.9 
Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes S-H 

(Herr Ernst, Technischer Umweltschutz, Itzehoe) – 23.10.2017 
Empfehlung 

 zu dem o.a. Vorhaben werden aus der Sicht des Immissionsschutzes keine Bedenken 

gegen die Änderungen der erneuten Beteiligung erhoben. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

II.10 
Landesbetrieb Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz 

(Herr Ehmling, Fachbereich 42 Koordination und Vollzug, Itzehoe) – 30.10.2017 
Empfehlung 

 seitens des Landesbetriebes Küstenschutz bestehen gegen die Änderung des B-Planes 

Nr. 12 keine Bedenken, da die Änderungen des Planes nicht küstenschutzrelevant sind. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

II.11 
Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein 

(Herr Paul, Itzehoe) – 24.10.2017 
Empfehlung 

 Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus hat mir Ihr 

Schreiben vom 22.10.2017 zuständigkeitshalber zur Stellungnahme übersandt. 

Gegen den vorgelegten Plan und die erneute öffentliche Auslegung habe ich in stra-

ßenbaulicher und –verkehrlicher Hinsicht nur dann keine Bedenken, wenn meine 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 

Alle vorangegangenen Stellungnahmen wurden bereits bzw. werden 

berücksichtigt. 

Zukünftig werden immer 3 Ausfertigungen der Planunterlagen übersen-
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II.11 
Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein 

(Herr Paul, Itzehoe) – 24.10.2017 
Empfehlung 

Stellungnahmen - Az.: 219-555.811-56.027 vom 08.08.2017 und 23.03.2017 vollinhalt-

lich berücksichtigt wird. 

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Straßen des überörtlichen Verkehrs mit Aus-

nahme der Kreisstraßen. 

Eine zusätzliche Stellungnahme in straßenbaulicher und -verkehrlicher Hinsicht durch das 

Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus erfolgt nicht. 

Anmerkung: 

Ihrem Schreiben waren die erforderlichen Planunterlagen nur 1-fach beigefügt. Für die 

Ausarbeitung meiner Stellungnahme benötige ich diese jedoch in 3-facher Ausfertigung. 

Ich bitte daher zukünftig immer um Übersendung von 3 Ausfertigungen. Vorsorglich weise 

ich darauf hin, dass mir eine Stellungnahme erst bei Vorlage vollständiger Unterlagen mög-

lich ist. 

det. 

 

II.12 
Landeskriminalamt Schleswig-Holstein 

(Frau Wegener, Kampfmittelräumdienst, Kiel) – 27.10.2017 
Empfehlung 

 in der o. a. Gemeinde/Stadt sind Kampfmittel nicht auszuschließen. Vor Beginn von Tief-

baumaßnahmen wie z. B. Baugruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom und Straßenbau ist 

die o. a. Fläche/Trasse gem. Kampfmittelverordnung des Landes Schleswig-Holstein auf 

Kampfmittel untersuchen zu lassen. Die Untersuchung wird auf Antrag durch das Landes-

kriminalamt, Dezernat 33, Sachgebiet 331, Mühlenweg 166, 24116 Kiel durchgeführt. Bitte 

weisen Sie die Bauträger darauf hin, dass sie sich frühzeitig mit dem Kampfmittelräum-

dienst in Verbindung setzen sollten, damit Sondier- und Räummaßnahmen in die Baumaß-

nahmen einbezogen werden können. 

Die Stellungnahme wird zu gegebener Zeit beachtet. 

Entsprechende Untersuchungen werden rechtzeitig beim Landeskrimi-

nalamt beantragt. 

 

II.13 
Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration des Landes S-H 

(Frau Leibauer, Landesplanungsbehörde, Kiel) – 22.09.2017 
Empfehlung 

 Die Gemeinde Hetlingen beabsichtigt im Wesentlichen, in dem ca. 3 ha großen Gebiet 
"südlich der Holmer Straße, östlich der Wohnbebauung "Blink", nördlich der 2. Deichlinie in 
einer Tiefe von ca. 150 m" im westlichen Teil ca. 0,6 ha allgemeine Wohngebiete sowie 0,7 
ha Mischgebiete und im östlichen Teil ca. 0,8 ha gewerbliche Bauflächen (eingeschränktes 
Gewerbe) auszuweisen. Einzelhandelsbetriebe sind gemäß den textlichen Festsetzungen 
im Gewerbegebiet nicht zulässig. 
Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Hetlingen stellt den westlichen Teil als 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II.13 
Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration des Landes S-H 

(Frau Leibauer, Landesplanungsbehörde, Kiel) – 22.09.2017 
Empfehlung 

Mischgebiet und den östlichen Teil als Gewerbegebiet dar. Mit E-Mail vom 28.07.2017 teilt 
der ,Kreis Pinneberg mit, dass alle grundsätzlichen Fragen zwischen Amt und Kreis im 
Vorfelde abschließend geklärt wurden und dass daher keine grundsätzlichen Bedenken 
bestehen. 
Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung wie folgt Stellung: 
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus 
dem am 04.10.2010 in Kraft getretenen Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein vom 
13.07.20.10 (LEP 2010; Amtsbl. Schl.-H ., S. 719) und dem Regionalplan für den Pla-
nungsraum I (alt) (Fortschreibung 1998). Es wird bestätigt, dass gegen die o. g. Bauleit-
planung der Gemeinde Hetlingen keine Bedenken bestehen; insbesondere stehen Ziele 
der Raumordnung den damit verfolgten Planungsabsichten nicht entgegen. 
Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die .Erfordernisse der Raumordnung und greift 
damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über 
die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen Stel-
lungnahme nicht verbunden.  
Das Referat für Städtebau und Ortsplanung,. Städtebaurecht weist ergänzend auf Folgen-
des hin: 
In der Begründung zum Bauleitplansind entsprechend dem Stand des Verfahrens u. a. 
nach der Anlage zum BauGB die aufgrund der Umweltprüfung ermittelten und bewerteten 
Belange des Umweltschutzes im Umweltbericht darzulegen (§ 2a Abs. 1 Satz 2 Buchst. b 
BauGB). Aufgrund der Forderung des Gesetzgebers, der Umweltbericht bilde einen ge-
sonderten Teil der Begründung, wird eine Aufsplitterung des Berichts über die gesamte 
Begründung vermieden. Seiner Funktion als einer der zentralen Teile der Begründung 
kann der Umweltbericht zudem nur dann nachkommen, wenn er in die Begründung inte-
griert ist. Ein Beifügen als "bloße" Anlage würde dieser Bedeutung, die durch das Postulat, 
das im Umweltbericht beschriebene Ergebnis der Umweltprüfung sei in der Abwägung zu 
berücksichtigen (§. 2 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 2a Satz 2 BauGB), betont wird, nicht gerecht 
werden. Der Umweltbericht ist daher in die Begründung zu integrieren (zwischen Über-
schrift „Begründung" und der Unterschrift der Bürgermeisterin bzw. des Bürgermeisters). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Umweltbericht wird in die Begründung integriert. 

 

II.14 
Schleswig-Holstein Netz AG 

(Herr Schumacher, Netzcenter Uetersen) – 19.10.2017 
Empfehlung 

 Von unserer Seite bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen die o. g. Bauleitpla-

nung der Gemeinde Hetlingen. 

Vorsorglich möchten wir darauf hinweisen, dass sich im Einmündungsbereich des geplan-

ten Baugebietes Versorgungsleitungen der Schlwesig-Holstein Netz AG befinden und jeder 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Hinweise werden an die künftigen Bauherren weitergegeben. 
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II.14 
Schleswig-Holstein Netz AG 

(Herr Schumacher, Netzcenter Uetersen) – 19.10.2017 
Empfehlung 

Bauunternehmer verpflichtet ist, rechtzeitig vor Baubeginn sich Auskunft über die Lage der 

Leitungen einzuholen. 

 

II.15 
Stadtwerke Wedel GmbH 

(Herr Bendig, Asset Management, Planung Strom, Erdgas, Wasser, Wärme) – 23.10.2017 
Empfehlung 

 hinsichtlich des B Planes 12 teilen wir ihnen mit, dass gemäß unseres Gesprächs die 

BHKW Fläche fehlt, die laut ihrer Aussage von der Gemeinde nicht mehr gewünscht wird 

und somit entfällt. Ansonsten bestehen keine Bedenken 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

II.16 
SVG Südholstein Verkehrsservicegesellschaft mbH 

(Herr Mozer, Norderstedt) – 25.10.2017 
Empfehlung 

 Wir meinen, dass der ÖPNV-Erschließung bei der Entwicklung von Wohnen und Gewerbe 

eine essentielle Bedeutung zukommt und bei der Aufstellung von B-Plänen berücksichtigt 

werden muss, da öffentliche Mobilität eine für weite Teile der Bevölkerung und der Wirt-

schaft notwendige und zudem umweltfreundliche Voraussetzung für eine gut funktionie-

rende und abgestimmte Flächennutzung ist. Eine frühzeitige Berücksichtigung der ÖPNV-

Belange soll überdies dazu dienen, ÖPNV-erschließungsbedürftige Planungen außerhalb 

durch den ÖPNV erschlossener Bereiche nach Möglichkeit zu vermeiden und problemati-

schen Effekten wie z.B. Folgekosten präventiv zu begegnen. Vor diesem Hintergrund 

schlagen wir zur Vervollständigung vor, die bestehende ÖPNV-Bedienung in die Struktur-

analyse der Begründung aufzunehmen. 

„Das Plangebiet ist durch die zum Hamburger Verkehrsverbund (HVV) gehörende Buslinie 

589 Uetersen – Haseldorf - Hetlingen - Wedel an das ÖPNV-Netz der Metropolregion 

Hamburg angeschlossen. Die nächstgelegene Haltestelle ist „Hetlingen, Blink“ in einer 

Entfernung von knapp 400 m (Luftlinie bis Mitte Plangebiet). Die Buslinie 589 knüpft in 

ihrem weiteren Verlauf an diverse HVV-Bahn- und -Buslinien an." 

Die Stellungnahme wird beachtet. 

Die Begründung wird redaktionell ergänzt. 

 

II.17 
Telefonica Germany GmbH & Co. OHG Hamburg (Richtfunk von E-Plus) 

(Herr Schallehn) – 16.08.2017 
Empfehlung 

 die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass auch weiterhin keine Belange von Seiten der 

E-Plus Service GmbH zu erwarten sind (siehe hierzu verfasste Stellungnahme vom 

16.08.2017). 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II.17 
Telefonica Germany GmbH & Co. OHG Hamburg (Richtfunk von E-Plus) 

(Herr Schallehn) – 16.08.2017 
Empfehlung 

Sollten sich noch Änderungen in der Planung / Planungsflächen ergeben, so würden wir Sie 

bitten uns die geänderten Unterlagen zur Verfügung zu stellen, damit eine erneute Überprü-

fung erfolgen kann. Die schwarzen Linien verstehen sich als Punkt-zu-Punkt-

Richtfunkverbindungen der E-Plus Service GmbH (zusätzliche Info: farbige Verbindungen 

gehören zu Telefónica Germany).  

 
 

II.18 
Telefonica Germany GmbH & Co. OHG Hamburg (Richtfunk von Telefonica o2) 

(Herr Schallehn) – 06.11.2017 
Empfehlung 

 die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass auch weiterhin keine Belange von Seiten der 

Telefónica Germany GmbH & Co. OHG zu erwarten sind (siehe hierzu verfasste Stellung-

nahme vom 16.08.2017). 

Sollten sich noch Änderungen in der Planung / Planungsflächen ergeben, so würden wir Sie 

bitten uns die geänderten Unterlagen zur Verfügung zu stellen, damit eine erneute Überprü-

fung erfolgen kann. Die farbigen Linien verstehen sich als Punkt-zu-Punkt-

Richtfunkverbindungen von Telefónica Germany GmbH & Co. OHG (zusätzliche Info: 

schwarze Verbindungen gehören zu E-Plus Service GmbH).  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II.19 
Wasser- und Schifffahrtsamt Hamburg 

(Frau Baran / Herr Henrichsen) – 24.10.2017 
Empfehlung 

 Durch das o.g. Vorhaben bin ich in der Wahrnehmung meiner Aufgaben nicht betroffen. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

III Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

 

III.1 
Private Einwender 1  

(Hetlingen) – 03.11.2017 
Empfehlung 

 
Hiermit erheben wir Widerspruch, ersatzweise Einspruch gegen die Realisierung des Bau-

abschnittes 12 durch die Gemeinde Hetlingen. Widerspruch bzw. Einspruch gegen die 

Beschlussfassung des Gemeinderates Hetlingen vom 12.10.2017. Antrag auf Prüfung des 

Amtes Geest und Marsch auf Unbefangenheit aller Gemeinderatsmitglieder bei der Be-

schlussfassung zum Bauabschnitt 12. 

Da vor der Beschlussfassung zum BA 12 die Unmutsäußerung des Gemeindevertreters 

Strauch "die ganze Angelegenheit nicht zu verzögern", geäußert wurde, ist zu vermuten, 

wie bei der Abstimmung zum BA 15, dass eine Befangenheit von Gemeindevertretern vor-

liegt und die Unbefangenheit daher zu überprüfen ist. 

Die Stellungnahme wird zurück gewiesen. 

Eine Befangenheit eines Gemeindevertreters besteht dann, wenn seine 

oder ihre privaten Interessen mit der ehrenamtlichen Tätigkeit als Ge-

meindevertreters kollidieren. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 12 liegt nicht auf Pri-

vatbesitz eines Gemeindevertreters, sondern soll vielmehr von der Ge-

meinde Hetlingen erworben, entwickelt und vermarktet werden. Der zu 

erhoffende wirtschaftliche Erfolg kommt der Gemeinde, nicht aber Pri-

vaten, auch nicht den Gemeindevertretern zu gute. 

Insofern besteht keine Befangenheit der Gemeindevertreter. 

 Gegen die geänderte Form des letzten Beschlusses zum Bebauungsplan 12, mit der 

Mehrheit der CDU im Gemeinderat Hetlingen vom 12.10.2017, ist unserer Auffassung nach 

Widerspruch bzw. Einspruch zu erheben, da hier Baumöglichkeiten gegeben werden, die 

dem Dorfcharakter der Gemeinde Hetlingen widersprechen. 

Aufgrund der Beschlussänderung können 2 geschossige Häuser entstehen, die eindeutig 

städtischen Charakter haben und z.B. unser Haus in der Höhe deutlich überragen können 

und ebenso in der Breite, wie Länge. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Bereits in der öffentlichen Auslegung gem. §§ 3(2) und 4(2) BauGB war 

für das Gebiet eine zweigeschossige Bauweise zulässig. Dies ist auch 

ausdrücklich Wunsch der Gemeinde und entspricht dem Grundsatz 

einer flächensparenden Bauweise. Im Vergleich zur öffentlichen Ausle-

gung ist die Festsetzung der Gebäudehöhe im Bereich angrenzend an 

den Blink weggefallen, da diese bei Festsetzung der Trauf- und First-

höhe obsolet ist. Eine zweigeschossige Bauweise ist zudem bereits 

gerade im angesprochenen Baugebiet Blink entlang der Deichlinie zu-

lässig, sodass davon ausgegangen wird, dass sich die neue Bebauung 

in die Nachbarschaft einfügt. 



Gemeinde Hetlingen: Bebauungsplan Nr.12 für das Gebiet: südlich der Holmer Straße, östlich der Wohnbebauung „Blink“, nördlich der 2. Deichli-
nie in einer Tiefe von ca. 150 m 
 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a (3) BauGB 

 

Aufgestellt: WRS ARCHITEKTEN & STADTPLANER GMBH BDA, Markusstraße 7, 20355 Hamburg Stand 08.11.2017 / Seite 10 von 18 

III.1 
Private Einwender 1  

(Hetlingen) – 03.11.2017 
Empfehlung 

 Weiterhin werden wir, durch die geänderte Form der An- bzw. Auslegung eines Wohn- und 

Gewerbegebietes 12, erheblich finanziell geschädigt, da die Veränderung des freien Bli-

ckes in die Feldmark mehr als gewöhnlich beeinträchtigt wird. Hierdurch verliert unser 

Haus mit Grundstück, durch den Bau eines anschließenden Wohn- und Gewerbegebietes, 

permanent an Wert, d.h. bei der derzeitigen Situation durch den Beschluss der CDU Mehr-

heit im Gemeinderat, kann das Haus mit Grundstück nur mit wesentlichen Abschlägen 

verkauft werden. Dies wäre nicht der Fall, wenn die Fläche, wie seit Jahrhunderten, weiter 

landwirtschaftlich genutzt wird und nicht verbaut ist. Die Höhe des Schadens würde ca.- 

30% bis -40% ausmachen. Da man von einer Wertsteigerung von 10% bis 20% per Anno 

bei einem unverbauten Grundstück ausgehen kann, wird bei einem verbauten Grundstück 

mit einem Wertverlust zu rechnen sein. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Der im Jahr 2013 neu aufgestellte Flächennutzungsplan stellt die Flä-

che als Misch- und Gewerbegebiet dar. Damit hat die Gemeinde das 

städtebauliche Ziel, das Gebiet zu entwickeln, bereits vor vier Jahren 

formuliert. Es war somit damit zu rechnen, dass die Fläche entwickelt 

werden wird. Es besteht kein Anspruch auf einen unverbauten Blick. 

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass das Plangebiet Einfluss auf 

der Wertentwicklung der umliegenden Grundstücke hat. Die zur Wert-

entwicklung vorgebrachten Zahlen werden jedoch nicht beurteilt. 

Die Gemeinde gibt im Wege der Abwägung unter Würdigung aller As-

pekte der Verfolgung des städtebaulichen Ziels den Vorrang gegenüber 

der Wahrung des Status Quo für die Anlieger. 

 Als weiteres sind die Ausführungen in dem Wasserwirtschaftlichen Konzept des Ingeni-

eursbüro Dänekmap und Partner unseres Ermessens nach nicht schlüssig, da wir in der 

Vergangenheit mehr als genug mit Oberflächenwasser und hohem Grundwasserspiegel zu 

tun hatten und wir ohne Drainage und Drainagepumpen nicht wasserfrei, in den Kellern, 

wohnen können. Dies gilt für alle Grundstücke seit Bestehen des Blinks.  

Da nunmehr noch eine weitere Verdichtung von Versickerungsflächen durch den Bebau-

ungsplan 12 zu befürchten ist, behalten wir uns vor, die Gemeinde Hetlingen in Regress zu 

nehmen, bei einem etwaigen Schadensfall durch Grundwasser etc.  

Die Regenwasserabführung über die Gräben erscheint uns daher mehr als gefährlich. Da 

durch den Deich- und Sielverband immer ein sehr hoher Wasserstand in den Gräben 

durchgeführt wird und zusätzliches Regenwasser vom Baugebiet 12 dazu kommt, werden 

wir dann in Bedrängnis (durch den Rückstau) kommen und das Wasser nicht mehr abfüh-

ren können. Das Regenwassersiel im Blink ist heute schon ausgelastet und verträgt keine 

weitere Zuführung. Dies gilt auch für das Schmutzwassersiel. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Es bestehen keine Bedenken des Deich- und Sielverbandes Elb-

marsch. Die Untere Wasserbehörde des Kreises Pinneberg begrüßt 

das wasserwirtschaftliche Konzept ausdrücklich. 

Die geplanten Gräben werden als gedichtete Gräben ausgeführt, d.h. 

eine Speisung des Grundwassers durch die versiegelten Flächen wird 

technisch ausgeschlossen. Eine für angrenzende Gebäude im Blink 

schädliche Einwirkung des Grundwasserspiegels als Folge der Entwick-

lung des Bebauungsplanes Nr. 12 ist nicht zu erwarten. 

Die geplanten Gräben sind als Stauräume zur Zwischenspeicherung 

des anfallenden Regenwassers vorgesehen und hierfür ausreichend 

dimensioniert. Die Ableitung erfolgt stark gedrosselt in den Regenwas-

serkanal „Blink“. Eine zusätzliche Belastung des Regenwasserkanals ist 

nicht zu erwarten. 

Das Schmutzwasser wird nicht in die Kanalisation im Blink eingeleitet, 

sondern an die Kanalisation in der Holmer Straße eingeleitet. 

 Des Weiteren werden durch den Bau eines Wohn- und Gewerbegebietes Rast- und Fut-

terplätze von verschiedenste Arten von Gänsen, Singschwänen, Höckerschwänen, Feld-

lerchen, Fledermäusen, Störchen, Graureihern usw. in ihrem Habitat empfindlich gestört 

bzw. verjagt. Eine dreimalige Begehung der Fläche ist zur Beurteilung, welche Vögel und 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die im Rahmen des Bebauungsplanes erstellte Artenschutzprüfung 

ergab, dass  

 die im Untersuchungsgebiet vorkommenden Brutvogelarten 
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III.1 
Private Einwender 1  

(Hetlingen) – 03.11.2017 
Empfehlung 

Lebewesen auf der Fläche über das Jahr leben bzw. ziehen und rasten, mehr als dürftig 

und kann die tatsächliche Gegebenheit nicht widergeben.  

Wir weisen nochmals darauf hin, dass Fledermäuse, Feldlerchen, Falken, Habichte, Bus-

sarde etc. regelmäßig auf bzw. über der landwirtschaftlichen Fläche vorhanden waren bzw. 

sind. Nach der Ernte des angebauten Getreides waren bis zu 6 Weißstörche auf dem Feld 

um sich für den Rückflug in die Winterquartiere die entsprechende Kraft anzufressen. 

Auch dieses wird dann nicht mehr möglich sein, da die Abstände zum unbebauten Gebiet 

zu gering ist. Ebenso sind Graugänse, Nonnengänse, Nilgänse, Grau- und Silberreiher auf 

dem Grundstück sehr zahlreich zu beobachten. 

Weiterhin sind durch Gräben, die derzeit um das Feld angelegt sind, Amphibien in ihrem 

Lebensraum gefährdet bzw. werden vertrieben. Welche Auswirkungen dann ein erhöhter 

Wasserstand in den Gräben zur Folge hat, ist in dem Gutachten nicht aufgeführt. 

Weitere negative Einflüsse die auf uns als Bewohner des Blinks und der Natur zu ver-

zeichnen sind, ist derzeit nicht absehbar. 

nicht von einer Zerstörung oder zumindest Beschädigung ihrer 

Fortpflanzungsstätte im Sinne des § 44 BNatSchG durch das 

Vorhaben betroffen sind; zum Ausschluss des Brutvorkommens 

von Bodenbrütern sind 3 Geländebegehungen fachlich ausrei-

chend, 

 bei potentiell vorhandenen Fledermäusen potentielle Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten nicht betroffen sind und das Plangebiet 

als Jagdhabitat nur eine geringe bis mittlere Bedeutung hat und 

 Grasfrosch, Teichfrösche und Erdkröten keine potentiellen 

Laichplätze verlieren, da bedeutende Teile des Grabens am 

Deichfuß erhalten bleiben. Die Populationen behalten einen 

Landlebensraum, der weiterhin geeignet ist, diese Populationen 

zu erhalten. 

Es findet keine zusätzliche Einleitung von Oberflächenwasser in die 

umgebenden Gräben statt. Die Ableitung erfolgt stark gedrosselt über 

den Regenwasserkanal im Blink. Von einem erhöhten Wasserstand in 

den vorhandenen Gräben wird daher nicht ausgegangen. 

 Welches Gewerbe darf sich ansiedeln, mit welchen Emissionen man rechnen muss, ist aus 

dem Bebauungsplan nicht zu entnehmen. Aus all diesen Gründen erheben wir Einspruch 

bzw. Widerspruch gegen den Bauplan 12 der Gemeinde Hetlingen. 

Im Bebauungsplan ist ein eingeschränktes Gewerbegebiet gem. § 8 

BauGB ausgewiesen. Gemäß § 8 BauGB gilt: 

(1) Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht 

erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. 

(2) Zulässig sind 

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öf-

fentliche Betriebe, 

2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 

3. Tankstellen, 

4. Anlagen für sportliche Zwecke. 

(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden  

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 

Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 

zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 

untergeordnet sind, 
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III.1 
Private Einwender 1  

(Hetlingen) – 03.11.2017 
Empfehlung 

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 

Zwecke, 

3. Vergnügungsstätten. 

 

Gemäß Nr. 1.3 der textlichen Festsetzungen ist das Gewerbegebiet 

folgendermaßen eingeschränkt: 

Gemäß § 1 (5) und (6) Nr. 1 BauNVO sind folgende gemäß § 8 (2) 

BauNVO allgemein zulässigen Nutzungen nicht zulässig: 

Vergnügungsstätten (Gewerbebetriebe i.S.d. § 8 (2) Nr. 

1 BauNVO), insbesondere Spielhallen und ähnliche Unternehmen 

im Sinne der §§ 33a-i der Gewerbeordnung, die der Aufstellung 

von Spielgeräten mit und ohne Gewinnmöglichkeit dienen, Wett-

büros, Bordelle, bordellartige Betriebe sowie Vorführ- und Ge-

schäftsräume, deren Zweck auf Darstellungen oder auf Handlun-

gen mit sexuellem Charakter ausgerichtet sind, 

Einzelhandelsbetriebe (Gewerbebetriebe i.S.d. § 8 (2) 

Nr. 1 BauNVO), 

Tankstellen  

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Be-

triebsinhaber oder Betriebsleiter gemäß § 8 (3) Nr. 1 BauNVO sind 

ausnahmsweise zulässig, sofern ihre Grundfläche 30% der insge-

samt errichteten Grundfläche nicht überschreitet. 

 

Die zu erwartenden Emissionen aus dem Gewerbegebiet wurden in der 

Lärmtechnischen Untersuchung betrachtet und bewertet. Die Ergebnis-

se sind in den Bebauungsplan eingeflossen und stellen sicher, dass 

innerhalb des Bebauungsplanes die Immissionsrichtwerte eingehalten 

werden. Aufgrund des größeren Abstandes der bestehenden Bebauung 

im Blink zum Gewerbegebiet werden in der Folge selbstverständlich 

auch dort die Immissionsrichtwerte eingehalten. 
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III.2 
Private Einwender 2  

(Hetlingen) – 05.11.2017 
Empfehlung 

 zu dem Bebauungsplan 12 "Gewerbegebiet" der Gemeinde Hetlingen habe ich folgende 

Einwände, mit denen ich dem ausliegenden Bebauungsplan widersprechen möchte. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 1. Das Wohngebiet "Blink" wurde laut Begründung zum Bebauungsplan 12 in der 2. Ände-

rung des Bebauungsplans Nr. 3 als Mischgebiet mit offener Bauweise festgesetzt. Auch 

der Flächennutzungsplan spricht von gemischten Bauflächen im westlichen Teil sowie 

weist mit der Aussage "Die Ausweisung des Mischgebietes soll gemäß Begründung zum 

FNP der Entflechtung von Gewerbe- und Wohnnutzung innerhalb der Ortslage dienen." 

darauf hin, dass es in dem Gebiet Blink und in der umliegenden Umgebung Mischgebiete 

mit den entsprechenden Merkmalen gibt bzw. geben sollte (§ 6 BauNVO). Das Vorhan-

densein solcher Mischgebiete wäre Voraussetzung für eine zulässige Ausweisung eines 

angrenzenden Gewerbegebietes, um den Grundsatz von Wohnen und Gewerbe zu wah-

ren. In der Begründung zum Bebauungsplan 12 wird ausdrücklich darauf hingewiesen, 

dass eine Entflechtung von Gewerbe- und Wohnnutzung zu schaffen ist. 

Tatsächlich aber ist weder in den an das Wohngebiet Blink angrenzenden Gebieten, noch 

im Gebiet Blink selbst eine Mischung von reiner Wohnnutzung mit Nutzungsformen wie 

Geschäfts- und Bürogebäude, Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltun-

gen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, Gar-

tenbaubetriebe, Tankstellen oder Vergnügungsstätten entstanden. Vielmehr sind im Gebiet 

Blink keinerlei solche Betriebe zu finden und in der anliegenden Umgebung westlich vom 

Blink wie auch gegenüber auf der anderen Seite der L261 keine oder als absoluter Aus-

nahmefall Büros vorhanden, die auch im reinen Wohngebiet möglich wären (§ 3 BauNVO).  

Die Gebiete sind also de facto reine Wohngebiete, die keinerlei Mischcharakter tragen. 

Mischgebiete wachsen in Verlauf der Jahre und lassen sich kaum im Vorfeld festlegen. Die 

Gebiete, insbesondere das Gebiet Blink, hätten daher den Tatsachen entsprechend in 

reine Wohngebiete umgewidmet werden müssen. 

Eine Entflechtung von Wohn- und Gewerbegebiet ist daher nicht zu erwarten. Das extrem 

schmale künftig im Baugebiet 12 ausgewiesene Mischgebiet kann eine solche Funktion 

nicht erfüllen, da es sich gerade einmal um 2 Häuserreihen handelt. Dies gilt umso mehr, 

als dass die vorige Festlegung als Mischcharakter sich praktisch nicht als wirksam erweist, 

wie bereits an der bisherigen Dorfentwicklung zu bemerken war. Zu erwarten ist vielmehr, 

dass sich im geplanten Mischstreifen eine weitere reine Wohnnutzung etablieren wird, die 

Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 

Der Bebauungsplan Nr. 3, 2. Änderung (Baugebiet Blink) ist nicht Be-

standteil dieses Bebauungsplanverfahrens. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei der Aufstellung dieses Bebauungsplanes handelt es sich um einen 

sog. Angebotsbebauungsplan. Dies bedeutet, dass zum Zeitpunkt der 

Aufstellung des B-Plans die künftigen Nutzer der Grundstücke noch 

nicht fest stehen, eine faktische Nutzungsmischung mithin noch nicht 

beurteilt werden kann. 

Die Ausweisung von Mischgebieten folgt jedoch dem  Ziel der Gemein-

de Hetlingen, ein gemischt genutztes (dem Wohnen und Arbeiten die-

nendes) Quartier zu entwickeln. Entsprechend wird die Gemeinde bei 

der Vergabe der Grundstücke darauf achten, dass die gesetzlich fest-

geschriebene (und seitens der Einwender monierte) Mischung aus 
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ohne Übergang abrupt auf Gewerbenutzung treffen wird. Dies entspricht in keiner Weise 

dem Entflechtungsgrundsatz.  

Man könnte sogar annehmen, dass die Ausweisung des Gebiets Blink und der Gebiete in 

der Umgebung als Mischgebiete eine Entwicklung in Richtung eines benachbarten Gewer-

begebiets vorbereiten sollten, obwohl gut bekannt war, dass das Gebiet Blink sowie des-

sen Umgebung eine reine Wohnnutzungsprägung aufwiesen. Da offenbar - wie auch aus 

der Begründung des Bebauungsplans 12 ersichtlich – zwei Gewerbetreibende offen (und 

schon seit Längerem) Interesse daran zeigten, ein Gewerbegebiet nutzen zu können, liegt 

es nicht ganz fern zu vermuten, dass die Gemeinde diesen Gewerbetreibenden entgegen 

kommen wollte. Natürlich sind Gewerbeansiedlungen nicht grundsätzlich abzulehnen. Un-

zulässig dürfte es aber sein, wenn bewusst ein weicher Übergang zur Gewerbenutzung in 

unmittelbarer Nähe zu reiner Wohnnutzung geschaffen werden soll. 

Wohnen und Gewerbe entsteht. 

 

Bei der Schaffung eines „weichen Überganges“ handelt es sich um die 

korrekte städtebauliche Abstufung von einem Gewerbegebiet über ein 

Mischgebiet zum Wohngebiet. Mit dieser städtebaulichen Abstufung 

wird sichergestellt, dass die Wohngebiete den erforderlichen Schutz vor 

Geräuschimmissionen erhalten. Die städtebaulich korrekte Abstufung 

ist daher keinesfalls unzulässig. Dass es sich im Blink um eine reine 

Wohnnutzung handelt, entspricht nicht dem planerischen Ziel der Ge-

meinde, die in der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr.3 dort Misch-

gebiet festgesetzt hat. 

 2. Es darf auch in Frage gestellt werden, inwieweit nicht die angesprochenen Konflikte mit 

der nachbarschaftlichen Umgebung am bisherigen Standort der Gewerbe gelöst werden 

können - dazu ist in der Begründung nichts ausgeführt. Derartige Konflikte können eben-

falls mit der künftig zu erwartenden benachbarten reinen oder allgemeinen Wohnnutzung 

entstehen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die unmittelbare Nachbarschaft (Nachbarhaus) führt am heutigen 

Standort der Betriebe zu Konflikten. Im Bebauungsplan Nr. 12 sind 

derartige Konflikte aufgrund der Trennung von Gewerbebetrieben und 

Wohngebieten und dem Abstand zwischen diesen nicht zu erwarten. 

 3. Neben dem erwähnten Brillenproduktionsbetrieb steht offenbar mindestens ein weiterer 

Betrieb für eine Ansiedlung in Frage, der von Art und Auswirkung nicht bekannt ist. Hierzu 

ist keine Beurteilung und Einschätzung in der Begründung getroffen worden, so dass hier 

möglicherweise unverhältnismäßige Belastungen auf die Nachbarschaft zu kommen. Für 

mich und meine Nachbarn ist Gewerbetätigkeit mit den entsprechenden Emissionen und 

Auswirkungen in so unmittelbarer Nähe aus verschiedenen Gründen nicht tragbar. Dies gilt 

nicht zuletzt, weil ich chronisch erkrankt bin, dadurch bedingt nachts wenig schlafen kann 

und daher tagsüber Geräuschbelästigung besonders schädlich wäre. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die zu erwartenden Emissionen aus dem Gewerbegebiet wurden in der 

Lärmtechnischen Untersuchung betrachtet und bewertet. Die Ergebnis-

se sind in den Bebauungsplan eingeflossen und sichern, dass innerhalb 

des Bebauungsplanes die Immissionsrichtwerte eingehalten werden. 

Aufgrund des größeren Abstandes der bestehenden Bebauung im Blink 

zum Gewerbegebiet werden auch dort die Immissionsrichtwerte einge-

halten.  

 4. Die festgesetzten, unüblich hohen Geschosshöhen für die unmittelbare Nachbarschaft, 

angrenzend an mein Grundstück, bedingen, dass Schattenbildung und Blickbegrenzung 

den Wert des Grundstücks und des Hauses künftig erheblich mindern werden. Der Charak-

ter des Endhauses mit weitem Blick hat bisher ein AlleinsteIlungsmerkmal für das Haus 

bedeutet.  

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Der im Jahr 2013 neu aufgestellte Flächennutzungsplan stellt die Flä-

che als Misch- und Gewerbegebiet dar. Damit hat die Gemeinde das 

städtebauliche Ziel, das Gebiet zu entwickeln, bereits vor 4 Jahren for-

muliert. Es war somit damit zu rechnen, dass die Fläche entwickelt 

werden wird. Es besteht kein Anspruch auf einen unverbauten Blick. 

Zudem ist ein Abstand der neuen Bebauung von mindestens 16,40 m 
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zur Grundstücksgrenze der Bebauung am Blink aufgrund der Baugren-

ze und der öffentlichen Grünfläche gegeben. Die Gemeinde nimmt zur 

Kenntnis, dass das Plangebiet Einfluss auf der Wertentwicklung der 

umliegenden Grundstücke hat. Die Gemeinde gibt sich im Wege der 

Abwägung unter Würdigung aller Aspekte der Verfolgung des städte-

baulichen Ziels den Vorrang gegenüber der Wahrung des Status Quo 

für die Anlieger. 

 Ebenfalls eine Wertminderung droht durch die angesprochenen Entwässerungsmaßnah-

men. Diese sollen durch Ableitung des gesamten Niederschlagswassers über offene Grä-

ben konzentriert an den Rändern durchgeführt werden. Angesichts des lehmigen Unter-

grunds steht eine Aufweichung des Bodengrundes durch Feuchtigkeitsstau zu erwarten, 

der den Kellern und Fundamenten der benachbarten Häuser Schaden zufügen kann. Be-

reits durch die drohende Gefahr ist der Wert des Objekts Blink 28 b gemindert. 

Die geplanten Gräben werden als gedichtete Gräben ausgeführt, d.h. 

eine Speisung des Grundwassers durch die versiegelten Flächen wird 

ausgeschlossen. Eine für angrenzende Gebäude im Blink schädliche 

Entwicklung des Grundwasserspiegels als Folge der Entwicklung des 

Bebauungsplanes Nr. 12 ist nicht zu erwarten. 

Die geplanten Gräben sind als Stauräume zum Zwischenspeichern des 

anfallenden Regenwassers vorgesehen und ausreichend dimensioniert. 

Die Ableitung erfolgt stark gedrosselt in den Regenwasserkanal „Blink“. 

Eine zusätzliche Belastung des Regenwasserkanals ist nicht zu erwar-

ten. 

 5. Schließlich wird das in Frage stehende Gebiet regelmäßig als Rastplatz für Zugvögel 

genutzt. Die Planbegründung setzt sich mit dem Wegfall der Freiflächen für verschiedene 

Arten von Zugvögeln nicht auseinander. M.E. ist die Auswirkung des neuen Plangebiets 

auf die sich dort üblicherweise aufhaltenden Tierspezies nicht ausreichend untersucht wor-

den. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Im Rahmen des Bebauungsplanes wurde eine Artenschutzprüfung er-

stellt, die alle nach Bundesnaturschutzgesetz und/oder nach FFH-

Richtlinie geschützte Arten untersucht und dokumentiert hat. Es erfolgte 

eine Potentialanalyse aufgrund vorgefundener Lebensraumstrukturen 

mit vertiefender Erfassung spezieller potentieller Brutvogelarten durch 

mehrfache Geländebegehungen. Dass nicht alle Tierarten, die sich dort 

üblicherweise aufhalten im Detail untersucht wurden, ist mit ihrem groß-

räumigen Vorkommen zu begründen. 
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 zu dem Bebauungsplan 12 "Gewerbegebiet" der Gemeinde Hetlingen habe ich folgende 

Einwände, mit dem ich dem ausliegenden Bebauungsplan widerspreche! 

 

 

 1. Gegenüber der ersten Planung ist zwar bei Beibehaltung der Gesamtwohngebäudehö- Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 



Gemeinde Hetlingen: Bebauungsplan Nr.12 für das Gebiet: südlich der Holmer Straße, östlich der Wohnbebauung „Blink“, nördlich der 2. Deichli-
nie in einer Tiefe von ca. 150 m 
 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a (3) BauGB 

 

Aufgestellt: WRS ARCHITEKTEN & STADTPLANER GMBH BDA, Markusstraße 7, 20355 Hamburg Stand 08.11.2017 / Seite 16 von 18 

III.3 
Private Einwender 3  

(Hetlingen) – 04.11.2017 
Empfehlung 

hen die Traufhöhe der Wohngebäude erhöht worden. Das bedeutet, dass sich daraus fol-

gernd baulich eine sog. Blockbebauung für die Investoren ermöglicht wird. Die wird gegen-

über den angrenzenden bestehenden Grundstücken im Blink 28 b, 28 c, 34 c, und weitere 

sich durch die relativ kleinen Neubaugrundstücke als "Kasten" auswirken. Es besteht auch 

kein Anlass die Traufhöhe gegenüber dem ersten Bebauungsplan zu verändern. Es ist 

offensichtlich, dass dem zukünftigen Investor hier eine erhöhte Wohnfläche zugebilligt 

werden soll. Hinsichtlich der o.g. vorhandenen Bebauung im Blink würde sich für die dorti-

gen Bewohner der Wohnwert unzumutbar, aber auch unnötig, mindern. 

 

Im Vergleich zur öffentlichen Auslegung gemäß §3(2) BauGB bleiben 

im Teilgebiet WA1 (angrenzend an den Blink) die Trauf- bzw. die First-

höhe unverändert auf 6,50m bzw. 9,50m festgesetzt. Lediglich die 

Festsetzung der Gebäudehöhe ist weggefallen, da diese mithin obsolet 

ist.  

Die unterstellte erhöhte bauliche Ausnutzung der Grundstücke ist unzu-

treffend, da – unabhängig von der äußeren baulichen Gestalt der Ge-

bäude – bei der Festsetzung von zwei Vollgeschossen in jedem Fall ein 

weiteres Geschoss – ob geneigtes Dach oder Staffelgeschoss – mit 

noch einmal 75% der Wohnfläche eines Vollgeschosses zulässig ist. 

 2. Durch die Änderung der Traufhöhen bei gleichzeitiger Beibehaltung der Gesamt-

Gebäudehöhen und sich daraus ergebenen Möglichkeiten zu städtischen Bebauung (z.B. 

Toscana-Baustil u.ä.) widerspricht neben den negativen Auswirkungen auf die Nachbarbe-

bauung im Blink auch dem angestrebten dörflichen Charakter Hetlingens. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Es werden geschmackliche Fragen angesprochen. Für jede neue Be-

bauung stellt sich die Frage nach Angleichung an Bestehendes oder  

Absetzung durch zeitgemäße Formensprache. Diese Aspekte wurden 

eingehend diskutiert. 

Gemeinde hält im Wege der Abwägung unter Würdigung aller Aspekte 

an den hier festgesetzten Dach- und Bauformen fest.  

 3. Es wirft sich die Frage auf, wie sich die Entwässerung des Neubaugebietes auf die der-

zeitige Drainage-Entwässerung für bestehende Gebäude im Blink auswirkt. Meines Erach-

tens werden die Drainagepumpen das Grundwasser aus dem geplanten Graben anziehen. 

Dieses umso mehr, da der geplante Graben offensichtlich keinen Abfluss aufweist! 

Üblicherweise werden bei Neubaugebieten Regenrückhaltebecken mit Überlaufableitungen 

in externe Entlastungskanäle vorgesehen. Dieses ist im Bebauungsplan nicht ersichtlich, 

so dass das Wasser in den Gräben verbleibt, versickert oder irgendwann überläuft. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die geplanten Gräben werden als gedichtete Gräben ausgeführt, d.h. 

eine Speisung des Grundwassers durch die versiegelten Flächen wird 

ausgeschlossen. Eine für angrenzende Gebäude im Blink schädliche 

Entwicklung des Grundwasserspiegels als Folge der Entwicklung des 

Bebauungsplanes Nr. 12 ist nicht zu erwarten. 

Die geplanten Gräben sind als Stauräume zum Zwischenspeichern des 

anfallenden Regenwassers vorgesehen und ausreichend dimensioniert. 

Die Ableitung erfolgt stark gedrosselt in den Regenwasserkanal „Blink“. 

Eine zusätzliche Belastung des Regenwasserkanals ist nicht zu erwar-

ten. 

 4. Durch die Ableitung des gesamten Niederschlagswassers in die geplanten Gräben ist 

angesichts des lehmigen Untergrunds eine Aufweichung des Bodengrundes durch Feuch-

tigkeitsstau zu erwarten. Dieses wird möglicherweise den Fundamenten und den Kellern 

des der benachbarten Häusern im Blink Schäden zufügen u. der Gemeinde Hetlingen zum 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die geplanten Gräben werden als gedichtete Gräben ausgeführt, d.h. 

eine Aufweichung des Bodens  wird ausgeschlossen. Eine für angren-

zende Gebäude im Blink schädliche Entwicklung des Grundwasser-
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Schadenersatz verpflichten. spiegels als Folge der Entwicklung des Bebauungsplanes Nr. 12 ist 

nicht zu erwarten. 

 5. Unabhängig vom vorstehenden Widerspruch weise ich die Bürgermeisterin darauf hin, 

dass, sofern der geplante Graben (evtl. auch ein neuerdings geändertes Rückhaltebecken) 

nicht durch Zäune abgesichert wird, eine Gefährdungshaftung durch die Gemeinde erfol-

gen kann. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die angesprochenen haftungsrechtlichen Risiken sind zum Einen be-

kannt, zum Anderen nicht Gegenstand des Bebauungsplan-Verfahrens. 

 

 

 

 

 

 

IV Keine Stellungnahme abgegeben 

 

1 AG 29 Schleswig-Holstein 

 
 

2 Amt für Katastrophenschutz 

 
 

3 Arbeitsgemeinschaft Geobotanik Schleswig-Holstein und Hamburg e.V. 

 
 

4 BUND für Umwelt- und Naturschutz Deutschland 

 
 

5 

 

BUND Schleswig-Holstein 

 
 

6 Eisenbahn-Bundesamt 

 
 

7 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

 
 

8 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen  

9 Bundesvermögensamt 

 
 

10 Deutsche Bahn AG – DB Immobilien Region Nord  

11 Deutsche Post Real Estate 

 
 

12 E.ON Hanse AG  

13 Erzbischöfliche Generalvikariat 
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14 Ev.-Luth. Kirchenkreis 

 
 

15 Gewässer- und Landschaftsverband (Deich- und Hauptsielverband Haseld. Marsch) 

 
 

16 GAB Gesellschaft für Abfallwirtschaft und Abfallbeseitigung 

 
 

17 Hamburger Wasserwerke GmbH 

 
 

18 Grenzschutzpräsidium Nord 

 
 

19 Gutachterausschuss für Grundstückswerte im Kreis Pinneberg 

 
 

20 Hansenet Telekommunikation GmbH 

 
 

21 Hamburger Verkehrsverbund GmbH 

 
 

22 Holstein Wasser GmbH, Wasserwerk Haseldorfer Marsch 

 
 

23 Holstein Wasser GmbH  

 
 

24 Kabel Deutschland 

 
 

25 Kirchenkreisverwaltung, Bauabteilung 

 
 

26 Industrie und Handelskammer zu Kiel, Zweigstelle Elmshorn 

 
 

27 Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein, Landesplanungsbehörde 

 
 

28 KVIP GmbH 

 
 

29 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes S-H (Flintbek) 

 
 

30 Landesverband Schleswig-Holstein im Bund deutscher Baumschulen 

 
 

31 Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes S-H 

 
 

32 NABU Schleswig-Holstein 

 
 

33 Gemeinde Haselau, Der Bürgermeister 

 
 

34 Gemeinde Haseldorf, Der Bürgermeister 

 
 

35 Gemeinde Heist, Der Bürgermeister 

 
 

36 Gemeinde Holm, Der Bürgermeister 

 
 

37 Gemeinde Moorrege, Der Bürgermeister 

 
 

38 Gemeinde Neuendeich, Der Bürgermeister 

 
 

39 Verein Jordsand  

 



Gemeinde Hetlingen  
 

Begründung zum Bebauungsplan Nr. 12 
 

für das Gebiet südlich der Holmer Straße, östlich der Wohnbebauung „Blink“,  

nördlich der 2. Deichlinie in einer Tiefe von ca. 150 m 

 

Unterlagen zum Satzungsbeschluss 
Stand: 07.11.2017 

 
 

 
Auftraggeber: 
 

Gemeinde Hetlingen  

Hauptstraße 23 

25489 Haseldorf 

www.hetlingen.de 
 

 

 

Auftragnehmer: 
 

WRS ARCHITEKTEN & STADTPLANER GMBH 

Markusstraße 7  

20355 Hamburg  

 

 

 

 

TOP Ö  12TOP Ö  12

http://www.hetlingen.de/


Gemeinde Hetlingen  Begründung zum B-Plan Nr. 12 

Inhaltsverzeichnis         Seite 

1 Allgemeines .................................................................................................. 1 

1.1 Gründe und Planerfordernis .................................................................................... 1 
1.2 Lage im Gemeindegebiet ........................................................................................ 1 
1.2.1 Nutzungs- und Freiraumstruktur, Orts- und Landschaftsbild ............................................. 1 
1.2.2 Infrastruktur ........................................................................................................................ 2 
1.2.3 Kultur- und sonstige Sachgüter ......................................................................................... 2 
1.2.4 Altlasten ............................................................................................................................. 2 
1.2.5 Kampfmittel ........................................................................................................................ 2 
1.2.6 Bedarfe .............................................................................................................................. 2 

2 Planerische Rahmenbedingungen ................................................................ 3 

2.1 Raumordnung / Gemeinsame Landesplanung ........................................................ 3 
2.1.1 Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 (LEP) ................................................. 3 
2.1.2 Regionalplan (RegPlan) / Regionales Entwicklungskonzept (REK) .................................. 4 
2.2 Bauleitplanung ........................................................................................................ 5 
2.2.1 Flächennutzungsplan der Gemeinde Hetlingen (2013) ..................................................... 5 
2.2.2 Benachbarter Bebauungsplan Nr. 3 .................................................................................. 5 
2.3 Städtebaulicher Rahmenplan der Gemeinde Hetlingen (1996)................................ 6 
2.4 Planungsvorgaben Natur und Landschaft ............................................................... 6 
2.4.1 Landschaftsplan ................................................................................................................. 6 
2.4.2 Schutzgebiete und Objekte ................................................................................................ 6 

3 Ziele des Bebauungsplanes Nr. 12................................................................. 7 

3.1 Einbindung dieses Bebauungsplanes ..................................................................... 7 
3.2 Siedlungsentwicklung ............................................................................................. 7 
3.2.1 Erschließung / Infrastruktur ................................................................................................ 7 
3.2.2 Orstbild / Landschaftsbild / Naherholung ........................................................................... 8 
3.3 Naturschutz und Landschaftspflege ........................................................................ 8 
3.4 Landschaftsplanung ................................................................................................ 8 
3.5 Alternative Flächen ................................................................................................. 8 

4 Städtebauliches Konzept .............................................................................. 9 

4.1 Art der baulichen Nutzung ....................................................................................... 9 
4.1.1 Allgemeine Wohngebiete WA ............................................................................................ 9 
4.1.2 Mischgebiete MI ............................................................................................................... 10 
4.1.3 Eingeschränkte Gewerbegebiet GEe .............................................................................. 10 
4.1.4 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte....................................................................................... 11 
4.2 Maß der baulichen Nutzung ...................................................................................11 
4.2.1 Mindestgrundstücksgröße, Zahl der Wohneinheiten ....................................................... 11 
4.2.2 Überbaubare Grundstücksfläche ..................................................................................... 12 
4.2.3 Grundflächenzahl ............................................................................................................. 12 
4.2.4 Geschossigkeit, Bauweise ............................................................................................... 12 
4.2.5 Höhenbegrenzung und Höhenlage der Gebäude............................................................ 12 
4.3 Gestaltung .............................................................................................................13 
4.3.1 Dachgestaltung ................................................................................................................ 13 
4.3.2 Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie ....................................................................... 13 
4.3.3 Einfriedungen ................................................................................................................... 13 
4.3.4 Anforderungen an die Gestaltung von Werbeanlagen .................................................... 14 

5 Natur und Landschaft ................................................................................. 15 

5.1 Öffentliche Grünflächen .........................................................................................15 
5.2 Flächen für Anpflanzungen ....................................................................................15 
5.3 Eingriffs- und Ausgleichsregelung ..........................................................................16 

6 Erschließung ............................................................................................... 18 

6.1 Anbindung an das übergeordnete Verkehrsnetz ....................................................18 
6.2 Sichtdreiecke .........................................................................................................18 
6.3 Innere Erschließung / Planstraßen / Verkehrsflächen bes. Zweckbestimmung ......18 



Gemeinde Hetlingen  Begründung zum B-Plan Nr. 12 

6.4 Fußläufige Erschließung ........................................................................................19 
6.5 Öffentliche Parkplätze ............................................................................................19 
6.6 Private Stellplätze ..................................................................................................19 
6.7 Nebenanlagen .......................................................................................................19 

7 Ver- und Entsorgung .................................................................................. 20 

7.1 Trinkwasser ...........................................................................................................20 
7.2 Schmutzwasser .....................................................................................................20 
7.3 Oberflächenentwässerung .....................................................................................20 
7.4 Brandschutz ...........................................................................................................21 
7.5 Energieversorgung .................................................................................................21 
7.6 Abfallbeseitigung....................................................................................................21 
7.7 Fernmeldetechnische Versorgung .........................................................................21 

8 Immissionsschutz........................................................................................ 21 

8.1 Gewerbelärm .........................................................................................................22 
8.2 Verkehrslärm .........................................................................................................22 

9 Umweltprüfung ........................................................................................... 24 

10 Landschaftsplanerischer Beitrag – Umweltbericht - .................................. 24 

10.1 Umweltbericht ........................................................................................................24 
10.1.1 Vorbemerkungen ............................................................................................................. 24 
10.1.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen je Schutzgut einschließlich 

etwaiger Wechselwirkungen ........................................................................................... 29 
10.1.3 Beschreibung und Bewertung von Planungsalternativen ................................................ 36 
10.1.4 Zusätzliche Angaben ....................................................................................................... 37 
10.2 Artenschutzfachliche Abwägung ............................................................................39 
10.3 „Gesetzlich geschützte Biotope“ nach § 30 BNatSchG, FFH und Schutzgebiete ...39 
10.4 landschaftsplanerische  Planungsziele ...................................................................40 
10.4.1 Begrünungsmaßnahmen ................................................................................................. 40 
10.4.2 Oberflächenentwässerung, Gewässer- und Bodenschutz .............................................. 41 
10.4.3 Vorschlag für grünordungsplanerische Festsetzungen in § 2 des B-Plans ..................... 41 
10.5 Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft im Plangebiet ................................43 

11 Hinweise ...................................................................................................... 44 

11.1 Kulturdenkmäler .....................................................................................................44 
11.2 Schmutzwasserkanal .............................................................................................44 
11.3 Bodenschutz ..........................................................................................................44 

12 Nachrichtliche Übernahmen ....................................................................... 44 

12.1 Anbauverbotszone .................................................................................................44 

13 Flächenbilanz .............................................................................................. 45 

13.1 Flächen ..................................................................................................................45 
13.2 Kosten ...................................................................................................................45 

14 Anlagen ....................................................................................................... 45 



Gemeinde Hetlingen  Begründung zum Bebauungsplan Nr.12       Begründung zum B-Plan Nr. 49 

Seite 1 

WRS ARCHITEKTEN & STADTPLANER GMBH         Landschaftsarchitekt Dirk Matzen       d+p dänekamp und partner Beratende Ingenieure VBI 
 

1 Allgemeines 
 

Grundlagen dieses Bebauungsplanes sind: 

das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 

(BGBl. I S. 2415), zuletzt am 20.07.2017 (BGBl. I S. 2808, 2831), 

die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. I S. 132), 

die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden 

ist, 

die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I S. 58), 

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057), 

die Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO SH) vom 22. Januar 2009 

(GVOBI. 2009, S. 6), in der zuletzt geänderten Fassung, 

das Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), in der zuletzt geänder-

ten Fassung, 

das Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz – LNatSchG SH) vom 

24. Februar 2010 (GVOBI. S. 301), in der zuletzt geänderten Fassung, 

die Landesverordnung über gesetzlich geschützte Biotope (Biotopverordnung) vom 

22. Januar 2009 (GOVBl. 2009, S. 52), 

der Regionalplan für den Planungsraum I, Schleswig-Holstein Süd, Fortschreibung,  

der Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 (LEP) (Amtschl. SH 2010 S. 719), 

der Landschaftsplan Gemeinde Hetlingen mit Stand aus dem Jahr 1998. 
 

1.1 Gründe und Planerfordernis 

Mit der Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes, eines Mischgebietes und eines einge-

schränkten Gewerbegebietes am nordöstlichen Rand der Gemeinde werden die planungs-

rechtlichen Voraussetzungen in erster Linie für Umsiedelung und Expansion von ortsansäs-

sigen Gewerbebetrieben sowie in zweiter Linie für die Errichtung von Wohngebäuden 

geschaffen. Damit wird der festgestellten endogenen Nachfrage an Wohnbau- und 

Gewerbegrundstücken entsprochen. 

Im geltenden Flächennutzungsplan aus dem Jahr 2013 ist die Fläche des Plangeltungsberei-

ches im westlichen Bereich als Mischgebiet und im östlichen Bereich als Gewerbegebiet 

dargestellt. Einen rechtskräftigen Bebauungsplan für das Gebiet gibt es bisher nicht. Das 

Planerfordernis nach § 1 (3) BauGB für die Aufstellung dieses Bebauungsplanes ist damit 

gegeben. 
 

1.2 Lage im Gemeindegebiet 

Das Plangebiet liegt am nordöstlichen Rand der Gemeinde Hetlingen. Im Norden grenzt es 

an die Holmer Straße (L 261), im Osten an freie Landschaft, im Süden an den Deich (2. 

Deichlinie) und im Westen an das Wohngebiet „Blink“.  
 

1.2.1 Nutzungs- und Freiraumstruktur, Orts- und Landschaftsbild 

Das Plangebiet grenzt im Osten an die freie Landschaft, südlich angrenzend befinden sich 

ein Entwässerungsgraben und ein Deich der 2. Deichlinie. Unmittelbar im Westen grenzt 

der Siedlungskörper mit Einfamilienhausbebauung an.  

Derzeit wird die Fläche landwirtschaftlich genutzt. Die einzige Zufahrt befindet sich am 

nordwestlichen Rand des Plangebietes. 
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Das Ortsbild westlich des Plangebietes ist geprägt durch zusammenhängende Bebauung 

mit überwiegend Einfamilienhäusern. Nördlich, östlich und südlich dominieren die landwirt-

schaftliche Nutzung sowie der Deich das Landschaftsbild. 
 

1.2.2 Infrastruktur  

In der Gemeinde Hetlingen gibt es diverse Vereine, Bildungseinrichtungen und Freizeitan-

gebote. Der Kindergarten und die Grundschule liegen ca. 1.100 m vom Plangebiet entfernt, 

weieterführende Schulen sind in Wedel (ca. 8,5 km entfernt) ansässig. Der Sportverein mit 

Fußballplatz und zwei Tennisplätzen ist ca. 1.000 m vom Plangebiet entfernt im Ortskern 

gelegen. Im Plangebiet selbst sind keine Infrastruktureinrichtungen vorhanden oder 

geplant. Ein Spielplatz ist ca. 500 m Entfernung vom Plangebiet entfernt. 
 

1.2.3 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Kulturgüter besitzen als Zeugnis menschlichen Handelns einen politisch-gesellschaftlichen 

Wert, denn sie geben Aufschluss über das Leben früherer hier lebender Menschen.  

Der westliche Teil des Plangebiets liegt im archäologischen Interessensgebiet „Geesthügel 

Hetlingen“ des Archäologischen Landesamtes. Es ist mit kaiserzeitlichen und frühmittelal-

terlichen Funden zu rechnen. 

Werden während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt, ist 

die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum 

Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gem. § 15 DSchG der 

Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 
 

1.2.4 Altlasten 

Altlastenstandorte oder Altlastenverdachtsflächen sind im Geltungsbereich dieses Bebau-

ungsplanes nicht bekannt. Hinweise auf Altlasten aus der früheren landwirtschaftlichen 

Nutzung liegen bisher nicht vor. 
 

1.2.5 Kampfmittel 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen zwar keine Hinweise auf möglicher-

weise vorhandene Kampfmittel vor, gleichwohl können Kampfmittel nicht garantiert ausge-

schlossen werden. Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen wie z. B. Baugruben, Kanalisation 

oder Straßenbau ist die Fläche gemäß Kampfmittelverordnung des Landes Schlewig-Hol-

stein auf Kampfmittel untersuchen zu lassen. 
 

1.2.6 Bedarfe 

Schon 2013 hatten sechs ortsansässige Gewerbebetriebe Interesse an Gewerbeflächen au-

ßerhalb des Ortskerns angemeldet. Diese Betriebe liegen alle in vollständig bebauten 

Wohn-, Misch- oder Dorfgebieten im Ortskern. Deren beengte Situation führt zu Konflikten 

mit den Nachbarn und bietet den Betrieben kaum Expansionsmöglichkeiten. 

Derzeit gibt es konkrete Anfragen für zwei Gewerbeflächen und eine Mischgebietsfläche 

von ortsansässigen Betrieben an die Gemeinde. Diese Betriebe sind auf längere Sicht in-

nerhalb des Ortskerns nicht zukunftsfähig. In der Gemeinde sind zudem keine alternativen 

Gewerbeflächen vorhanden, die Betriebe sollen, nicht zuletzt wegen der mit ihnen verbun-

denen Arbeitsplätze, am Ort gehalten werden.  
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2 Planerische Rahmenbedingungen 
 

2.1 Raumordnung / Gemeinsame Landesplanung 
 

2.1.1 Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 (LEP) 

Der Landesentwicklungsplan schafft auf Landesebene die räumlichen Voraussetzungen für 

eine zukunftsorientierte Entwicklung. Ziel der Landesregierung ist es, Wachstum zu schaf-

fen und gleichzeitig die Lebensqualität der Menschen zu verbessern. Die Raumordnung hat 

dabei die Aufgabe, die vielfältigen und teilweise konkurrierenden Nutzungsansprüche an 

den Raum zu koordinieren und Gestaltungs- und Ermessensspielräume im Sinne dieser Zie-

le zu nutzen.  

 
Abb. 1: Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (2010, Ausschnitt) 

 

Der LEP stuft die Gemeinde Hetlingen als Gemeinde im Ordnungsraum um Hamburg ein. In 

Ordnungsräumen erfolgt die Siedlungsentwicklung vorrangig auf den Siedlungsachsen und 

ist außerhalb der Siedlungsachsen auf die Zentralen Orte zu konzentrieren. "In Gemeinden, 

die keine [Siedlungs-] Schwerpunkte sind [wie Hetlingen], können im Zeitraum 2010 bis 

2025 bezogen auf ihren Wohnungsbestand am 31.12.2009 neue Wohnungen im Umfang von 

bis zu 15% in den Ordnungsräumen […] gebaut werden." (Ziffer 2.5.2 4Z) 

In Bezug auf die Gewerbeentwicklung ist dem LEP folgende Aussage zu entnehmen: „Alle 

Gemeinden können unter Beachtung ökologischer und landschaftlicher Gegebenheiten eine 

bedarfsgerechte Flächenvorsorge für die Erweiterung ortsansässiger Betriebe sowie die 

Ansiedlung ortsangemessener Betriebe treffen.“ (Ziffer 2.6 1G) 

Der Bebauungsplan Nr. 12 entspricht den hier gemachten Vorgaben, da mit diesem Bebau-

ungsplan zum Einen maximal 25 Wohneinheiten, zum Anderen Gewerbeflächen für den 

örtlichen Bedarf geschaffen werden sollen. 
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2.1.2 Regionalplan (RegPlan) / Regionales Entwicklungskonzept (REK) 

Der Regionalplan (RegPlan) für den Planungsraum I / Schleswig-Holstein Süd stellt die 

übergeordneten Planungsvorgaben und Handlungsspielräume für die kommunale Bauleit-

planung dar. Der Bebauungsplan Nr. 21 entspricht den hier gemachten Vorgaben. 

Für die Metropolregion Hamburg ist im REK 2000 von der Stadt Hamburg und den angren-

zenden schleswig-holsteinischen und niedersächsischen Landkreisen für die Metropol-

region ein trilaterales Leitbild und Handlungskonzept erarbeitet worden. 

Die Raumordnungspläne für die Metropolregion Hamburg stellen als gemeinsames räumli-

ches Leitbild eine Entwicklung entlang bestimmter Achsen und die dezentrale Konzentrati-

on in diesen Achsenräumen dar. Es sind zentrale Orte sowie Entwicklungs- und Entlas-

tungsorte festgelegt. Innerhalb der Region soll bei der planerischen Umsetzung von Projek-

ten und Vorhaben dem Prinzip der innerregionalen Vernetzung gefolgt werden. 

Im Folgenden werden die das Plangebiet betreffenden Vorgaben der regionalen Landespla-

nung und des REK (als informelles Planungsinstrument) dargestellt.  

 

Abb. 2: Regionalplan (1998, Ausschnitt) 

 

Die Gemeinde Hetlingen gehört zum Kreis Pinneberg im Planungsraum I / Schleswig-

Holstein Süd. Der Regionalplan und das REK stellen dar, dass Hetlingen im Ordnungsraum 

um Hamburg liegt, in dem sich die weitere Entwicklung des Ordnungskonzepts entlang von 

Siedlungsachsen vollziehen soll.  

Die Gemeinde liegt außerhalb der Verdichtungsräume und abseits der Grundrichtung der 

Siedlungsachsen. Folglich soll nur der örtliche Bedarf der Wohnbauentwicklung gedeckt 

werden. Hinsichtlich der Entwicklung von Gewerbeflächen wird der Gemeinde die Möglich-

keit eingeräumt, Flächenvorsorge für die Ansiedelung ortsangemessener Gewerbe- und 

Dienstleistungsbetriebe sowie für die Erweiterung ortsansässiger Betriebe zu treffen.  

Die Ziele dieses Bebauungsplanes befinden sich damit im Einklang mit den Zielen der 

Raumordnung. 
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2.2 Bauleitplanung 
 

2.2.1 Flächennutzungsplan der Gemeinde Hetlingen (2013) 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan von 2013 weist im westlichen Teil gemischte, im 

östlichen Teil gewerbliche Bauflächen aus. Zwischen diesen gemischten Bauflächen und 

dem vorhandenen Wohngebiet „Blink“ sowie parallel zur Holmer Straße ist jeweils ein 

öffentlicher Grünstreifen vorgesehen. Die Ausweisung des Mischgebietes soll gemäß 

Begründung zum FNP der Entflechtung von Gewerbe- und Wohnnutzung innerhalb der 

Ortslage dienen. Der Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 12 kann alternativ mit der angedach-

ten Dreiteilung in Wohngebiet, Mischgebiet und Gewerbegebiet aus dem wirksamen Flä-

chennutzungsplan entwickelt werden, da der Trennungsgrundsatz von Wohnen und 

Gewerbe gewahrt wird. 

 
Abb. 3: Flächennutzungsplan der Gemeinde Hetlingen (2013, Ausschnitt) 

 

2.2.2 Benachbarter Bebauungsplan Nr. 3 

Westlich grenzt das Plangebiet an das Wohngebiet „Blink“, das in der 2. Änderung des Be-

bauungsplanes Nr. 3 (1973) als Mischgebiet mit offener Bauweise festgesetzt ist. 

 
Abb. 3: Bebauungsplan Nr. 3, 2. Änderung der Gemeinde Hetlingen (1973) 
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2.3 Städtebaulicher Rahmenplan der Gemeinde Hetlingen (1996) 

Der Entwurf zum städtebaulichen Rahmenplan der Gemeinde Hetlingen aus dem Jahr 1996 

stellt eine Ergänzung der Wohnbebauung „Blink“ durch weitere Wohngebäude dar. Als Ab-

grenzung zur damals geplanten Sportanlage ist eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft verzeichnet. 

 

 
Abb. 4: Städtebaulicher Rahmenplan (1996, Ausschnitt) 

 

2.4 Planungsvorgaben Natur und Landschaft 
 

2.4.1 Landschaftsplan 

Der Landschaftsplan der Gemeinde Hetlingen wurde am 20.07.1998 festgestellt. Die Ent-

wicklungskonzeption sieht für den Geltungsbereich dieses B-Plans in Fortsetzung des heu-

tigen Siedlungsrands  in einer Breite von 100 m gemischte Bauflächen oder Wohnbauflä-

chen und daran anschließend eine alternative Sonderfläche Sport vor.  Die angrenzende 

Baumreihe an der L261 ist als Allee dargestellt.  
 

2.4.2 Schutzgebiete und Objekte 

Im Geltungsbereich des Bebaungsplanes sind keine Biotope gemäß Biotopverordnung vor-

handen. Südlich angrenzend an den südlich an das Plangebiet grenzenden Deich der 2. 

Deichlinie befindet sich das Natura 2000- und EU-Vogelschutzgebiet Nr. 2323-401. 

Das Plangebiet liegt in der Zone III B des Wasserschutzgebiets Haseldorfer Marsch. 

Der Einbau von auswasch- oder auslaugbaren wassergefährdenden Materialien (z.B. Boden- 

und Recyclingmaterial, Bauschutt) ist in den Schutzzonen III B verboten. Verwendetes Ma-

terial muss den Anforderungen des Regelwerks 20 der LAGA (Anforderungen an die stoff-

liche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen der Länderarbeitsgemeinschaft 

Abfall) entsprechen. Vor dem Einbau solcher Materialien ist daher eine Abstimmung mit 

der unteren Wasserbehörde erforderlich und die entsprechenden Unbedenklichkeitsnach-

weise des Materials (Zertifikate bzw. Laboranalysen) sind der Wasserbehörde vor dem Ein-

bau vorzulegen. Die Verwendung von wassergefährdenden Betonzuschlagstoffen ist unzu-

lässig. 

Bei der Verlegung von Abwasserleitungen und -kanälen im Wasserschutzgebiet ist die DIN 

EN 1610 und das ATV Arbeitsblatt A 142 zu beachten.  
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3 Ziele des Bebauungsplanes Nr. 12 

Ziel der Planung ist zum Einen die Schaffung von Misch- und eingeschränkten Gewerbeflä-

chen für die Verlagerung oder Erweiterung bereits ortsansässiger und die Ansiedlung neu-

er Gewerbebetriebe sowie zum Anderen die Entwicklung weiterer Wohnbauflächen zur De-

ckung des örtlichen Bedarfes. Dabei werden alle planerischen Vorgaben der Landesplanung 

und der übergeordneten Bauleitplanung berücksichtigt.  
 

3.1 Einbindung dieses Bebauungsplanes 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Gewerbegebiet“ hat die Gemeinde Hetlin-

gen die Erschließung einer ca. 3 ha großen landwirtschaftlich genutzten Fläche am Orts-

rand beschlossen.  

Der LEP 2010 beschreibt die Gemeinde Hetlingen als Gemeinde ohne zentralörtliche Einstu-

fung im Ordnungsraum Hamburg (Ziff. 2.5.2 Abs. 3, siehe auch Kap. 2.1.2). Als Gemeinde im 

Achsenzwischenraum soll sie den örtlichen Bedarf decken. Für die aktuellen Bedarfe (ins-

besondere an Gewerbeflächen) sind derzeit keine alternativen Flächenpotentiale im Ge-

meindegebiet vorhanden, da weder der Flächennutzungsplan andere Gewerbeflächen aus-

weist noch weitere Bebauungspläne vorhanden sind. In anderen Bebauungsplänen ausge-

wiesene Wohn- und gemischte Bauflächen sind bereits vollständig ausgeschöpft. 

Die hier überplante Fläche am östlichen Rand der Gemeinde Hetlingen eignet sich aufgrund 

ihrer direkten Anbindung an das übergeordnete Straßennetz sowie der Randlage in beson-

derem Maße für eine gewerbliche Entwicklung. Aufgrund der direkten Nachbarschaft zu 

bestehender Wohnbebauung eignet sich das Gebiet zudem für eine wohnbauliche Entwick-

lung. Die Entwicklung von gemischten Bauflächen dient einerseits als Puffer zwischen 

Wohn- und eingeschränktem Gewerbegebeit und andererseits zur Deckung des in Kapitel 

1.3 beschriebenen bestehenden Bedarfes an gemischten Bauflächen. 
 

3.2 Siedlungsentwicklung 
 

3.2.1 Erschließung / Infrastruktur 

Für die Erschließung des Neubaugebietes sind folgende Ziele maßgebend: 

- gute Erreichbarkeit des überregionalen Straßennetzes (L 261, B 431 und A 23)  

- flächensparende Erschließung innerhalb des Plangebietes  

Mit diesem Bebauungsplan werden Flächen im Anschluss an den bestehenden Siedlungs-

körper mit direkter Anbindung an die L 261 entwickelt. Damit besteht eine Verknüpfung mit 

dem übergordneten Straßennetz und den Gemeindestraßen gleichermaßen. 

Hetlingen verfügt über eine für die Gemeindegröße (ca. 1.300 Einwohner) gute soziale In-

frastruktur. In der Gemeinde gibt es zahlreiche Vereine, Bildungseinrichtungen und Frei-

zeitangebote (Sportvereine, kulturelle Einrichtungen). 

Die Kindertagesstätte und die Grundschule liegen ca. 1.000 m vom Plangebiet entfernt im 

Zentrum der Gemeinde. In ebenfalls ca. 1.000. Entfernung befinden sich die Sportanlagen 

sowie die freiwillige Feuerwehr, weiterführende Schulen in Moorrege, Uetersen und Wedel. 

Die Kirche liegt ca. 600 m vom Plangebiet entfernt. Im Plangebiet selbst sind keine Infra-

struktureinrichtungen vorhanden oder geplant. 
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3.2.2 Orstbild / Landschaftsbild / Naherholung 

Das Plangebiet liegt am nordöstlichen Rand der Ortslage. Die derzeitige landwirtschaftliche 

Nutzung prägt das Orts- und Landschaftsbild. Der Deich der 2. Deichlinie begrenzt das 

Plangebiet auf der Südseite, westlöich liegen die vorhandene Bebauung des Wohngebietes 

„Blink“. Die Allee entlang der Holmer Straße (L 261) fasst das Plangebiet von Norden, nach 

Osten erstrecken sich landwirtschaftlich genutzte Flächen. Für das Ortsbild bildet das Plan-

gebiet den Übergang der Siedlung in die freie Landschaft.  

Das Plangebiet selbst hat keine direkte Bedeutung für die Naherholung, da es zurzeit land-

wirtschaftlich genutzt und im Sinne der Naherholung nicht erschlossen ist.  

Im Rahmen dieser Maßnahme werden rein fußläufige Anbindungen an das Wohngebiet 

„Blink“ und die Holmer Straße geschaffen. Zudem wird eine Anbindung an den im Flächen-

nutzungsplan weiter nordöstlich vorgesehenen Sportplatz östlich des Plangebietes pla-

nungsrechtlich gesichert. 

Das Landschaftsbild kann durch Maßnahmen wie die Anpflanzung von groß- und kleinkro-

nigen Bäumen in den Saumstreifen, im Straßenraum und auf den Grundstücken sowie 

durch einen neu anzulegenden grünen Ortsrand landschaftsgerecht neu gestaltet werden.  
 

3.3 Naturschutz und Landschaftspflege 

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind gemäß dem Verfahren und den inhaltlichen 

Anforderungen nach § 1 (6) Nr. 7 BauGB in Verbindung mit § 1a BauGB die Belange des Na-

turschutzes und der Landschaftspflege sowie des Umweltschutzes zu beachten und zu be-

rücksichtigen. Gemäß § 1a (2) BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend um-

gegangen werden, dabei sind Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen 

(Bodenschutzklausel). 

Für das Plangebiet dieses Bebauungsplanes wurde ein landschaftsplanerischer Beitrag er-

arbeitet, der als Anlage beigefügt ist.  
 

3.4 Landschaftsplanung 

Für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes formuliert der landschaftsplanerische 

Beitrag folgende Anforderungen: 

- Berücksichtigung der Belange des Artenschutzes 

- Minimierung der Versiegelung und Ausgleich der Versiegelungsfolgen 

- naturnahe Bewirtschaftung und Reinigung des Oberflächenabflusses 

- Gestaltung des Landschafts- bzw. Ortsbildes und Einbindung des Plangebietes in die 

Landschaft 

 

3.5 Alternative Flächen 

Die Flächen dieses Bebauungsplanes liegen angrenzend an den Siedlungszusammenhang 

der Gemeinde Hetlingen. Durch die Entwicklung von Wohnbauflächen, gemischten und ge-

werblichen Bauflächen in dem bislang landwirtschaftlich genutzten Bereich am nordöst-

lichsten Rand der Gemeinde wird das Siedlungsgebiet der Gemeinde erweitert und den ört-

lichen Bedarfen an Wohn-, Misch- und Gewerbebauflächen entsprochen. Zugleich wird der 

Orstrand neu gestaltet und damit in das Landschaftsbild integriert. 
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4 Städtebauliches Konzept 
Das städtebauliche Konzept sieht nach bereits erfolgter Abstimmung mit dem Kreis Pinne-

berg eine Dreiteilung des Plangebietes vor, die ohne Änderung des Flächennutzungsplanes 

umsetzbar ist. Im Westen soll ein Allgemeines Wohngebiet mit bis zu 9 Einfamilienhäusern 

an die vorhandene Bebauung „Blink“ angrenzen,  im Osten soll ein eingeschränktes Gewer-

begebiet den Abschluss des Siedlungskörpers ausbilden. Für das eingeschränkte Gewerbe-

gebiet ist eine Lärmbegrenzung nach Westen erforderlich. Nach Osten soll die künftige Be-

bauung den Ortsrand gestalten. Dazwischen ist ein Mischgebiet mit ca. 40% nicht stören-

der gewerblicher Nutzungen, 5 Einfamilienhäusern sowie gegebenenfalls Etagenwohnun-

gen geplant, um den Trennungsgrundsatz zwischen Wohnen und Gewerbe zu wahren. 
 

 
Abb. 5: Städtebauliches Konzept (Stand: 08.02.2017) 

 

4.1 Art der baulichen Nutzung 
 

4.1.1 Allgemeine Wohngebiete WA 

Diese Ausweisung sichert die überwiegende Wohnnutzung im westlichen Teil des Plange-

bietes (WA1 und WA2), lässt jedoch eingeschränkt Spielraum für verträgliche andere Nut-

zungen. Es soll grundsätzlich eine Nutzungsmischung ermöglicht werden. Gewollt sind al-

lerdings nur die dem Wohnen zugeordneten Nutzungen (wie z. B. Heimarbeit, Büros, kleine 

Dienstleistungsbetriebe u. dgl.). Diese Ausweisung ermöglicht auch die Errichtung von 

Wohnungen für Betreutes Wohnen. 
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Um den Wohncharakter dieses Teilbereiches zu unterstützen und ein störungsfreies Woh-

nen zu gewährleisten, werden die nach § 4 (3) BauNVO in Allgemeinen Wohngebieten aus-

nahmsweise zulässigen Nutzungen  

- Gartenbaubetriebe (Nr. 4) und  

- Tankstellen (Nr. 5) 

ausgeschlossen. Diese Nutzungen würden die Erschließung des Gebietes überlasten und 

den Charakter des Wohngebietes stören. Der Ausschluss erfolgt auch vor dem Hintergrund 

der (von diesen Betrieben ausgehenden) Immissionsbelastung für die Wohnnutzung.  

Gemeinbedarfseinrichtungen sind im Gebiet nicht geplant. Der durch die Überplanung ent-

stehende zusätzliche Bedarf an Grundschulplätzen wird durch die bestehende Grundschule 

abgedeckt.  
 

4.1.2 Mischgebiete MI 

Mischgebiete nach § 6 BauNVO dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbe-

betrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Diese Ausweisung im mittleren Teilbe-

reich des Bebauungsplanes (MI 1 und MI 2) dient der Schaffung von gemischt genutzten 

Flächen für Wohnnutzung und gewerbliche Nutzung, wie z. B. Handwerksbetriebe ohne 

starke Emissionen. Dabei sollte gemäß BauNVO ein in etwa gleichgewichtiges Verhältnis 

von Wohn- und Gewerbenutzung, mindestens jedoch ein Anteil von 40% einer der beiden 

Nutzungsarten gewahrt werden.  

Um den Mischgebietscharakter der Gebiete zu unterstützen und dennoch ein störungsar-

mes Wohnen zu gewährleisten, werden die nach § 6 (2) BauNVO in Mischgebieten zulässi-

gen Nutzungen 

- Einzelhandelsbetriebe (Nr. 3), 

- Tankstellen (Nr. 7) und 

- Vergnügungsstätten (sowohl die nach Nr. 8 allgemein als auch die nach § 6 (3) 

BauNVO ausnahmsweise zulässigen V.)  

ausgeschlossen. Diese Nutzungen würden die Erschließung des Gebietes überlasten und 

den Charakter des Mischgebietes stören. Der Ausschluss erfolgt auch vor dem Hintergrund 

der (von diesen Betrieben ausgehenden) Immissionsbelastung für die gebietsinterne und im 

Allgemeinen Wohngebiet angrenzende Wohnnutzung.  
 

4.1.3 Eingeschränkte Gewerbegebiet GEe 

Gewerbegebiete nach § 8 BauNVO dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheb-

lich belästigenden Gewerbebetrieben. Diese Ausweisung schafft im östlichen Bereich des 

Plangebietes (GE(e)) die planungsrechtliche Grundlage für die Ansiedlung von Gewerbebe-

trieben, die aufgrund ihrer Einschränkungen verträglich gegenüber der angrenzenden 

Mischnutzung sind. 

Das eingeschränkte Gewerbeiebiet soll ortsansässigen Gewerbebetrieben Expansionsmög-

lichkeiten bieten und Entwicklungsreserven für ortsangemessene Gewerbebetriebe für die 

Zukunft bereitstellen.  

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber oder Be-

triebsleiter (gemäß § 8 (3) Nr. 1 BauNVO) sind ausnahmsweise zulässig, sofern ihre Grund-

fläche nicht mehr als 30% der insgesamt errichteten Grundfläche beträgt. Diese Festset-

zung sichert, dass eine Wohnnutzung für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 

Betriebsinhaber oder Betriebsleiter dem Gewerbebetrieb deutlich untergeordnet ist. Die 

Flächen sollen überwiegend dem Arbeiten vorbehalten bleiben. 



Gemeinde Hetlingen  Begründung zum Bebauungsplan Nr.12       Begründung zum B-Plan Nr. 49 

Seite 11 

WRS ARCHITEKTEN & STADTPLANER GMBH         Landschaftsarchitekt Dirk Matzen       d+p dänekamp und partner Beratende Ingenieure VBI 
 

Zur Sicherung des angestrebten ortsangemessenen Charakters der Gewerbegebiete wer-

den die nach § 8 (2) BauNVO zulässigen Nutzungen 

- Vergnügungsstätten (Gewerbebetriebe i.S.d. § 8 (2) Nr. 1 BauNVO), insbesondere 

Spielhallen und ähnliche Unternehmen im Sinne der §§ 33a-i der Gewerbeordnung, 

die der Aufstellung von Spielgeräten mit und ohne Gewinnmöglichkeit dienen, Wett-

büros, Bordelle, bordellartige Betriebe sowie Vorführ- und Geschäftsräume, deren 

Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerich-

tet sind, 

- Einzelhandelsbetriebe (Gewerbebetriebe i.S.d. § 8 (2) Nr. 1 BauNVO), 

- Tankstellen (Nr. 3) 

ausgeschlossen. Diese Nutzungen würden den Charakter eines produzierenden Gewerbe-

gebietes stören und die geplante Erschließung überlasten. Der Ausschluss erfolgt auch vor 

dem Hintergrund der von diesen Betrieben ausgehenden Immissionsbelastung für die 

Wohnnutzung. 
 

4.1.4 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

Entlang des Deiches an der südlichen Grenze des Plangeltungsbereiches ist ein Graben 

vorhanden. Dieser ist für die Oberflächenentwässerung notwendig und muss von Zeit zu 

Zeit inspiziert und ggf. geräumt werden. Zu diesem Zweck ist ein fünf Meter breiter Strei-

fen auf den an diesen Graben angrenzenden Privatgrundstücke in den jeweiligen Teilgebie-

ten frei und mit schwerem Gerät befahrbar zu halten. Aus diesem Grund dürfen hier keine 

baulichen Anlagen errichtet werden, die dies behindern. Bodenversiegelungen (auch Stell-

plätze) sind von diesem Verbot ausgenommen. Zu diesem Zweck wird hier ein Geh- und 

Fahrrecht in der Planzeichnung eingetragen. In die privatrechtlichen Kaufverträge ist dies 

zu übernehmen. 

Zur Entwässerung des Plangebietes sind offenen Trockengräben geplant, die als Re-

tentionsflächen dienen und eine gedrosselten Abfluss in das Regenrückhaltebecken „Hafer-

land“ ermöglichen. Der Anschluss des Plangebietes an die Regenwasserkanalisation erfolgt 

im Südwesten des Plangebietes. Die Entwässerunggräben westlich der Mischgebietsflächen 

müssen daher an den westlichen Entwässerungsgraben angeschlossen werden. Dies erfolgt 

über einen Kanal, der über Privatgrund verlaufen muss (siehe auch Kapitel 7.3). Zu diesem 

Zweck wird hier ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht in der Planzeichnung eingetragen. In die 

privatrechtlichen Kaufverträge ist dies zu übernehmen. 
 

4.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das zulässige Maß der baulichen Nutzung ist abhängig von der festgesetzten Gebietstypo-

logie und der angestrebten Dichte. Es wird über die Grundflächenzahl sowie die Geschos-

sigkeit begrenzt. 
 

4.2.1 Mindestgrundstücksgröße, Zahl der Wohneinheiten 

Mit der Festsetzung der Mindestgrundstücksgröße und der Begrenzung der Anzahl der 

Wohneinheiten je Grundstück wird die Gesamtanzahl der Wohneinheiten im Quartier be-

grenzt, damit das geplante Erschließungsnetz nicht überlastet wird. Auf diese Weise wird 

eine hohe Wohnqualität gesichert sowie eine mit der Nachbarschaft des Quartiers und mit 

der Lage am Ortsrand verträgliche bauliche Dichte erreicht.  

Daher ist für Einzelhäuser (WA 1, WA 2 und MI 2) generell eine Grundstücksgröße von min-

destens 600 m² nachzuweisen.  
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Die höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten ist in den Teilbaugebieten WA1, WA2, MI1 und 

MI2 auf maximal zwei je Einzelhaus festgesetzt. Dabei ist die zweite Wohneinheit aus-

schließlich als untergeordnete Einliegerwohnung zulässig.  

Ausnahmsweise sind in den Teilbaugebieten MI1 und MI 2 maximal 10 Wohneinheiten je Ein-

zelhaus zulässig. Diese Festsetzung ermöglicht es der Gemeinde, im Ausnahmefall auch 

Geschosswohnungsbau zuzulassen – eine entsprechende Nachfrage ist in Form einer Bau-

herrengeminschaft vor Ort vorhanden. 
 

4.2.2 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgelegt. Diese setzen die 

maximale Ausdehnung der überbaubaren Fläche fest und sind so definiert, dass die Grund-

stücke gut bebaubar sind und zu den öffentlichen Straßenverkehrsflächen ein Abstand von 

3 m eingehalten wird.  

Dadurch werden insbesondere in den Allgemeinen Wohngebieten zusammenhängende, von 

Bebauung freizuhaltende Gartenbereiche gesichert.  
 

4.2.3 Grundflächenzahl 

Im Teilbaugebiet WA 1 (Allgemeines Wohngebiet) ist eine maximale Grundflächenzahl (GRZ) 

von 0,3 zulässig. Diese Festsetzung stellt die gewünschte lockere Bebauung sicher. Damit 

fügt sich das Gebiet in die vorhandene Nachbarschaft am Blink ein. 

In den Teilbaugebieten WA 2, MI 1 und MI 2 (Allgemeines Wohngebiet und Mischgebiete) soll 

die Bebauung eine stärkere räumliche Wirkung entfalten. Insofern soll eine höhere Ausnut-

zung der Grundstücke möglich sein. Daher wird eine maximale GRZ von 0,35 festgesetzt.  

In den Teilbaugebieten GE(e) (eingeschränkte Gewerbegebiete) soll eine gewerbegebiets-

verträgliche Ausnutzung möglich sein. Daher ist eine GRZ von 0,6 festgesetzt. 
 

4.2.4 Geschossigkeit, Bauweise 

Die Festlegung der maximal zweigeschossigen Bauweise in Teilbaugebieten WA 1, WA 2, MI 

1 und MI 2 erfolgt vor dem Hintergrund der damit erreichbaren besseren Oberflächen-

Volumen-Verhältnisse der Gebäude. Diese Festsetzung erlaubt be Einhaltung der Höhenbe-

grenzung ein zusätzliches Dach- oder Staffelgeschoss. 

In den Teilbaugebieten WA 1, WA 2 und MI 2 sind nur Einzelhäuser zulässig. Diese Festset-

zung soll die geplante Siedlungsdichte wahren und somit sicherstellen, dass die geplante 

Erschließung nicht überlastet wird.  
 

4.2.5 Höhenbegrenzung und Höhenlage der Gebäude 

Um die Gesamthöhe der Bebauung zu begrenzen und so die Einfügung in die Nachbarschaft 

zu erzielen, werden zusätzlich Trauf- und Firsthöhen bzw. eine Gebäudehöhe sowie eine 

Sockelhöhe festgesetzt. Diese werden je angestrebter Dichte und städtebaulicher Wirkung 

unterschiedlich ausgeprägt.  

Als Basis für diese Höhen wird die Oberkante des fertigen Fußbodens (OKFF) des Erdge-

schosses festgesetzt. Diese bildet wiederum die Oberkante der Sockelhöhe, die maximal 

0,60 m über dem jeweiligen Bezugspunkt liegen darf. Der Bezugspunkt (Bz) für die Sockel-

höhe der Gebäude sowie die Höhe von Grundstückseinfriedungen ist die Oberkante der 

Straße vor dem Gebäude, definiert durch die Oberkante des Fahrbahnaufbaus der nächst-

gelegenen öffentlichen Verkehrsfläche, gemessen in der Fahrbahnachse, in Höhe des Mit-

telpunktes der gemeinsamen Grenze zwischen Verkehrsflächen und jeweiligem Grundstück. 
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Im Teilbaugebiet WA 1 sind eine maximale Traufhöhe von 6,50 m und eine maximale First-

höhe von 10,00 m zulässig. Ziel ist es in diesem Teilgebiet, der benachbarten Bebauung am 

Blink maximal zweigeschossige Fassaden gegenüberzustellen, gleichzeitig aber ein benutz-

bares Dachgeschoss unter einem Schrägdach zu ermöglichen. 

In den Teilbaugebieten WA 2, MI 1, MI 2 und GE(e) ist eine maximale Gebäudehöhe von 

10,00 m zulässig. Ziel ist es in diesen übrigen Teilgebieten, eine möglichst große Freiheit 

bei der Wahl der Gebäudeform zu geben und gleichzeitig die Baumasse auf zwei Vollge-

schosse zuzüglich Dach- oder Staffelgeschoss zu begrenzen. 

Produktionsbedingte Anlagen geringeren Umfangs wie Schornsteine, Lüftungsanlagen oder 

Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie dürfen in den Misch- und Gewerbegebieten bis zu 

2 m über die maximale Gebäudehöhe hinausragen. 
 

4.3 Gestaltung 

Um eine möglichst hohe Flexibilität und genügend Spielräume für die gestalterische und 

funktionale Vielfalt zu ermöglichen, werden nur einzelne, grundlegende Festsetzungen ge-

troffen. Ziel ist hierbei, über „Spielregeln“ für das Bauen eine gewisse Homogenität der 

Architekturen und damit einen harmonischen Gesamteindruck des Quartiers zu erzeugen. 

Es sollen weder eine Eintönigkeit immer gleicher Gebäude aufgrund zu eng gefasster Fest-

legungen noch ein „Wildwuchs“ allzu unterschiedlicher Farben und Formen entstehen.  

Der Gestaltung des Ortsbildes aufgrund § 84 (1) LBO im Sinne des § 9 (1) Nr. 4 und (6) 

BauGB werden folgende Prinzipien zugrunde gelegt: 
 

4.3.1 Dachgestaltung 

In allen Allgemeinen Wohngebieten und Mischgebieten sind Satteldächer, Walmdächer, 

Pultdächer und Flachdächer mit einer Neigung von 0° - 60° zulässig. 

Die Dächer von Nebengebäuden und Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO sind im gesamten 

Plangebiet mit einer Dachneigung von 0° - 60° zulässig. 

In allen Allgemeinen Wohn- und Mischgebieten sind für die Dachflächen der Hauptgebäude 

ausschließlich Pfanneneindeckungen  zulässig. Flachdächer unter 12° Neigung, Verglasun-

gen, Solaranlagen und begrünte Dächer sind von dieser Festsetzung ausgenommen. 

Je Dachseite ist maximal eine Dachgaube oder ein Dacheinschnitt zulässig. Die Gesamt-

länge der Dachgaube oder des Dacheinschnitts je Dachseite darf insgesamt nicht mehr als 

50 % der Gesamtlänge der dazugehörigen Traufe betragen. Dachgauben oder Dachein-

schnitte müssen zur Ortgangkante einen Abstand von mindestens 2,00 m einhalten. 
 

4.3.2 Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie 

Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind im gesamten Plangebiet auf den Fassaden 

und/oder Dächern zulässig, sofern sie sich in die Fassade bzw. die Dachlandschaft einfügen. 
 

4.3.3 Einfriedungen 

Im eingeschränkten Gewerbegebiet (GE(e)) und Mischgebiet (MI) sind die Grundstücksein-

friedungen zur Planstraße A nur mit standortgerechten, heimischen Hecken (siehe Pflanz-

liste) zulässig (siehe auch Ziffer 7.6).  

Einfriedungen mit Zäunen sind sind entlang der Grenze zur erschließenden Straße in den 

Allgemeinen Wohn- und den Mischgebieten bis zu einer Höhe von maximal 1,20 m zulässig. 

In den eingeschränkten Gewerbegebieten sind die Grundstücke mit mindestens 1,20 m ho-
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hen Zäunen einzufrieden, um eine widerrechtliche Nutzung der umgebenden öffentlichen 

Grünfläche durch die Gewerbetreibenden zu verhindern. Diese (zusätzlichen) Zäune sind im 

gesamten Plangebiet ausschließlich grundstücksseitig anzuordnen. 

Mit diesen Festsetzungen wird sichergestellt, dass gestalterisch unerwünschte Einfriedun-

gen, die das Ortsbild stören würden, entlang der Planstraße A vermieden werden und ein 

angenehmer Gesamteindruck beim Betreten des Gebietes entsteht. 
 

4.3.4 Anforderungen an die Gestaltung von Werbeanlagen 

Innerhalb des eingeschränkten Gewerbegebietes ist eine Gemeinschaftswerbeanlage mit 

einer Höhe von maximal 5,00 m und maximal 15 m² Ansichtsfläche für die ansässigen Ge-

werbetreibenden zulässig. 

Werbeanlagen sind im Allgemeinen Wohngebiet ausschließlich als Eigenwerbung an der 

Stätte der Leistung direkt am Gebäude und bis zu einer Flächengröße von max. 0,25 m² 

zulässig.  

Im gesamten Plangebiet darf je Gebäude und Grundstück eine Werbeanlage angebracht 

werden. Bei leuchtenden, hinterleuchteten und angeleuchteten Werbeanlagen sind grelles, 

wechselndes und blinkendes Licht unzulässig.  

Diese Festsetzungen sichern einerseits die Möglichkeit der Eigenwerbung für die Gewerbe-

treibenden und sorgen andererseits dafür, dass das Gebiet nicht von Werbeanlagen domi-

niert wird.  
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5 Natur und Landschaft 

Für die Kleinklima- und Luftsituation ergeben sich bei Realisierung der grünordnungsplane-

rischen Maßnahmen keine nachhaltig negativen Auswirkungen.  

Für die Pflanzen- und Tierwelt ergeben sich keine Beeinträchtigungen. Durch den Erhalt 

des grabenbegleitenden Gehölzes und zusätzlicher Gehölzpflanzungen wird der Grünanteil 

erhöht und damit potentielle Nist- und Nahrungsbiotope für nicht störungsempfindliche 

Vogelarten geboten.  

Der Anteil oberflächenwasserabflussrelevanter Bebauung und Flächen auf dem Grundstück 

wird erhöht. Dezentrale Versickerungsmöglichkeiten, z.B. im Bereich von Stellplätzen und 

ein dezentrales Oberflächenentwässerungskonzept können Auswirkungen minimieren. 

Aus diesem Grund wird eine Bestandserfassung der artenschutzrechtlich bedeutenden 

Gruppen in Form einer Potentialanalyse durchgeführt. Wegen der Einzelheiten wird auf den 

darauf aufbauenden artenschutzrechtlichen Fachbeitrag verwiesen. 

In Abhängigkeit des Oberflächenentwässerungskonzeptes können trotz der schwierigen, 

stauenden Bodenverhältnisse zur Reduzierung des Oberflächenabflusses und partiellen 

Grundwasseranreicherung die Pkw-Stellplätze in wasser- und luftdurchlässiger Bauweise 

hergestellt werden. Dies kann in der Ausführung über Splittfugenpflaster oder sog. Öko-

drainpflaster erfolgen. 
 

5.1 Öffentliche Grünflächen 

Grünplanerische Maßnahmen sollen zur Gestaltung der Aufenthaltsqualität, zur Minimie-

rung und zum Ausgleich von Eingriffen in den Naturhaushalt und in das Plangebiet beitra-

gen. Im Norden und Osten sind daher öffentliche Grünflächen zur Ausbildung eines grünen 

Ortsrandes vorgesehen. Innerhalb des Plangebietes sind weitere Grünflächen in Nord-Süd-

Ausrichtung geplant, die zur Aufnahme von Entwässerungsgräben vorgesehen sind. Im 

Süden ist zudem eine öffentliche Grünfläche festgesetzt, die den Deichseitengraben 

aufnimmt. Der Graben wird damit in seiner Gestalt und Funktion gewahrt und die 

vorhandene Flora und Fauna geschützt. 
 

5.2 Flächen für Anpflanzungen 

Zum Schutz und zur Entwicklung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

werden im Bebauungsplan diverse Festsetzungen getroffen. Die Bestimmung, dass für die 

Anpflanzungen nur standortgerechte, heimische Arten verwendet werden dürfen, dient 

dem Ziel, eine stadtökologisch wirksame Anreicherung des Naturhaushaltes und land-

schaftsgestalterisch optimale Einbindung zu erreichen. Standortgerechte und heimische 

Pflanzenarten bieten neben ihren sonstigen bioklimatischen Funktionen heimischen Tierar-

ten einen nachhaltigen Lebensraum (siehe Pflanzenauswahlliste). Blühende und fruchtende 

heimische Gehölze bieten Insekten und Vögeln Lebensgrundlagen, sichern die natürliche 

Nahrungskette und dienen daher auch unmittelbar dem Artenschutz. Um diese Funktionen 

langfristig zu sichern, sind die Anpflanzungen auf Dauer zu erhalten und zu pflegen. 

Auch im Hinblick auf das Orts- und Landschaftsbild und die Wohnqualität ist die Anpflan-

zung von Gehölzstrukturen im Plangebiet von hoher Bedeutung.  

Des Weiteren tragen die Anpflanzungen darüber hinaus durch Verschattungs-, Verduns-

tungs- und Filterfunktionen zu einer Stabilisierung des Kleinklimas und der Lufthygiene bei.  

Die Festsetzungen umfassen Pflanzgebote für Einzelbäume und Sträucher. Um auch lang-

fristig die ökologischen und gestalterischen Funktionen zu erfüllen, sind bei Abgang von 
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durch Anpflanzungsgebot festgesetzten Gehölzen grundsätzlich Ersatzpflanzungen in 

gleichwertiger Qualität vorzunehmen. 

In den Teilbaugebieten WA 1, WA 2 und MI 2 ist je Grundstück ein standortgerechter Laub-

baum zu pflanzen, um eine angemessene Durchgrünung der Wohngebiete zu sichern und 

eine nachhaltige landschafts- und ortsbildgerechte Gliederung des Plangebietes zu erzie-

len. 

Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze ein großkroniger Laubbaum zu 

pflanzen. 

In den eingeschränkten Gewerbegebieten und den Teilbaugebieten MI 1 muss der Durch-

grünungsanteil auf den jeweiligen Grundstücken mindestens 20 vom Hundert (v.H.) betra-

gen.  

Die Baumpflanzungen übernehmen kleinklimatische Ausgleichsfunktionen, tragen zur opti-

schen Gliederung bei und sorgen für eine gute Durchgrünung des Plangebiets. Zur Siche-

rung der gewünschten Durchgrünung müssen gute Wuchsbedingungen für alle Baum-

pflanzungen gewährleistet werden: Im Kronenbereich eines jeden Baumes ist eine offene 

Vegetationsfläche von mindestens 12 m² anzulegen bzw. zu erhalten, um die Nährstoff-, 

Luft- und Wasserversorgung des Baumes sicherzustellen und damit ein nachhaltiges 

Wachstum zu gewährleisten. Um möglichst kurzfristig den gewünschten Durchgrünungsef-

fekt zu erreichen, sind für die festgesetzten Baumpflanzungen Mindestpflanzqualitäten 

vorgegeben. 

An der Nord- und Ostgrenze des Plangebietes sind in den Grünflächen Flächen zum An-

pflanzen von Bäumen und Sträuchern festgesetzt. Diese dienen der Ortsrandgestaltung 

und Abschirmung zur freien Landschaft und tragen zur Schaffung naturraumtypischer Le-

bensräume für Pflanzen und Tiere bei. Zusätzlich sind Flächen zum Anpflanzen an der 

westlichen Grenze des Teilbaugebietes WA 2 sowie an der westlichen Grenze des südlichen 

Gewerbegrundstückes festgesetzt. Diese Festsetzungen dienen jeweils der Abschirmung 

zur und dem Schutz der angrenzenden Nachbarbebauung. 

Zur Vermeidung von gestalterisch unerwünschten Einfriedungen entlang der Planstraße A, 

die das Ortsbild stören, sind im Mischgebiet sowie im eingeschränkten Gewerbegebiet 

Grundstückseinfriedungen zur Planstraße A nur aus standortgerechten, heimischen He-

cken anzulegen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.  

Im Gewerbe- und Mischgebiet sind Außenbeleuchtungen nur in Form monochromatisch 

abstrahlender Leuchten und mit einem geschlossenen Glaskörper zulässig. Sie sind so zu 

erstellen, dass sie geringstmöglich in Grün- und Wasserflächen einwirken. 
 

5.3 Eingriffs- und Ausgleichsregelung 

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind gemäß dem Verfahren und den inhaltlichen 

Anforderungen nach § 1 (6) Nr. 7 BauGB, in Verbindung mit § 1a BauGB die Belange des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie des Umweltschutzes zu beachten und zu 

berücksichtigen. Gemäß § 1a (2) BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend 

umgegangen werden, dabei sind Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begren-

zen (Bodenschutzklausel). Dazu gehört auch, dass die zu erwartenden Beeinträchtigungen 

der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes soweit als möglich 

im Plangebiet selbst gemindert, ausgeglichen oder ersetzt werden. Zu der Entscheidung 

über die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwägung gehören 

auch Entscheidungen über Festsetzungen, die dazu dienen, die zu erwartenden Beeinträch-

tigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes auf den 
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Grundstücksflächen, auf denen Eingriffe zu erwarten sind, oder im sonstigen Geltungsbe-

reich des Bauleitplans auszugleichen, zu ersetzen oder zu mindern. Anhand der "Hinweise 

zur Anwendung der Eingriffsregelung in der verbindlichen Bauleitplanung" in der Anlage 

zum gemeinsamen Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums für Umwelt, 

Natur und Forsten vom August 1998 ist im Rahmen der Umweltprüfung ermittelt worden, 

ob die dargestellten Ausgleichsmaßnahmen eine volle Kompensation des Eingriffes errei-

chen. 

Für das Plangebiet dieses Bebauungsplanes wurde ein Umweltbericht erarbeitet. Darin wur-

den der Zustand des Plangebietes, seine Bedeutung für den Planungsraum und die geplan-

ten Nutzungen gegenübergestellt, um abwägen zu können, ob und inwieweit erhebliche Be-

einträchtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes hervorgerufen werden, 

und ob diese durch grünordnerische und landschaftspflegerische Maßnahmen sowie eine 

landschaftsgerechte Neugestaltung ausgeglichen werden können. 

Für die Eingriffe des Bebauungsplans Nr. 12 ist auf 7.897 m² Ausgleich zu leisten. Diese 

knapp 0,8 ha werden planextern auf dem Ökokonto der Gemeinde Hetlingen (Gemarkung 

Hetlingen, Flur 13, Flurstück 21/2) erbracht. 

Wegen der Einzelheiten, insbesondere der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung wird auf 

den landschaftsplanerischen Beitrag (Anlage zur Begründung) verwiesen.  

  



Gemeinde Hetlingen  Begründung zum Bebauungsplan Nr.12       Begründung zum B-Plan Nr. 49 

Seite 18 

WRS ARCHITEKTEN & STADTPLANER GMBH         Landschaftsarchitekt Dirk Matzen       d+p dänekamp und partner Beratende Ingenieure VBI 
 

6 Erschließung 
 

6.1 Anbindung an das übergeordnete Verkehrsnetz 

Die Anbindung an das übergeordnete Straßennetz erfolgt über die Holmer Straße (Landes-

straße 261). Gemäß Absprache mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr ist eine 

direkte Anbindung möglich.  

Ein Linksabbieger von der Landesstraße ist nach Aussage das Landesbetriebs Straße und 

Verkehr des Landes Schleswig-Holstein hierbei nicht erforderlich. Nach erfolgtem Ausbau 

der Planstraße A und Bebauung des Gebiets sollte geprüft werden, ob die nach StVO cha-

rakteristischen und örtlichen Gegebenheiten für ein Versetzen der Ortstafel vor die Ein-

mündung der Planstraße gegeben sind. 

Das Plangebiet ist durch die zum Hamburger Verkehrsverbund (HVV) gehörende Buslinie 

589 Uetersen – Haseldorf - Hetlingen - Wedel an das ÖPNV-Netz der Metropolregion Ham-

burg angeschlossen. Die nächstgelegene Haltestelle ist „Hetlingen, Blink“ in einer Entfer-

nung von knapp 400 m (Luftlinie bis Mitte Plangebiet). Die Buslinie 589 knüpft in ihrem 

weiteren Verlauf an diverse HVV-Bahn- und -Buslinien an. Die Gemeinde strebt an, das 

ÖPNV-Angebot zu verbessern. 
 

6.2 Sichtdreiecke 

Innerhalb der für die in diesem Abschnitt der Landesstraße zulässige Höchstgeschwindikeit 

von 70 km/h bemessenen Sichtdreiecke sind Bebauung, Bepflanzung oder sonstige sicht-

behindernde Gegenstände von über 0,8 m Höhe, gemessen von der Straßenoberkante des 

Fahrbahnrandes der übergeordneten Straße, unzulässig. Ausgenommen sind einzeln ste-

hende Bäume mit einem Astansatz von über 2,80 m. 
 

6.3 Innere Erschließung / Planstraßen / Verkehrsflächen bes. Zweckbestimmung 

Die interne Erschließung des Plangebietes ist über die Planstraße A vorgesehen. Diese hat 

eine Breite von 8,35 m einschließlich einseitigem Gehweg, die Wendekehre hat einen Radi-

us von 12,00 m.  

Die Wohnhäuser werden über drei Stichstraßen (Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-

stimmung) mit einer Breite von 4,50 m erreicht. Diese dürfen – neben ihrer Nutzung als 

Fuß- und Radweg - von Anliegern, Rettungs- und Instandhaltungsfahrzeugen befahren 

werden. 

Die Gewerbegrundstücke werden entweder direkt über die Planstraße A, oder über die 

Planstraße B erschlossen. Diese hat eine Breite von 8,00 m einschließlich einseitigem Geh-

weg. Die Planstraße B ist damit so dimensioniert, dass sie gleichzeitig als mögliche Er-

schließung der gemäß Flächennutzungsplan vorgesehenen Sportplatzflächen nordöstlich 

des Gebietes genutzt werden kann, da der Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr eine 

weitere Erschließung von der Landesstraße zukünftig ausgeschlossen hat. 

Die Erschließung des nörlichen Gewerbegebietes erfolgt entweder von Süden über die 

Planstraße B oder von Westen über eine maximal 6,00 m breite Zufahrt über den Graben. 

Die Lage der Zufahrt kann je nach Aufteilung des Gewerbegebietes innerhalb des in der 

Planzeichnung gekennzeichneten Einfahrtsbereiches angeordnet werden. Die Anordnung 

hat im Rahmen der Erschließungsplanung zu erfolgen und sichert eine möglichst gute Er-

schließung der Gewerbegrundstücke. 
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6.4 Fußläufige Erschließung 

Die Abschnitte der oben erläuterten Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (für 

Anlieger befahrbar) werden zu einer vollständigen Fuß- und Radwegeverbindung bis zur 

Holmer Straße im Norden und zur Straße „Am Blink“ im Süden ergänzt durch einzelne nicht 

für PKW befahrbare Abschnitte. Auch diese werden als Verkehrsflächen besonderer 

Zweckbestimmung, in diesem Falle als ausschließlich für Rettungs- sowie Instandhaltungs-

fahrzeuge befahrbarer Fuß- und Radweg festgesetzt. 

Der in der 2. Änderung des B-Plans Nr. 3 „Blink“ vorgesehene Stich nach Osten wird in das 

Konzept aufgenommen, um hier eine Zufahrt für den Notfall herstellen zu können. 
 

6.5 Öffentliche Parkplätze 

Entlang der Erschließungsstraßen werden insgesamt 11 öffentliche Parkplätze realisiert. Im 

Allgemeinen werden ca. 30 % öffentliche Parkplätze als ausreichend erachtet. Bei ca. 30 

möglichen Wohneinheiten und 11 öffentlichen Parkplätzen ist die Versorgung mit öffentli-

chen Parkplätzen als gut einzustufen. In der Planstraße B befinden sich 6 Plätze, im Be-

reich der Stichstraße befinden sich weitere 5 Parkplätze. 
 

6.6 Private Stellplätze 

Die Parkplätze in den öffentlichen Straßen im Plangebiet sollen Besuchern des Quartiers 

vorbehalten bleiben. Daher sind in den Teilbaugebieten WA 1, WA 2, MI 1 und MI 2 für die 

erste Wohneinheit 2 Stellplätze nachzuweisen. Für die untergeordnete zweite Wohneinheit 

(Einliegerwohnung) ist ein Stellplatz zu schaffen, sofern ihre Größe 65 m² nicht überschrei-

tet. Damit wird der erfahrungsgemäß hohen Anzahl an erforderlichen privaten Stellplätzen 

gerecht.  

Ausnahmsweise ist in den Teilbaugebieten MI 1 und MI 2 nur 1 Stellplatz je Wohneinheit zu 

schaffen, sofern ein Gebäude mit mehr als 2 Wohneinheiten errichtet wird.  

Die erforderlichen Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche in 

Form von offenen Stellplätzen, Garagen und Carports zulässig.  

In den Teilbaugebieten WA 1, WA 2 und MI 2 sind Garagen und Carports mit einem Abstand 

von mindestens 3,00 m zu der das Grundstück erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche 

zu errichten, um eine potentetielle Gefährdung von Fußgängern und Radfahrern durch 

Sichteinschränkungen zu vermeiden. Im Teilbaugebiet MI 1 ist der Abstand von 3,00 m zu 

der grundstückserschließenden öffentlichen Verkehrsfläche auch für offenen Stellplätze 

einzuhalten, da dort die Erschließung auch über die Planstraße A und nicht nur über einen 

verkehrsberuhigten Bereich erfolgen kann. 

In den Gewerbegebieten sind auf den Grundstücken ausreichend Stellplätze für Mitarbeiter 

und Besucher herzustellen. 
 

6.7 Nebenanlagen 

Im gesamten Plangebiet sind Nebenanlagen, insbesondere Garten- / Gerätehäuser sowie 

Geräteschuppen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, jedoch nicht auf 

Flächen für Anpflanzungen sowie auf Flächen mit Geh- und Fahrrecht zugunsten des SV 

Hetlingen zulässig. Diese Festsetzung bietet einen möglichst großen Gestaltungsspielraum 

für die Bauherren und sichert gleichzeitig, dass Flächen für Anpflanzungen und Flächen mit 

Geh- und Fahrrecht zugunsten des SV Hetlingen bzw. des azv Südholstein freigehalten 

werden. 
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7 Ver- und Entsorgung 
 

7.1 Trinkwasser 

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser wird durch den Wasserbeschaffungsver-

band Haseldorfer Marsch gewährleistet. Weitere Details (Anschlusspunkte etc.) sind im wei-

teren Verfahren mit dem Versorgungsträger abzustimmen. 
 

7.2 Schmutzwasser 

Die Schmutzwasserbeseitigung erfolgt durch Anschluss an das bestehende Kanalnetz im 

Nordwesten des Gebietes in der Holmer Straße. Aufgrund der geringen Geländehöhen 

muss das anfallende Schmutzwasser mit einer Pumpstation über eine Druckrohrleitung DN 

80 zum Anschlussschacht Nr. 201095 gepumpt werden. Aufgrund der geringen Platzver-

hältnisse wird vorläufig auf einen Druckentspannungsschacht verzichtet. Die Pumpstation 

ist unmittelbar südlich der Holmer Straße innerhalb des Mischgebiets vorgesehen. Eine 

detaillierte Planung erfolgt im Rahmen der Erschließungsplanung.Der im Norden längs zur 

Holmer Straße verlaufende vorhandene Schmutzwassersammler des Zweckverbandes 

Hauptsammler West stellt keine Behinderung bei der Durchführung der Bauarbeiten dar. In 

einem Abstand von 2,50 m beiderseits der Mittellinie des Kanals dürfen keine Anlagen und 

Gebäude errichtet werden, die die Reinigung und die Unterhaltung des Kanals beein-

trächtigen könnten. 
 

7.3 Oberflächenentwässerung 

Die Versickerung des Oberflächenwassers ist nicht möglich. Zur Oberflächenentwässerung 

ist daher in Absprache mit dem Kreis Pinneberg und dem Abwasserverband Elbmarsch ein 

offenes Grabensystem mit drei Trockengräben zur Ableitung des anfallenden Regenwas-

sers sowie die Nutzung des Deichseitengrabens geplant.Die drei neu herzustellenden Grä-

ben sind über Rohre DN 300 miteinander verbunden. Der Graben 1 ist zudem mit einem 

2,50 m breiten Pflegeweg zur Unterhaltung vorgesehen. Die Gräben 2 und 3 sind von der 

öffentlichen Verkehrsfläche zugänglich, sodass ein zusätzlicher Pfegeweg nicht notwendig 

ist. Für die Verbindung zwischen Graben 1 und 2 ist ein Kanal über Privatgrund zu verlegen. 

Hierfür ist eine Grunddienstbarkeit einzutragen. Alle Gräben leiten im Südwesten über den 

Schacht Nr. 101090 in die bestehende Regenwasserkanalisation ein, welche im Nordosten 

der Gemeinde Hetlingen an das Regenrückhaltebecken „Haferland“ anschließt. Da das be-

stehende Rückhaltebecken nicht für den zusätzlich anfallenden Abfluss von ca. 435 m³ 

ausgelegt ist, wird das Niederschlagswasser aus den Gräben nur gedrosselt in die Kanalisa-

tion eingeleitet. Hierfür wird, vorbehaltlich der Abstimmung mit der unteren Wasserbehör-

de, der marschtypische Drosselabfluss von ca. 1,20 l/sha angesetzt. Die Entwässerungsgrä-

ben innerhalb des Bebauungsgebietes fungieren somit als ein Retentionsraum. Für die Er-

schließung des nördlichen Gewerbegebietes ist eine Unterbrechung des Trockengrabens 3 

für eine Zufahrt von maximal 6,00 m Breite zulässig. Der Platzbedarf einer solchen Zufahrt 

wurde bei der Dimensionierung des Trockengrabens 3 berücksichtigt. Der vorhandene Ent-

wässerungsgraben entlang der 2. Deichlinie fällt in den Verantwortungsbereich des Gewäs-

ser- und Landschaftsverbandes des Kreises Pinneberg (GuLV). Für die Grabennutzung sind 

im Zuge der Vorplanung eine Genehmigung einzuholen und gegebenenfalls Schutzmaß-

nahmen, wie zum Beispiel Erosionsschutz der Sohle und Böschung durchzuführen.  

Wegen der Einzelheiten wird daher auf das Wasserwirtschaftliche Konzept1 verwiesen. 

                                                      
1 d+p dänekamp und partner: Wasserwirtschaftliches Konzept zum Bebauungsplan Nr. 12 
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7.4 Brandschutz 

Die Löschwasserversorgung wird durch den Anschluss an eine vorhandene Trinkwasserlei-

tung in der Holmer Straße sowie durch eine zusätzliche Einrichtung zur Löschwasserver-

sorgung innerhalb des Plangebietes gesichert.  
 

7.5 Energieversorgung 

Die Versorgung mit Strom, Gas und Frischwasser wird durch Erweiterung der vorhandenen 

Leitungen sichergestellt.  
 

7.6 Abfallbeseitigung 

Träger der Abfallbeseitigung ist der Kreis Pinneberg, der sich zu diesem Zwecke der Ge-

meinnützigen Abfallbeseitigungsgesellschaft mbH (GAB) bedient. Der gesamte Müll wird in 

der MVA Tornesch-Ahrenlohe verwertet. 
 

7.7 Fernmeldetechnische Versorgung 

Die fernmeldetechnische Versorgung des Gebietes erfolgt durch Erweiterung des beste-

henden Netzes. 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

8 Immissionsschutz 

In der Gemeinde Hetlingen ist mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 12 die Entwick-

lung eines Gewerbegebiets, eines Mischgebiets und eines allgemeines Wohngebiets ge-

plant. 

Die in Aussicht genommene Fläche befindet sich südöstlich der Holmer Straße (L261). Im 

Nordosten sind landwirtschaftliche Betriebe vorhanden. 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Einwirkungen des Straßenver-

kehrslärms auf das Plangebiet und die Auswirkungen des B-Plan-induzierten Zusatzver-

kehrs untersucht. 

Für den Verkehrslärm kann sich gemäß DIN 18005, Teil 1 „Schallschutz im Städtebau“ die 

Beurteilung auf öffentlichen Verkehrswegen an den Kriterien der 16. BImSchV („Verkehrs-

lärmschutzverordnung“) orientieren. 

Die DIN 18005, Teil 1 verweist für die Beurteilung von Anlagen auf die TA Lärm, so dass die 

Immissionen aus Anlagenlärm auf Grundlage der TA Lärm beurteilt werden. 

Als Untersuchungsfälle wurden der Prognose-Nullfall ohne Umsetzung der geplanten Maß-

nahmen und der Prognose-Planfall berücksichtigt. Beide Untersuchungsfälle beziehen sich 

auf den Prognose-Horizont 2030/35.  
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8.1 Gewerbelärm 

In der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung2 wurden die Auswirkungen des ge-

planten Gewerbegebietes auf die Nachbarschaft geprüft. 

Für die Darstellung der Gewerbelärmimmissionen von den gewerblichen Flächen wird daher 

der städtebauliche Ansatz von flächenbezogenen Schallleistungspegeln LW” (bezogen auf 

eine Grundfläche von 1 m²) verwendet. 

Für die Berechnung von Mindestabständen oder zur Feststellung von Schutzmaßnahmen 

ist gemäß DIN 18005/1 für Gewerbegebiete mit Lw” = 60 dB(A) sowohl tags als auch nachts 

zu rechnen. Diese Werte sind demnach als Anhaltswerte für nicht eingeschränkte Gewer-

begebiete anzusehen. 

Als Vorbelastungen werden die Emissionen von den im Norden vorhandenen landwirt-

schaftlich genutzten Flächen berücksichtigt. Für die vorhandenen Gewerbeflächen wurde 

tags und nachts der obige Ansatz für nicht eingeschränkte Gewerbegebiete zugrunde ge-

legt. 

Für die nördlichen geplanten gewerblichen Flächen innerhalb des Bebauungsplans Nr. 12 

wird tags der obige Ansatz für nicht eingeschränkte Gewerbegebiete zugrunde gelegt. Für 

den Nachtzeitraum wurden Ansätze abgleitet, die mit der geplanten und vorhandenen 

Wohnbebauung im Umfeld verträglich sind. 

Im südlichen Bereich des Gewerbegebietes ist die Ansiedlung eines Brillenherstellers vor-

gesehen. Für den Brillenhersteller liegen bereits Betriebsdaten vor, so dass dieser Betrieb 

detailliert betrachtet wurde. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass sowohl an der geplanten Bebauung innerhalb des 

Plangeltungsbereichs, als auch an der vorhandenen Bebauung außerhalb des Plangel-

tungsbereichs die jeweiligen Immissionsrichtwerte aus der Gesamtbelastung im Tageszeit-

raum und im Nachtzeitraum eingehalten werden. 

Hinsichtlich der kurzzeitig auftretenden Geräuschspitzen werden die Mindestabstände tags 

zu allen benachbarten Nutzungen eingehalten, so dass dem Spitzenpegelkriterium der TA 

Lärm im Tageszeitraum entsprochen wird. Im Nachtzeitraum wird der Mindestabstand 

durch die Ladegeräusche zu den benachbarten Nutzungen unterschritten, daher sind 

Nachtanlieferungen nicht möglich. 

Insgesamt ist das geplante Gewerbegebiet mit dem geplanten Mischgebiet und dem geplan-

ten Allgemeinen Wohngebiet sowie mit der vorhandenen Bebauung mit den Anforderungen 

der TA Lärm grundsätzlich verträglich. 
 

8.2 Verkehrslärm 

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen aus Verkehrslärm 

berechnet. Dabei wurde der Straßenverkehrslärm auf den maßgeblichen Straßenabschnit-

ten berücksichtigt. Die Straßenverkehrsbelastungen für den Prognosehorizont 2030/2035 

für die Holmer Straße wurden für den Prognose-Nullfall und den Prognose-Planfall den An-

gaben des Büros d+p daenekamp und partner entnommen. 

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte auf Grundlage der Rechenregeln der RLS-

90. 

Es zeigt sich, dass durch den B-Plan-induzierten Zusatzverkehr keine beurteilungsrelevan-

ten Zunahmen zu erwarten sind. 

                                                      
2 LAIRM CONSULT GMBH: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen 
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Insgesamt ist festzustellen, dass im gesamten Bereich des Gewerbegebiets die Orientie-

rungswerte für Gewerbegebiete von 65 dB(A) tags und 55 dB(A) nachts lediglich im stra-

ßennahen Bereich der Holmer Straße geringfügig überschritten werden. Die Immissions-

grenzwerte für Gewerbegebiete von 69 dB(A) tags und von 59 dB(A) nachts werden im 

gesamten Plangeltungsbereich eingehalten. 

Im gesamten Bereich des Mischgebiets wird der Orientierungswert für Mischgebiete von 

60 dB(A) tags im straßennahen Bereich überschritten. Der Immissionsgrenzwert für Misch-

gebiete von 64 dB(A) tags wird innerhalb der Baugrenzen eingehalten. Im Nachtabschnitt 

wird der Orientierungswert für Mischgebiete von 50 dB(A) nachts im nördlichen Baufenster 

des Mischgebiets überschritten. Der Immissionsgrenzwert für Mischgebiete von 54 dB(A) 

nachts wird im Norden in einem Abstand von 25 m zur Straßenmitte der Holmer Straße 

überschritten. 

Im Bereich des Allgemeinen Wohngebiets werden die Orientierungswerte von 55 dB(A) 

tags und 45 dB(A) nachts in einem kleinen Teilbereich im Norden innerhalb der Baugrenzen 

überschritten. Der Grenzwert für Allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags wird inner-

halb der Baugrenzen eingehalten. Der Immissionsgrenzwert von 49 dB(A) nachts wird im 

Norden in einem Abstand von etwa 40 m zur Straßenmitte der Holmer Straße überschrit-

ten. 

Die Umsetzung von aktivem Lärmschutz ist aufgrund der nur gebietsweise Überschreitun-

gen und geplanten Geschossigkeit und somit der Dimensionierung der erforderlichen Lärm-

schutzwand innerhalb des Plangebietes aus städtebaulicher Sicht nicht zu empfehlen. 

Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse in den Erd- sowie den Obergeschossen können auf-

grund der Bauweise durch Grundrissgestaltung (Verlegung der schützenswerten Nutzun-

gen auf die lärmabgewandte Seite) oder passiven Schallschutz geschaffen werden. 

Gemäß DIN 4109 (Juli 2016) und der Entwürfe zu den 1. Änderungen (Januar 2017) ergeben 

sich Anforderungen an den passiven Schallschutz zum Schutz der Wohn- und Büronutzun-

gen vor von außen eindringenden Geräuschen. Die Dimensionierung des passiven Schall-

schutzes erfolgt über die maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109 und der Entwürfe 

zu den 1. Änderungen. Die maßgeblichen Außenlärmpegel sind in der Abbildung 3 für 

schutzbedürftige Räume und in Abbildung 4 für Räume, die überwiegend zum Schlafen 

genutzt werden, dargestellt. 

Abweichend vom Entwurf zur 1. Änderung des Teils 2 bezüglich Abschnitt 4.4.5.7 erfolgt die 

Ermittlung des maßgeblichen Außenlärmpegels unter Berücksichtigung der VDI 3722-2 

Abschnitt 5.6 durch Überlagerung aller jeweiligen maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß 

DIN 4109 und der Entwürfe zu den 1. Änderungen (Januar 2017) der auf das Plangebiet ein-

wirkenden Lärmquellen (Straßenverkehrslärm sowie Gewerbelärm). 

Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass bei einem maßgeblichen Außenlärmpegel von 

> 70 dB(A) mit erheblichem passiven Schallschutz und damit zusätzlichen Baukosten zu 

rechnen ist. Das betrifft jedoch lediglich einen ca. 13,50 m breiten Streifen innerhalb der 

Baugrenze im Gewerbegebiet parallel zur Holmer Straße, sofern es sich um Räume handelt, 

die überwiegend zum Schlafen genutzt werden. 
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9 Umweltprüfung 

Nach der seit dem 20.07.2004 geltenden Fassung des Baugesetzbuches ist grundsätzlich 

zu jedem Bauleitplan eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen er-

heblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und 

bewertet werden. Umweltbericht3 ist Bestandteil dieser Begründung.  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

10 Landschaftsplanerischer Beitrag – Umweltbericht - 

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind gemäß dem Verfahren und den inhaltlichen 

Anforderungen nach § 1 (6) Nr. 7 BauGB, in Verbindung mit § 1a BauGB die Belange des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie des Umweltschutzes zu beachten und zu 

berücksichtigen. Für das Plangebiet dieses Bebauungsplanes wurde daher ein landschafts-

planerischer Beitrag erarbeitet. Darin wurden der Zustand des Plangebietes und die ge-

planten Nutzungen beschrieben und bewertet sowie Maßnahmen zur Minimierung von Be-

einträchtigungen aufgezeigt. Weiterhin werden Angaben zum Artenschutz und zum Aus-

gleich von Eingriffen gemacht. 
 

10.1 Umweltbericht 
 

10.1.1 Vorbemerkungen 

Der Bebauungsplan-Entwurf Hetlingen 12 sieht eine städtebauliche Entwicklung in Fortset-

zung des bisherigen Siedlungsrandes mit Wohnbauflächen, Mischgebietsflächen und Ge-

werbeflächen vor.  

Im Rahmen der Aufstellung des B-Plans Hetlingen 12 werden die naturräumlichen Gege-

benheiten erfasst und bewertet. Es werden Vorschläge für grünordnungsplanerische Rege-

lungsinhalte, sog. Huckepackfestsetzungen zur Übernahme in den B-Plan vorgeschlagen. 

Eingriffe in den Naturhaushalt werden bilanziert, die Notwendigkeit von Ausgleichsmaß-

nahmen überprüft um ggfs. Ausgleichsflächen zuzuordnen.  
 

10.1.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplans 

Der Bebauungsplan Hetlingen 12 hat die Zielsetzung, das Gebiet zwischen der Holmer Stra-

ße (L261) und dem Sommerdeich nördlich des Wohngebiets „Blink“ als Wohn-, Mischge-

biets- und Gewerbestandort zu entwickeln. Es ist eine gute Anbindung an das überörtliche 

Straßennetz (L261) gegeben. 
  

10.1.1.2 Beschreibung der Festsetzungen des Plans mit Angaben über den Standort 
sowie Art und Umfang der geplanten Vorhaben 

Siehe Begründung zum B-Plan. 

                                                      
3
 Dipl.-Ing. Dirk Matzen Ladschaftsarchitekt BDLA: Landschaftsplanerischer Beitrag zum-Plan 12 der Gemeinde Hetlingen – 

Umweltbericht - 
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10.1.1.3 Bedarf an Grund und Boden der geplanten Vorhaben 

Der Geltungsbereich des B-Plans umfasst eine Fläche von rd. 3,06 ha, die sich wie folgt auf-

teilt: 
 Gewerbeflächen        ca. 0,815 ha 

 Mischgebietsflächen ca. 0,725 ha 

 Wohngebietsflächen ca. 0,575 ha 

 Straßenverkehrsflächen (inkl. Rad-/Fußwege, Müll und Trafo) ca. 0,385 ha 

 Grünflächen (öffentliche und private, inkl. Oberflächenentwässerung) ca.  0,565 ha.  

Im Norden grenzen Landwirtschaftsflächen, im Süden Wohnbauflächen an. 
 

10.1.1.4 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten 
Ziele des Umweltschutzes, die für den Bebauungsplan von Bedeutung sind, und 
der Art, wie diese Ziele und die Umweltbelange bei der Aufstellung berücksich-
tigt wurden  

In einschlägigen Fachgesetzen des Bundes sowie Fachgesetzen und Fachplänen des Landes 

Schleswig-Holstein sind Ziele des Umweltschutzes festgelegt, die bei der Aufstellung des 

Bebauungsplans von Bedeutung sind. Im Folgenden werden – bezogen auf die einzelnen 

Schutzgüter – die Umweltschutzziele und die Art, wie diese Ziele und die Umweltbelange 

bei der Aufstellung berücksichtigt werden, aufgelistet: 

Schutzgut Luft 

Gemäß § 1 Abs. 3 BNatSchG sind Luft und Klima durch Maßnahmen des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege zu schützen; dies gilt insbesondere auch für Flächen mit günstiger 

lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Kaltluftentstehungsgebiete. 

In der 39. BImSchV werden zum Schutz der menschlichen Gesundheit Immissionsgrenzwer-

te für Stickstoffdioxid und Partikel PM10 festgelegt, die einzuhalten sind. 

Laut § 1 Abs. 1 BImSchG sind Tieren, Pflanzen, Boden, Wasser und die Atmosphäre vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen von schädlicher Umwelt-

einwirkung (z.B. Luftverunreinigungen) ist vorzubeugen. 

Den Zielen wird im Bebauungsplan mit Begrünungsmaßnahmen entsprochen, wie Gehölz-

pflanzungen, Dachbegrünungen und einer offenen Oberflächenentwässerung die zur För-

derung der Luftqualität und der Staubbindung beitragen. Außerdem werden im Rahmen 

der Flächengestaltung Grünflächen vorgesehen, die lufthygienisch positive Wirkung entfal-

ten können.  

Schutzgut Klima 

Gemäß § 1 Abs. 3 BNatSchG sind Luft und Klima durch Maßnahmen des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege zu schützen; dies gilt insbesondere auch für Flächen mit günstiger 

lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Kaltluftentstehungsgebiete. 

In § 1 Abs. 5 BauGB ist festgelegt, dass Bauleitpläne auch in Verantwortung für den allge-

meinen Klimaschutz dazu beitragen sollen, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen 

und zu entwickeln. 

Den Zielen wird im Bebauungsplan mit Begrünungsmaßnahmen, wie Gehölzpflanzungen, 

Dachbegrünung und offener Oberflächenentwässerung, die das Kleinklima fördern, ent-

sprochen. Außerdem werden Festsetzungen zum Schutz von Boden und Grundwasser ge-

troffen, die die natürlichen Kreisläufe des Naturhaushalts unterstützen.  
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Schutzgut Wasser 

Das Wasserhaushaltsgesetz sieht in § 1 vor, durch eine nachhaltige Gewässerbewirtschaf-

tung die Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts und als Lebensgrundlage für Tiere 

und Pflanzen zu schützen. § 5 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes beinhaltet u.a. die Vor-

sorgepflicht, eine Vergrößerung und Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermeiden. 

Gemäß § 1 Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz ist für den vorsorgenden Grundwasserschutz 

sowie für einen ausgeglichenen Niederschlags-Abflusshaushalt durch Maßnahmen des Na-

turschutzes und der Landschaftspflege Sorge zu tragen. 

Die Flächen liegen im Wasserschutzgebiet „Haseldorfer Marsch“ in der Zone IIIb. 

Diesen Zielen wird im Bebauungsplan mit Maßnahmen, die zur Rückhaltung und Teilversi-

ckerung des Niederschlags auf unbebauten Flächen oder Rückhaltung und Verdunstung 

bzw. verzögerte Ableitung mittels Dachbegrünung dienen, entsprochen. Es wird aus 

Grundwasserschutzgründen ein wasser- und luftdurchlässiger Aufbau von privaten Geh- 

und Fahrwegen sowie Stellplätzen festgelegt. Feuerwehrzufahrten und –aufstellflächen auf 

zu begrünenden Flächen sollen ebenfalls wasser- und luftdurchlässig hergestellt werden.  

Im Plangebiet befinden sich bis auf den zu erhaltenden Graben am Deichfuß keine Oberflä-

chengewässer, die beeinträchtigt werden können.  

Schutzgut Boden 

Nach § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Ge-

mäß § 202 BauGB ist der Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernich-

tung oder Vergeudung zu schützen. 

Gemäß § 2 Bundesbodenschutzgesetz ist der Boden hinsichtlich seiner natürlichen Funkti-

onen als Lebensgrundlage für Menschen, Tiere und Pflanzen, als Bestandteil des Natur-

haushalts insbesondere mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, als Abbau-, Aus-

gleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen insbesondere auch zum Schutz des 

Grundwassers langfristig zu schützen. 

§ 1 Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz besagt die Böden so zu erhalten, dass sie ihre Funktio-

nen im Naturhaushalt erfüllen können. 

Diesen Zielen wird im Bebauungsplan entsprochen, in dem durch die Festsetzung einer 

GRZ, die offene Bodenstrukturen innerhalb der Bauflächen sichert, nachkommt. Die Be-

schränkung der oberirdischen Versiegelung und der Unterbauung durch eine baufeldbezoge-

ne Grundflächenzahl sowie die Ausweisung von rd. 0,6 ha Grünflächen sorgt für den Erhalt 

von natürlichen Böden. 

Begrünungsmaßnahmen wie Gehölzpflanzungen und gärtnerisch anzulegende Flächen tra-

gen zur Förderung der Bodenentwicklung bei. 

Mit der Festsetzung von extensiven Dachbegrünungen kann ein Alternativstandort er-

schlossen werden, der teilweise die Funktionen des natürlichen Bodens übernehmen kann. 

Durch Dachbegrünungen kann der Wasserkreislauf unterstützt, die Luftqualität verbessert 

und ein positiver Beitrag zum Klima geleistet werden. Pflanzen und Tiere finden hier einen 

neuen Lebensraum. 

Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne u.a. die Auswir-

kungen auf Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt zu berücksichtigen. 
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Nach § 1 Abs. 3 BNatSchG sind zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt lebens-

fähige Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie 

ihre Biotope und Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktionen im Natur-

haushalt zu erhalten. Außerdem sind Tiere und Pflanzen als Bestandteil des Naturhaushalts 

in ihrer natürlichen und historisch gewachsenen Artenvielfalt, in ihren Lebensräumen so-

wie sonstigen Lebensbedingungen zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln und ggf. wieder-

herzustellen. 

In § 44 BNatSchG besagen die Ziele des besonderen Artenschutzes, dass Tatbestände des 

Tötens, Verletzens oder der Entnahme von Individuen sowie des Störens verboten sind. 

Diesen Zielen wird im Bebauungsplan insofern entsprochen, als dass mit der Entwicklung 

von bioökologisch bedeutsamem Baumbestand die Funktion dieser Bäume als Lebensraum 

für Tiere geschaffen werden können. Mit der Ausweisung von Grünflächen, gärtnerisch zu 

gestaltenden Freiflächen und dem Anpflanzen von standortgerechten Gehölzen wird die 

Vielfalt der Fauna unterstützt und neue Habitate für Tiere geschaffen. Extensive Dachbe-

grünungen werden als Sekundärstandorte für spezifische Pflanzen und Tierpopulationen 

zur Verfügung stehen. 

Im Plangebiet wurden keine Fortpflanzungs- oder Ruhestätten von Vögeln, Fledermäusen 

und Amphibien festgestellt, so dass eine Betroffenheit dieser Tiergruppe im Sinn des § 44 

BNatSchG nicht gegeben ist. Bezüglich der im Plangebiet vorkommenden Vogelarten wer-

den die in § 44 Abs. 1 BNatSchG aufgeführten Verbotstatbestände dadurch vermieden, 

dass die notwendigen Gehölzrodungen außerhalb der Brutzeit im Winterhalbjahr durchge-

führt werden sollen. 

Schutzgut Landschaft- und Stadtbild 

Nach § 1 Abs. 3 Nr. 6 BNatSchG sind Freiräume im besiedelten Bereich einschließlich ihrer 

Bestandteile wie Bäume und Gehölzstrukturen zu erhalten und dort, wo sie nicht in ausrei-

chendem Maße vorhanden sind, neu zu schaffen. 

Laut § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB ist die Erhaltung und Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung 

und der Umbau vorhandener Ortsteile in der Bauleitplanung besonders zu berücksichtigen. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB sieht u.a. auch die Berücksichtigung der Gestaltung des Orts- und 

Landschaftsbilds vor. 

Der Bebauungsplan entspricht den übergeordneten Entwicklungszielen. Zur Gestaltung des 

Orts- und Landschaftsbilds sind Festsetzungen von Begrünungsmaßnahmen, Anpflanzun-

gen von Bäumen und Sträuchern sowie die Gestaltung gärtnerisch anzulegender Flächen 

vorgesehen.  

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Die nach § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB zu berücksichtigen Belange der Baukultur, des Denkmal-

schutzes und der Denkmalpflege sind in der Bauleitplanung zu berücksichtigen. 

Nach § 1 des Denkmalschutzgesetzes vom .. ist es Aufgabe des Denkmalschutzes und der 

Denkmalpflege, die Kulturdenkmäler zu schützen und zu erhalten, sowie darauf hinzuwir-

ken, dass sie in die städtebauliche Entwicklung, Raumordnung und Landespflege eibezogen 

werden. 

Für den Bebauungsplan ergeben sich neben der Kennzeichnung einer Archäologischen 

Vorbehaltsfläche hieraus keine weiteren Konsequenzen. 
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Schutzgut Mensch 

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 Baugesetzbuch sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde 

Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. 

Der § 50 des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) in der Fassung vom 17. Mai 2013 

(BGBl. I S. 1275), zuletzt geändert am 26. Juli 2016 (BGBl. I S. 1839, 1841) legt fest, dass Be-

reiche mit emissionsträchtigen Nutzungen einerseits und solche mit immissionsempfindli-

chen Nutzungen andererseits möglichst räumlich zu trennen sind. 

Laut § 50 Satz 2 BImSchG und § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe h BauGB sind bei Planungen in 

Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen 

der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, 

bei der Abwägung der betroffenen Belange die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

als Belang zu berücksichtigen. 

In § 4 Abs. 1 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), zu-

letzt geändert am 4. April 2016 (BGBl. I S. 569, 584) sind Abfälle in erster Linie zu vermei-

den, insbesondere durch die Verminderung ihrer Menge und Schädlichkeit und in zweiter 

Linie stofflich zu verwerten oder zur Gewinnung von Energie zu nutzen (energetische Ver-

wertung). 

Dem Ziel der Sicherstellung von gesunden Arbeitsverhältnissen im oben genannten Sinne 

wird im Bebauungsplan mit einer Gliederung des Plangebiets  und insgesamt mit einer ver-

träglichen Bebauungsdichte entsprochen.  

Folgende Maßnahmen werden zur Verminderung von Luftimmissionen eingesetzt: Begrü-

nungsmaßnahmen, wie Dachbegrünungen, Baum- und Gehölzpflanzungen sowie das Anle-

gen von Grünflächen und offenen Grabentrassen fördern die Luftfilterung und Staubbin-

dung und tragen zur Lufthygiene bei. 
 

10.1.1.5 Fachgutachten und umweltrelevante Stellungnahmen 

Landschaftsplanerischer Fachbeitrag 

Landschaftsplanerische Untersuchung zum B-Plan Hetlingen 12 (Bunde Koppel) vom 

17.6.2016 (D. Matzen, Landschaftsplanerische Untersuchung, Stand. 17.6.2016) 

Artenschutzfachliche Potenzialanalyse 

Die im März 2017 erarbeitete Artenschutzprüfung für das Plangebiet Hetlingen 12 wurde im 

April/Mai 2017 aktualisiert (Dipl. Biologe K. Lutz, Stand 8.3.2017, aktualisiert am:  1.6.2017) 

Entwässerungskonzept 

Ein Entwässerungskonzept für den Geltungsbereich liegt vor (d+p Dänekamp und Partner, 

Stand 30.3.2017). 

Lärmtechnische Untersuchung 

Im Hinblick auf die zukünftig vom Plangebiet ausgehenden Gewerbelärm werden die Au-

ßenlärmpegel für Neu-, Um- und Ausbauten gemäß DIN 4109 ermittelt und festgelegt (Be-

gründung zum B-Plan, Stand 4.5.2017). Eine schalltechnische Untersuchung liegt nicht vor. 

Verkehrstechnische Untersuchung 

Es liegt eine verkehrstechnische Untersuchung zum B-Plan Hetlingen 12 vor (d+p Däne-

kamp und Partner, Stand 31.3.2017).  
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Luftschadstoffgutachten 

Es liegt kein Luftschadstoffgutachten vor.  
  

10.1.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen je Schutzgut einschließ-
lich etwaiger Wechselwirkungen 

 

10.1.2.1 Schutzgut Luft 
 

10.1.2.1.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands  

Das Plangebiet entwickelt sich in Randlage des bisher den Ortsrand bildenden Wohngebie-

tes „Blink“ im Übergang zu landwirtschaftlich genutzten Flächen und weist die hierfür typi-

schen lufthygienischen Verhältnisse auf. Die Fläche stellt sich als freie Ackerfläche dar, 

Gehölze sind nicht vorhanden. Lufthygienisch aktives Grünvolumen ist nur temporär nach 

Bestellung der Fläche sowie dauerhaft in geringem Umfang in den Randzonen vorhanden. 
 

10.1.2.1.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung
  

Die lufthygienische Produktivität der Freiflächen wird insoweit beeinträchtigt, als große 

Teile zukünftig versiegelt werden. Es wird Grünvolumen durch vorgesehene Neuanpflan-

zungen im Bereich der Bauflächen und auf den nicht überbaubaren Freiflächen sowie am 

nördlichen und östlichen Siedlungsrand langfristig hergestellt. 

Der zukünftige Anliegerverkehr wird leicht zunehmen, die damit verbundene Zunahme von 

Verkehrsimmissionen ist im Verhältnis zur Vorbelastung nicht relevant. 
 

10.1.2.1.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteili-
gen Auswirkungen 

Die lufthygienische Produktivität des Grünvolumens wird im Zuge der Erschließung der 

Flächen erhöht. Die Bilanz des Grünvolumens kann durch vorgesehene Neuanpflanzungen 

auf den Bauflächen verbessert werden. Im Bebauungsplan werden randliche Gehölzan-

pflanzungen festgesetzt. Durch die Neuanpflanzung von Bäumen im Bereich der nicht 

überbaubaren Freiflächen wird Grünvolumen langfristig  entwickelt und werden die biokli-

matischen Wirkungen wie Verschattungs- und Filterfunktionen optimiert. 

Eine Extensivbegrünung flacher oder flach geneigter Dächer kann zu einer erheblichen 

Verbesserung des Mikroklimas beitragen. Staub- und gasförmige Immissionen werden 

durch die Vegetationsschicht gefiltert und im Begrünungsaufbau festgelegt. Aufheizungs-

effekte und abstrahlungsbedingte Temperaturdifferenzen werden im Sommer bei begrün-

ten Dächern im Gegensatz zu ungeschützten oder mit Kies abgedeckten Flächen stark ni-

velliert.  

Besondere Maßnahmen im Hinblick auf Luftschadstoffe sind nicht erforderlich. 
 

Licht 

Lichtemissionen, die im Besonderen über die Deichkrone nach Osten in das FFH-Gebiet 

ausstrahlen, sind zu vermeiden. Vermeidung von Werbeanlagen mit Scheuchwirkung (z.B. 

Fahnenmasten).  
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10.1.2.2 Schutzgut Klima 
 

10.1.2.2.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 

Lokalklima 

Die mittlere jährliche Niederschlagsmenge wird mit 800 mm angegeben. Die mittlere Jah-

resdurchschnittstemperatur beträgt 8,3°C, der Wind weht überwiegend aus westlichen 

Richtungen. 

Durch Kraftfahrzeugverkehr verursachte Verkehrsemissionen auf der L261 wirken als 

Lärm- und Abgasimmissionen auf das Plangebiet ein. Luftmesswerte liegen nicht vor. 

Die lokalen Kleinklimaverhältnisse im Plangebiet sind teilurbaner Prägung. Die landwirt-

schaftlich genutzten Freiflächen tragen begünstigend zur Kaltluftentstehung bei.  

Bioökologisch relevanter Baumbestand ist im Plangebiet nicht vorhanden. 
  

10.1.2.2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Mit der Zunahme versiegelter Flächen geht zeitgleich die Reduzierung vegetationsgepräg-

ter, bioklimatisch aktiver Freiflächen einher. Es sind graduelle Beeinträchtigungen durch 

negative lokalklimatische Veränderungen wie der Zunahme von Wärmeinseleffekten und 

eine erhöhte Staubbildung zu erwarten. Bebaute Areale weisen versiegelungsbedingt eine 

höhere Wärmeabsorbtion und Wärmeabstrahlung auf und tragen so zu Wärmeinseleffekten 

bei. 
  

10.1.2.2.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteili-
gen Auswirkungen 

Extensivdachbegrünung tragen aufgrund ihrer Vegetation zu einer Reduzierung von Auf-

heizungseffekten unbegrünter Dächer bei. Während frei bewitterte Dachflächen im Som-

mer Temperaturen von über 50 °C aufweisen können, wird durch Verdunstungseffekte die 

Temperatur auf 30 °C gepuffert. Der Wärmeinseleffekt wird damit deutlich reduziert. 

Staub- und gasförmige Immissionen werden durch die Vegetationsschicht aus der Luft ge-

filtert. 

Fassadenbegrünungen tragen durch die Reduzierung von Aufheizungseffekten und Staub- 

sowie Luftschadstofffilterung zur Stabilisierung des Mikroklimas bei.  

Baumanpflanzungen in den Randzonen und auf den nicht überbaubaren Flächen tragen 

durch Verschattung und Verdunstung zu einer Verbesserung des Mikroklimas bei.  
  

10.1.2.3 Schutzgut Wasser 
 

10.1.2.3.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 

Wasserhaushalt und Besielung 

Natürliche Oberflächengewässer sind nicht betroffen. Der Graben am Deichfuß bleibt erhal-

ten. 

Die natürliche Grundwasserneubildungsrate im Plangebiet ist trotz der geringen Durchläs-

sigkeit heute nicht eingeschränkt. Der mittlere Flurabstand des oberflächennahen Grund- 

bzw. Stauwasserleiters ist mit 1 m unter Geländeoberkante (GOK) anzunehmen. Lokale 

Stauwasserlinsen mit örtlich oberflächennah anstehendem Grund-/Stauwasser können 

nicht ausgeschlossen werden. In der Fachkarte „Bewertung der Raumempfindlichkeit 

Grundwasserschutz“  zum Landschaftsplan der Gemeinde Hetlingen wird das Plangebiet als 

„Hoch empfindlich“ eingestuft. 
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Die Flächen liegen im Wasserschutzgebiet „Haseldorfer Marsch“ in der Zone III B. 

Eine gezielte Versickerung von Oberflächenwasser im Zuge einer baulichen Umstrukturie-

rung ist aufgrund der anlehmigen Bodenverhältnisse und des hohen Grundwasserstands 

grundsätzlich problematisch.  

Die Flächen des Plangebiets sind vollständig unversiegelt und unterliegen der natürlichen 

Versickerung und Evapotranspiration. 

Die Vorflut für das Plangebiet wird durch den südlich gelegen Sielanschluss sichergestellt. 
  

10.1.2.3.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Abhängig von der Zunahme der Oberflächenversiegelung der neuen Bebauung und Er-

schließung wird sich die Bilanz der Regenwasserinfiltration zur Speisung des örtlichen 

Grund-/Stauwassers reduzieren und der Oberflächenabfluss erhöhen. In der großräumigen 

Betrachtung sind mögliche Auswirkungen nicht relevant. Für die weitere Planung erfolgt 

die Erarbeitung einer Oberflächenentwässerungskonzeption.  
  

10.1.2.3.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteili-
gen Auswirkungen 

Im B-Plan sind, mit Ausnahme des Deichgrabens, keine Gewässer als Flächen für die Rege-

lung des Wasserabflusses vorhanden. Flächen für die Herstellung der Oberflächenentwäs-

serung sollen in Form von offenen Gräben festgesetzt werden.  

Im B-Plan wird zum Schutze des Grundwassers die Wasser- und Luftdurchlässigkeit von 

Geh- und Fahrwegen sowie ebenerdigen Stellplätzen festgesetzt. Feuerwehrumfahrten und 

–aufstellflächen auf zu begrünenden Flächen sind in vegetationsfähigem Aufbau (Schotter-

rasen) herzustellen. Damit werden ein Minimum dezentraler Oberflächenwasserversicke-

rung und die Zurverfügungstellung vegetationsverwertbaren Niederschlagswassers sicher-

gestellt.  

Flachdächer im Gewerbegebiet sind extensiv zu begrünen. Extensivdachbegrünungen tra-

gen in Abhängigkeit des Begrünungsaufbaus zu einer nachhaltigen Oberflächenwasser-

rückhaltung bei. So werden 40 – 70 % des jährlichen Niederschlags in Extensivdachbegrü-

nungen mit einem Bodensubstrataufbau von 8 cm zurückgehalten. Der Rauhigkeitsfaktor 

begrünter Dächer führt darüber hinaus zu einer messbaren Abflussverzögerung und Ent-

spannung der Abflussspitzen. 

Mit dem Ziel der dezentralen Regenwasserrückhaltung im B-Plangebiet soll der Oberflä-

chenabfluss aus dem Gebiet gedrosselt und kontrolliert minimiert werden.  

Der Einbau von auswasch- oder auslaugbaren wassergefährdenden Materialien (z.B. Boden- 

und Recyclingmaterial) ist in der Schutzzone III B verboten. Das zu verwendende Material 

muss den Anforderungen des Regelwerkes 20 der LAGA (Anforderungen an die stoffliche 

Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall) 

entsprechen. Die Verwendung von wassergefährdenden Betonzuschlagstoffen ist unzuläs-

sig. 
  

10.1.2.4 Schutzgut Boden  
 

10.1.2.4.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 

Das Gelände weist mit Höhenunterschieden von rd. 1,0 m nur schwache Reliefbewegungen 

auf. Die Geländehöhen bewegen sich zwischen 1,20 - 2,00 m üNN. Der östlich angrenzende 

Binnendeich hat eine Höhe von rd. 4 m üGOK. 
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Die natürlichen Bodenfunktionen Versickerungsfähigkeit, Filter- und Pufferkapazität ge-

genüber Schadstoffen, Wasserspeichervermögen und Lebensraum für Pflanzen und Tiere 

sind im Rahmen der landwirtschaftlichen Nutzung ungestört, die Flächen vollständig unver-

siegelt.  

Die anstehenden Marschenböden mit hohem Sorptionsvermögen gelten als Böden mit ho-

her Empfindlichkeit in Bezug auf Immissionen. 

Es liegen durch Sedimentation entstandene Marschenablagerungen mit hohen Mächtigkei-

ten an, die Innendeichs als Kalkmarschenböden mit Verschlämmungsneigung anzuspre-

chen sind. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass Stoffe sedimentiert sind, die ein Un-

tersuchungserfordernis für die Verwertung des Aushubs außerhalb des Grundstücks nach 

sich ziehen. 

Die nordöstlich an das Siedlungsgebiet „Blink“ anschließenden Flächen liegen im archäolo-

gischen Interessensgebiet „Geesthügel Hetlingen“ des Archäologischen Landesamtes. Es 

ist mit kaiserzeitlichen und frühmittelalterlichen Funden zu rechnen. Eine frühzeitige Betei-

ligung des Landesamtes bei baulichen Aktivitäten ist angezeigt. 

Altlasten 

Im Plangebiet befinden sich keine Altlastenverdachtsflächen und Altlasten. In der histori-

schen Karte von 1877 sind Gräben dargestellt, die sich noch heute in der Geländetopografie 

wiederfinden. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass bodenfremde Materialien  zu 

Verfüllung eingesetzt wurden. 
 

10.1.2.4.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Bodenfunktion 

Im Zuge der baulichen Entwicklung werden der Überbauungsgrad und damit die Bodenver-

siegelungen auf bis zu 50 % der Gesamtfläche erhöht. Die Bodenfunktionen werden wei-

tergehend eingeschränkt. Beim Umgang mit dem Boden sind die Anforderungen nach § 12 

Bundes-BodenschutzVO an das Ein- und Aufbringen von Materialien zu berücksichtigen. Im 

Bereich der ehemaligen Gräben, die sich noch heute in der Topografie abzeichnen, sind 

durch Baggerschürfen Erkundungen vorzunehmen, um eine Verfüllung mit bodenfremden 

Materialien auszuschließen. 

Altlasten 

Nicht betroffen. 
  

10.1.2.4.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteili-
gen Auswirkungen 

Bodenfunktion  

Auf den im B-Plan festgesetzten Grünflächen bleiben die Bodenfunktionen weitgehend er-

halten. 

Durch die Festsetzung im B-Plan, dass innerhalb der Bauflächen Geh- und Fahrwege sowie 

ebenerdige Stellplätze in wasser- und luftdurchlässiger Bauweise hergestellt werden müs-

sen, werden dezentrale Versickerungsflächen zur Grundwasseranreicherung erhalten. Die 

Festsetzung, dass Feuerwehrumfahrten und –aufstellflächen auf zu begrünendend Flächen 

in vegetationsfähigem Aufbau herzustellen sind, dient dem Ziel, Teilfunktionen des Bodens 

aufrecht zu erhalten.  

Extensivdachbegrünungen bieten mit ihrem organisch-mineralischem Bodensubstrataufbau 

die teilweise Wiederherstellung von Bodenfunktionen auf dem künstlichen Standort Dach. 
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In Verbindung mit standortangepassten Vegetationsgesellschaften werden dauerhafte Le-

bensraumstrukturen geschaffen. Der Dachbegrünungsaufbau übernimmt Oberflächenwas-

serrückhalte- und –reinigungsfunktionen und ersetzt somit teilweise die natürlichen Boden-

funktionen. 

Durch die Neuanlage offener, begrünter Grabentrassen werden die Bodenfunktionen hier 

nachhaltig gesichert. 

Bei Oberbodenarbeiten müssen die einschlägigen Richtlinien der DIN-Normen: 18320, 18915 

und 18300 beachtet werden. 

Altlasten 

Altlasten sind nicht betroffen. Lediglich im Bereich ehemaliger Gräben sollte durch Bagger-

schürfen Aufschluss über das Verfüllungsmaterial gewonnen werden.  
 

10.1.2.5 Schutzgut Landschaft / Stadtbild 
 

10.1.2.5.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 

Das Plangebiet weist im großräumigen Kontext der Ortseingangslage den Charakter einer 

landwirtschaftsgeprägten Fläche mit einer homogenen, landwirtschaftlich geprägten Nut-

zungsstruktur auf. Die Fläche ist vom westlich und östlich angrenzenden, Kulturland-

schaftsraum durch die L261 im Westen und nach Osten durch den Hochwasserschutzdeich 

visuell abgegrenzt. Durch die flankierenden, linearen Strukturen des Hochwasserschutz-

deichs und der Baumallee liegt die Fläche in einem langgezogenen Landschaftskorridor. 

Der Siedlungsrand ist eingegrünt. 
 

10.1.2.5.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Eingespannt zwischen den vertikalen Strukturen des Deiches und der Baumallee entwickelt 

sich der zukünftige Siedlungsrand weiter in den Kulturlandschaftsraum hinein. 

Die neue Siedlungsrandausbildung durch ein Gewerbegebiet wird zu einer Veränderung der 

Maßstäblichkeit durch das mögliche Volumen und die Höhe der Bebauung führen.  
  

10.1.2.5.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteili-
gen Auswirkungen 

Für eine naturräumlich verträgliche Einbindung des Siedlungsquartiers, hier insbesondere 

der Gewerbeflächen, werden im Norden zum freien Kulturlandschaftsraum und parallel zur 

Holmer Straße Gehölzanpflanzungen festgesetzt. Es werden darüber hinaus mit grund-

stücksbezogenen Anpflanzgeboten für die Entwicklung von raumbildenden Gehölzstruktu-

ren sowie Fassadenbegrünungsmaßnahmen Maßnahmen zum Erhalt und zur Entwicklung 

des Landschafts- und Stadtbildes getroffen.  
  

10.1.2.6 Schutzgut Tiere und Pflanzen einschließlich der biologischen Vielfalt und der 
artenschutzrechtlichen Belange 

 

10.1.2.6.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 

Die Erfassung der vegetationsgeprägten Biotopstrukturen erfolgt aufgrund örtlicher Erhe-

bungen. Besonders geschützte Pflanzenarten kommen nicht vor.  

Das Plangebiet wird als Ackerland genutzt. Das Ackerland wird aktuell zum Rapsanbau ge-

nutzt. Die Fläche übernimmt keine Funktionen des Biotopverbunds. 

Im Einzelnen sind folgende Biotoptypen vorzufinden: 

 Allee (geschützter Biotop) 
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 Einzelgehölz 

 Gebüsch (grabenbegleitend)  

 Artenarmes Ackerland 

 Nährstoffreiche Gräben mit Stillgewässercharakter als Straßengraben und Graben 

am Deichfuß. 

Die Fläche ist entsprechend des ‚Runderlasses zum Verhältnis der naturschutzrechtlichen 

Eingriffsregelung zum Baurecht von 1998’ als ‚Fläche mit allgemeiner Bedeutung für den 

Naturschutz‘ anzusprechen. 

Die geschützte Allee an der Holmer Straße besteht aus alten Bäumen der Echten Mehlbee-

re (Sorbus aria). Der Pflanzabstand beträgt rd. 12 – 13 m. Abgestorbene Bäume sind durch 

Neupflanzungen der gleichen Art ersetzt worden. Auf der Südseite des Grabens wird der 

Fahrradweg von einzelnen Schwarz-Erlen flankiert. Der westliche Abschnitt ist hier auf ei-

ner Länge von rd. 35 m baumfrei. Im Bereich der bestehenden südlichen Grundstückszu-

fahrt (Grabenquerung) steht eine alte Sand-Birke (Betula pendula), die Allee weist hier eine 

Baumlücke auf.  

Als Oberflächengewässer ist im Plangebiet der parallel zum Deichfuß verlaufende Graben 

vorhanden, der sich nach Norden als offenes Gewässer fortsetzt und nach Süden verrohrt 

gefasst ist. Der südlich der Holmer Straße verlaufende Straßengraben und der Graben am 

Deichfuß haben aufgrund der geringen Fließgeschwindigkeit Stillgewässercharakter.  

Als potentiell natürliche Vegetation (pnV) würde sich ohne menschliche Einflussnahme im 

Plangebiet ein Auwald, bestehend aus Baumweiden und Pappeln entwickeln. 

Die Baumschutzsatzung der Gemeinde Hetlingen vom 10. Januar 2001 gilt nicht für das 

Plangebiet. 

Artenschutz 

Im Rahmen einer Potentialanalyse und artenschutzfachlichen Betrachtung (Dipl. Biol. K. 

Lutz, 8. März 2017, aktualisiert am 1. Juni 2017) wird der Lebensraum auf das mögliche 

Vorkommen geschützter Tierarten und seiner Bedeutung ermittelt und bewertet. Hier wird 

insbesondere auf die Artengruppen der Fledermäuse, der Vögel und der Amphibien, aus 

denen nach § 7 Abs. 2 Nrn. 13 und 14 BNatSchG besonders oder streng geschützte Arten 

betroffen sein können, abgestellt.  

Bei der Begehung des Gebietes wurde auf Strukturen geachtet, die für Anhang IV-Arten 

und Vögel von Bedeutung sind. Potentiell können 9 Arten aus den Gruppen der Offenland-

brüter, Gebüschbrüter und Gewässervögel als Brutvögel vorkommen. Alle Vogelarten sind 

nach § 7 BNatSchG als europäische Vogelarten geschützt. Potentiell können zwei Arten 

aus der Gruppe der Offenlandbrüter die in der Roten Liste SH erfasst sind vorkommen: 

Feldlerche und Kiebitz. Weiterhin ist der Acker potentieller Lebensraum von Fasan und 

Schafstelze. Zum Ausschluss von Brutvorkommen sind im Anschluss an die Potentialbe-

trachtung im April und Mai drei weitergehende Kartierungen/Begehungen erfolgt. Im Er-

gebnis dieser zuverlässigen Begehungen sind keine Brutvogelvorkommen der vorgenann-

ten Arten erfasst worden. 

Es können aufgrund fehlender Quartiere potentiell keine Fledermausarten vorkommen. Alle 

Fledermausarten sind nach § 7 BNatSchG streng geschützt und im Anhang IV der FFH-

Richtlinie aufgeführt. Für die Fledermäuse sind drei Biotopkategorien zu bewerten: Som-

merquartiere, Winterquartiere als Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie Jagdreviere. Es 

sind keine Baumqualitäten vorhanden, die als Winterquartier oder Sommerquartiere einge-

stuft werden können. Das Untersuchungsgebiet hat als Jagdhabitat für Fledermäuse nur 

eine mittlere Bedeutung.  
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Aufgrund der Lebensraumstrukturen ist das potentielle Vorkommen der Amphibienarten: 

Grasfrosch, Teichfrosch und Erdkröte möglich. Der Graben am Deichfuß führt nur im Win-

terhalbjahr Wasser und ist somit nur für den nicht im Bestand gefährdeten Grasfrosch ein 

potentielles Laichgewässer. Der Moorfrosch kann wegen der mineralischen Bodenverhält-

nisse ausgeschlossen werden. Alle Amphibienarten sind nach der BundesartenschutzVO als 

besonders geschützt eingestuft, nicht jedoch nach europäischem Recht. Sie sind nicht im 

Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführt. Für den Teichfrosch und die Erdkröte sind im Un-

tersuchungsgebiet im Verlauf des Grabens geeignete Landlebensraumstrukturen vorhan-

den.  

Mit dem Verlust der Freiflächen verlieren die vorgefundenen Vogelarten einen Teil ihres 

Lebensraums. Arten mit großen Revieren, die hier nur ihr Nahrungsgebiet haben, können in 

die Umgebung ausweichen. Die Bestandsentwicklung aller betroffenen Arten ist in den letz-

ten 10 – 20 Jahren positiv, insoweit entstehen offensichtlich immer neue verlustausglei-

chende Lebensräume. Langfristig bleiben die Funktionen der betroffenen Lebensstätten im 

räumlichen Zusammenhang erhalten bzw. entstehen neu. Der Verlust möglicher Brutrevie-

re gefährdet nicht den Erhaltungszustand dieser Arten im Raum Schleswig Holsteins. Eine 

Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen i.S. von zeitlich vorgezogenen CEF-Maßnahmen 

ist nicht erforderlich.  

Fortpflanzungsstätten von Brutvogelarten i.S. des § 44 BNatSchG sind nicht betroffen. Die 

ökologischen Funktionen i.S. des § 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG bleiben erhalten, da offen-

bar durch die aktuelle Landschaftsentwicklung ständig neue Lebensräume entstehen und 

alle Arten weiterhin im Bestand zunehmen. Haussperling und Bachstelze als typische Arten 

der Siedlungen erfahren durch die Siedlungserweiterung eine Aufwertung ihrer Lebens-

räume. Als Vermeidungsmaßnahme zum Eintreten des § 44 BNatSchG sind Rodungen von 

Gehölzen nur außerhalb der Brutzeit gemäß der Regelung des § 39 BNatSchG in der Zeit 

vom 1.Oktober bis zum 28. Februar eines Jahres zulässig.  

Hetlingen liegt nicht im Verbreitungsgebiet der Haselmaus. Fischotter und Biber sind hier 

nicht zu erwarten. Für alle weiteren Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind keine 

potentiellen Lebensraumstrukturen vorhanden, so dass diese Arten hier nicht vorkommen. 

Auch kommen von den 4 in Schleswig-Holstein gelisteten sehr seltenen Pflanzenarten des 

Anhang IV aufgrund fehlender Standortbedingungen keine vor.  
 

10.1.2.6.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Mit der Entwicklung von Bauflächen gehen die freiflächengeprägten Biotopstrukturen ver-

loren. Die angrenzenden Randstrukturen bleiben erhalten. 
  

10.1.2.6.3 Beschreibung der Vermeidungs-und Minderungs- /Ausgleichsmaßnahmen 

Mit dem Erhalt des östlichen Deichgrabens wird ein wassergeprägtes Verbindungsbiotop 

erhalten. 

Mit der Anpflanzung von Gehölzen werden neue Lebensraumstrukturen geschaffen. 

Extensivdachbegrünungen bieten in Abhängigkeit des Substrataufbaus und der Standort-

bedingungen einer Vielzahl von Pflanzen- und Tierarten nachhaltige Lebensraumstruktu-

ren. Extensivdachbegrünungen tragen mit einer artenreichen Vegetationsbedeckung zur 

Bereicherung der Biotopqualitäten, insbesondere für Insekten und Vögel, bei. Bei Auftrag 

einer Schichtstärke von mindestens 8 cm werden die ökologischen Funktionen der Exten-

sivdachbegrünung und der Standort für die Anpflanzung einer arten- und strukturreichen 

Sedum-/Gras-/Kräutervegetation optimiert. 
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10.1.2.7 Schutzgut Kultur-und sonstige Sachgüter 
 

10.1.2.7.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 

Archäologische Vorbehaltsfläche 

Die nordöstlich an das Siedlungsgebiet „Blink“ anschließenden Flächen liegen im archäolo-

gischen Interessensgebiet „Geesthügel Hetlingen“ des Archäologischen Landesamtes. Es 

ist mit kaiserzeitlichen und frühmittelalterlichen Funden zu rechnen. Eine frühzeitige Betei-

ligung des Landesamtes bei erdbaulichen Aktivitäten ist angezeigt. 

Baudenkmäler sind im Plangebiet nicht vorhanden.  
 

10.1.2.7.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Im Zuge von Erdbaumaßnahmen innerhalb des Plangebiets ist bei Boden-Auffälligkeiten 

eine Beteiligung der Bodendenkmalpflege erforderlich.  

Erhebliche Auswirkungen auf dieses Schutzgut entstehen durch die Planung nicht. Sich 

negativ verstärkende Wechselwirkungen zwischen dem Schutzgut Kultur- und sonstige 

Sachgüter und den anderen Schutzgütern entstehen ebenfalls nicht. 
 

10.1.2.7.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteili-
gen Auswirkungen 

Vermeidungs- oder Minderungsmaßnahmen werden nicht erforderlich. Im Bebauungsplan 

wir ein Hinweis aufgenommen, wenn bei Erdarbeiten anfallende Funde oder auffällige Bo-

denverfärbungen entdeckt werden, die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benach-

richtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern ist. 
  

10.1.2.8 Schutzgut Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit 
 

10.1.2.8.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands 

Lärm 

Für das Plangebiet wurde keine lärmtechnische Untersuchung erstellt. Lärmeinwirkungen 

durch Straßenverkehrslärm gehen von der L261 aus.  

Weitere Emissionsquellen sind nicht gegeben. 
  

10.1.2.8.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Es ist mit einer graduellen Verkehrszunahme durch Ziel- und Quellverkehre im neuen Bau-

gebiet auf der L261 zu rechnen, jedoch nicht in einem Maße, das als erheblich einzustufen 

wäre. 
  

10.1.2.8.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteili-
gen Auswirkungen 

Kein Erfordernis. 
 

10.1.3 Beschreibung und Bewertung von Planungsalternativen 
 

10.1.3.1 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten unter Berücksich-
tigung der Ziele und des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans . 

Standortalternativen 

Das Plangebiet befindet sich in einer verkehrlich gut erschlossenen Lage am nördlichen 

Ortsrand. Die Lage ist wegen der Erreichbarkeit für die Ausweisung eines gemischt genutz-
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ten Quartieres im Vergleich zu anderen Nutzungen besonders prädestiniert. In Größe und 

Qualität vergleichbare Flächenpotentiale stehen der Gemeinde Hetlingen nicht für eine 

Überplanung zur Verfügung. 
 

10.1.3.2 Prognose der Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der 
Planung (Nullvariante) 

Im Falle der Nullvariante würde die vorhandene landwirtschaftliche Nutzung fortgeführt. 

10.1.4 Zusätzliche Angaben 
 

10.1.4.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfah-
ren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zu-
sammenstellung der Angaben aufgetreten sind 

Die zu Grunde liegenden Gutachten ermöglichen eine fachliche Einschätzung der Umwelt-

auswirkungen. Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen haben sich nicht ergeben. 

Wesentliche Kenntnislücken bei der Zusammenstellung der Angaben zum Umweltbericht 

bestanden nicht. Gleichwohl beruhen weitergehende Angaben, wie z.B. die Beeinträchti-

gung lokalklimatischer Verhältnisse durch die zukünftige Bebauung auf grundsätzlichen 

oder allgemeinen Angaben bzw. Einschätzungen.  
 

10.1.4.2 Überwachungsmaßnahmen (Monitoring) 

Das Monitoring umfasst die Überwachung planbedingter erheblicher Umweltauswirkungen. 

Es basiert auf Überwachungsmaßnahmen und Umweltinformationen. Die Umweltauswir-

kungen werden von den zuständigen Fachabteilungen des Amtes im Rahmen ihrer gesetzli-

chen Aufgaben überwacht.  

Gemäß § 4 Abs. 3 BauGB unterrichten die zuständigen Ämter den Kreis, sofern nach den 

ihnen vorliegenden Erkenntnissen die Durchführung des Bebauungsplans erhebliche, insbe-

sondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat. 

Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen, in welchem Umfang Begrünungs- und Aus-

gleichsmaßnahmen umgesetzt werden sollen. Mittels der Fertigstellungs- und Entwick-

lungspflege wird sichergestellt, dass sich die Maßnahmen sachgerecht entwickeln und ihre 

ökologischen Funktionen aufnehmen und erfüllen können. Mit einer dauerhaften Pflege der 

Flächen ist ihre Funktionserfüllung gewährleistet. 

Durch stichprobenartige Kontrolluntersuchungen seitens des Amtes wird überprüft, ob die 

geplante Funktionserfüllung der verschiedenen Maßnahmen tatsächlich greift. Bei festge-

stellten Abweichungen von den Maßnahmenzielen können dann erforderliche Maßnahmen-

korrekturen und -ergänzungen vorgenommen werden, um möglichen Fehlentwicklungen 

entgegenzuwirken. 

Die Einhaltung der umweltrelevanten Gesetze und Verordnungen sowie der standortbezo-

genen umweltrelevanten Festsetzungen ist im Einzelfall im Rahmen des jeweiligen Geneh-

migungsverfahrens zu beachten. 
 

10.1.4.3 Zusammenfassung des Umweltberichtes 

Schutzgutbezogene Zusammenfassung 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans Hetlingen 12 wurde der vorliegende Um-

weltbericht erstellt. Untersucht wurden mögliche Auswirkungen der durch den B-Plan er-

möglichten städtebaulichen Entwicklungen auf die Schutzgüter Luft, Klima, Wasser, Boden, 

Tiere und Pflanzen, Landschafts- und Stadtbild, Kultur und Sachgüter sowie Mensch. Zur 
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Vermeidung nachteiliger Umweltauswirkungen wurden Bau- und Nutzungsauflagen sowie 

Beschränkungen festgelegt.  
 

Naturschutzfachliche Abwägung 

Von Bedeutung für den Naturschutz und die Landschaftspflege sind im Plangebiet die 

großflächigen Freiflächenstrukturen und der Deichrandgraben.  

Insgesamt wird mit dem Bebauungsplan ein erheblicher Eingriff vorbereitet, für den ein 

Ausgleichserfordernis im Sinne des § 1 a Abs. 3 BauGB besteht. Durch Festsetzungen zur 

Begrünung, hier insbesondere zu Dachbegrünungen, die sinnvoll und zumutbar sind, erfolgt 

eine Minderung des Eingriffs. Verbleibende Eingriffe in Natur und Landschaft sind auf au-

ßerhalb des B-Plans liegenden Flächen (Ökokonto) auszugleichen. 

Eine Quantifizierung des Eingriffsumfangs nach den einschlägigen Bewertungsmaßstäben  

ergibt bei einem Vergleich von Bestand und Planung eine deutliche Absenkung des Wertes 

für Boden.  

Ausgleich außerhalb des B-Plangebiets 

Zur Kompensation nicht im B-Plangebiet ausgleichsfähiger Eingriffe erfolgt ein Ausgleich 

auf außerhalb liegenden Flächen der Gemeinde Hetlingen (siehe Abb. 1). Es sind 7.897 m2 

auszugleichen (siehe Tab. 1). Der Anrechnungsfaktor auf der Ökokontofläche wird gemäß 

ÖkokontoVO (Landesverordnung über das Ökokonto, die Einrichtung des Kompensations-

verzeichnisses und über Standards für Ersatzmaßnahmen vom 23. Mai 2008) für artenar-

mes Intensivgrünland (GI) mit 0,8 angesetzt. Es werden somit 7.897 m2 : 0,8 = 9.871 m2 

Fläche der Ökokontofläche (Einbuchung am 1.4.2002): Gemarkung Hetlingen, Flur 13, Flur-

stück 21/2 zugeordnet. Auf der Ökokontofläche mit einer Gesamtgröße von 3,0977 ha ste-

hen noch 2,0505 ha zur Verfügung (Stand: 28.3.2017). Es erfolgt eine Zuordnung zum B-

Plan Hetlingen 12 in Höhe von: 0,9871 ha.  

Der Ausgangszustand auf der Ökokontofläche ist artenarmes, feuchtes Intensivgrünland 

(GI). Als Entwicklungsziel ist extensives Grünland unter Verzicht auf Düngung und Pflan-

zenschutz- und Pflanzenbehandlungsmittel (PSBM) angesetzt. Eine Mahd soll nicht vor dem 

20. Juli eines jeden Jahres erfolgen. Auf der Ökokontofläche ist die Festlegung und Zuord-

nung einer ca. 300 m2 umfassenden Bandholzstruktur im nordwestlichen Bereich der Flä-

che im Zusammenhang eines anderen Vorhabens erfolgt. 
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Abb. 1  Lage der Ökokonto-Fläche im Raum (Gemarkung Hetlingen, Flur 13, Flurstück 21/2), o.M. 
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10.2 Artenschutzfachliche Abwägung 

Aus der artenschutzrechtlichen Bewertung ergeben sich keine verpflichtenden Maßnahmen 

zum Ausgleich. Es sind keine Brutvogelarten von einer Beschädigung ihrer Fortpflanzungs-

stätten im Sinne des § 44 BNatSchG betroffen. Da die ökologischen Funktionen im Sinne 

des § 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG aufgrund von Ausweichmöglichkeiten im räumlichen Zu-

sammenhang erhalten bleiben, sind keine Maßnahmen erforderlich. Durch das Vorhaben 

gehen keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fledermäusen verloren. Es gehen keine 

Nahrungsräume in so bedeutsamen Umfang verloren, dass es zum Funktionsverlust even-

tuell vorhandener, benachbarter Fortpflanzungsstätten kommt. 
 

10.3 „Gesetzlich geschützte Biotope“ nach § 30 BNatSchG, FFH und Schutzgebiete 

Schutzgebietsausweisungen nach § 23 – 28 BNatSchG in Verbindung mit § 10 HmbB-

NatSchAG (Landschaftsschutzgebiet, Naturschutzgebiet, Naturdenkmal,  Nationalpark, Na-

turpark, Biosphärenreservat) sind im Plangebiet nicht vorhanden. FFH-Schutzgebiete und 

EU-Vogelschutzgebiete sind nicht betroffen. 

Ein flächiger Schutzanspruch gemäß LNatSchG besteht für das Plangebiet nicht. Land-

schaftsschutz ist unmittelbar nicht betroffen. Nach § 21 LNatSchG ‚gesetzlich geschützte 
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Biotope‘ grenzen unmittelbar nördlich in Form der Baum-Allee an der Holmer Straße, die 

gem. § 21 Abs. 1 Nr. 3 LNatSchG i.V, mit § 30 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG geschützt ist, an das 

Plangebiet an. Im Zuge der Erschließung des Plangebiets wird durch die neue Straßenan-

bindung an die Holmer Straße eine Betroffenheit ausgelöst. 

Südöstlich des Mitteldeichs grenzen an: die Kernzone des Landschaftsschutzgebiets (LSG 

04), Natura 2000-Gebiet FHH-Gebiet (Nr. 2323-392) und Natura 2000-Gebiet EU-

Vogelschutzgebiet (Nr. 2323-401). Nördlich der Holmer Straße grenzt die Randzone des 

Landschaftsschutzgebiets (LSG 04) an. 
 

10.4 landschaftsplanerische  Planungsziele 

Grünflächen 

In den öffentlichen Grünflächen werden die für die Oberflächenwasserbewirtschaftung des 

neuen Siedlungsgebiets notwendigen offenen Gräben angelegt. 

Baumschutz 

Nicht betroffen.  
 

10.4.1 Begrünungsmaßnahmen 

Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen sollte für je vier Stellplätze ein Laubbaum gepflanzt 

werden. Für Baumpflanzungen sollen großkronige Bäume verwendet werden, um ein öko-

logisch wirksames und visuell erlebbares Grünvolumen zu schaffen. Bäume mindern durch 

Verschattung und Verdunstungskälte die Aufheizung der Flächen und filtern Staub und 

Schadstoffe aus der Luft. 

Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind einheimische, standortgerechte 

Laubgehölze zu verwenden und zu erhalten. Bäume müssen einen Stammumfang von min-

destens 18 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich 

jedes großkronigen Baums ist eine offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m2 anzule-

gen und zu erhalten. Hierdurch kann eine Ergänzung des vorhandenen Lebensraumgefüges 

erreicht werden. Einheimische Laubgehölze stellen u.a. mit ihren Blüten- und Fruchtbe-

ständen eine essentielle Nahrungsquelle und damit Lebensgrundlage für die einheimische 

Tierwelt dar und wirken sich günstig auf das Kleinklima aus. Die geforderten Pflanzgrößen 

sollen dazu beitragen, dass ohne lange Entwicklungszeit landschaftsbildwirksame Struktu-

ren und bioökologische Funktionen hergestellt werden. Die Bäume sollen im ausgewachse-

nen Zustand einen Kronendurchmesser von über 6 m erreichen. Die offenen Vegetations-

flächen sichern die Luft-, Wasser- und Nährstoffversorgung der Wurzeln und damit eine 

langfristige Entwicklung der Bäume. 

Die Festsetzung von grundstücksbezogenen Grünanteilen sollte erfolgen. Flächige Ge-

hölzanpflanzungen aus Bäumen und Sträuchern bilden die Grundlage für eine nachhaltige 

Durchgrünung und Biotopvernetzung. Sie bieten innerhalb der Baugebiete vielfältige Le-

bens-, Nahrungs- und Rückzugsräume für zahlreiche Insekten, Kleinsäuger und Vogelarten. 

Extensivdachbegrünungen wirken durch Schadstofffilterung aus der Luft, Abmilderung der 

Abstrahlungswärme und Regenwasserrückhaltung stabilisierend auf das Kleinklima und 

bilden einen nachhaltigen Ersatzlebensraum für standortangepasste Pflanzen, Insekten 

und Vögel. Der vegetationsbedingte Rauhigkeitsfaktor begrünter Dächer führt zu einer 

messbaren Zwischenspeicherung und Abflussverzögerung von Oberflächenwasser und 

damit zu einer Entspannung der Oberflächenentwässerung. Die Wasserspeicherkapazitäten 

werden bei einer Substratstärke von 8 cm gesichert, die Gefahr einer Austrocknung des 

Substrataufbaus reduziert. Damit wird das Vegetationsbild und werden die Lebensraum-
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funktionen auf dem Dach nachhaltig gestärkt. Zudem wird die Dachaufsicht und damit das 

Orts- und Landschaftsbild nachhaltig verbessert. Es ist deshalb eine wesentliche grünord-

nerische Maßnahme zur Minderung der durch die Bebauung verursachten Beeinträchtigun-

gen der Funktionen von Natur und Landschaft. 

Fassadenbegrünungen können schon nach wenigen Jahren bedeutsame Nahrungs- und 

Nistbiotope für Vögel (z.B. Mönchs- oder Dorngrasmücken) darstellen. Weiterhin tragen 

begrünte Fassaden zur Bereicherung des Arbeitsstättenumfeldes und zur Verbesserung 

der Kleinklima- und Luftverhältnisse durch Filterung von Stäuben und Reduzierung der 

Abstrahlungswärme von Gebäuden bei. Aufgrund der hohen baulichen Dichte sind Begrü-

nungen auf bzw. an den Gebäuden eine wirkungsvolle Möglichkeit zur Durchgrünung von 

Gewerbegebieten. 

Aus Gründen des Insekten- und Fledermausschutzes sollen Außenbeleuchtungen in den 

Gewerbe- und Mischgebieten nur in Form monochromatisch abstrahlender Leuchten mit 

einem geschlossenen Glaskörper zulässig sein. 
 

10.4.2 Oberflächenentwässerung, Gewässer- und Bodenschutz 

Alle Geh- und Fahrwege sowie ebenerdige Stellplätze sollen zum Schutze des Wasserhaus-

halts in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau hergestellt werden.  

Das unbelastete Oberflächenwasser von Dachflächen und befestigten Flächen wird in offe-

ne, begrünte Gräben eingeleitet. 

Den Grund- und Stauwasserstand beeinflussende Maßnahmen wie z.B. Kellerdrainagen, 

sind unzulässig.  
 

10.4.3 Vorschlag für grünordungsplanerische Festsetzungen in § 2 des B-Plans  
1. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze ein großkroniger 

Laubbaum zu pflanzen. 

2. Im Gewerbe- und Mischgebiet muss der Durchgrünungsanteil auf den jeweiligen 

Grundstücken mindestens 20 vom Hundert (v.H.) betragen. Mindestens 10 v.H. 

der Grundstücksflächen sind mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen.  

3. Im Wohngebiet ist je Grundstück ein Laubbaum zu pflanzen. 

4. Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind standortgerechte, hei-

mische Laubgehölze zu verwenden und dauerhaft zu erhalten. Großkronige 

Bäume müssen einen Stammumfang von mindestens 18 cm, kleinkronige von 

mindestens 14 cm in 1,0 m über dem Erdboden gemessen, aufweisen. Im Kro-

nenbereich großkroniger Bäume ist eine offene Vegetationsfläche von mindes-

tens 12 m2 anzulegen und zu begrünen. 

5. Für zu erhaltende Bäume sind bei Abgang Ersatzpflanzungen mit großkronigen 

Bäumen vorzunehmen. Geringfügige Abweichungen von den festgesetzten 

Baumstandorten sind zulässig. Außerhalb der öffentlichen Straßenverkehrsflä-

chen sind Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen im Kronenbereich dieser 

Bäume unzulässig. 

6. Grundstückseinfriedigungen sind nur mit standortgerechten, heimischen He-

cken zulässig. 
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7. Im Gewerbe- und Mischgebiet sind Dächer mit einem mindestens 8 cm starken 

durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und extensiv zu begrünen. Aus-

genommen sind Flächen für technische Dachaufbauten bis höchstens 50 v.H. 

der Dachfläche. 

8. Die Dächer von Nebengebäuden, Garagen und CarPorts sind mit einer extensi-

ven Dachbegrünung zu versehen. 

9. Im Gewerbegebiet sind Außenwände von Gebäuden, deren Fensterabstand 

mehr als 5 m beträgt sowie fensterlose Fassaden mit Schling- oder Kletter-

pflanzen zu begrünen. Je 2 m Wandlänge ist mindestens eine Pflanze zu ver-

wenden.  

10. Alle Geh- und Fahrwege sowie Platzflächen sind in wasser- und luftdurchlässi-

ger Bauweise herzustellen. Die Wasserdurchlässigkeit des Bodens wesentlich 

mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguß oder Asphaltierung 

sind unzulässig. 

11. Das anfallende Oberflächenwasser von Dachflächen und befestigten Flächen, 

von denen kein Eintrag von Schadstoffen in das Grundwasser zu erwarten ist, 

ist in offenen Entwässerungsgräben zu sammeln. Die Entwässerungsgräben 

sind als offene,  begrünte Gräben zu gestalten und dauerhaft zu erhalten. 

12. Bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer dauerhaften Grundwasserab-

senkungen führen können, sind nicht zulässig. 

13. Im Gewerbe- und Mischgebiet  sind Außenbeleuchtungen nur in Form mono-

chromatisch abstrahlender Leuchten und mit einem geschlossenen Glaskörper 

zulässig. Sie sind so zu erstellen, dass sie geringstmöglich in Grün- und Wasser-

flächen einwirken. 

14. Den Wohn-, Mischgebiets- und Gewerbeflächen ist zum Ausgleich von Eingriffen 

in Boden, Natur und Landschaft außerhalb des Geltungsbereichs auf dem Öko-

konto der Gemeinde Hetlingen, Flurstück 21/2 in der Gemarkung Hetlingen, eine 

Fläche zugeordnet. 
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10.5 Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft im Plangebiet  

Grundlagen: 

 Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht - §§ 8 a - c 
BNatSchG und §§ 6 - 10 LNatSchG (Gemeinsamer Runderlass des Innenministeriums und 
des Ministeriums für Umwelt, Natur und Forsten vom 3. Juli 1998) 

 B-Planentwurf vom Mai 2017 in der aktuellen Fassung. 

Nachfolgend werden die Eingriffe bezogen auf den Naturhaushaltsfaktor ‘Boden’ quantifi-

ziert. Zur Berechnung des Versiegelungsanteils werden die Festsetzungen des B-Plans für 

die Eingriffsbeurteilung zugrunde gelegt. 

Es wird die Annahme getroffen, dass die Festsetzungen im B-Plan für den Eingriffsbereich 

mit den nach BauNVO getroffenen Baudichten (GRZ) gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO zulässi-

gerweise um 50 % überschritten werden können.  

Die Entwässerungsgräben werden als offene Gräben ohne Sohldichtung ausgebildet. 

Der Flächenbedarf für Ausgleich kann durch Anrechnung der Hälfte der Flächen begrünter 

Dächer ermäßigt werden. 
 

Tab. 1   Eingriffsbilanzierung für das Schutzgut Boden (Grundlage:  B-Plan Nr. 12, Stand: 5.2017) 
Flächenkategorie Brutto 

 in m2 
Versiegelung 

in m2 
Ausgleichs-
faktor 0,5 

Ausgleichs-
faktor 0,3 * 

Vollversiegelter Flächenanteil 
Wohnen (WA) GRZ  0,3 + 50 % 

 
4.450  

 
2.002,5 

1.335 x 0,5 
667,5 

667,5 x 0,3 
200 

Vollversiegelter Flächenanteil 
Wohnen (WA) GRZ  0,35 + 50% 

 
1.300 

 
682,5 

455 x 0,5 
227,5 

227,5 x 0,3 
68 

Mischgebiet GRZ 0,35 + 50 % 7.250  3.806 2.537,5 x 0,5 
1.269 

1.268,75 x 0,3 
381 

Gewerbe GRZ 0,6 + bis Kap-
pungsgrenze 0,8 

8.150  6.520 4.890 
2.445 

1.630 
489 

Verkehrsfläche (vollversiegelt), 
inkl. Müll, Trafo, Rad-/Fußwege 

3.850 3.850 1.925 -- 

Grünfläche inkl. Oberflächen-
entwässerung und Unterhal-
tungsweg am Graben 

5.650 680 -- 225 

Summe Ausgleichsfläche 30.650 17.541 6.534 1.363 

* Die Flächenanteile für die zulässige 50 %ige Versiegelungsüberschreitung gem. § 19 Abs. 
4 BauNVO werden als teilversiegelte Flächen mit einem Ausgleichsfaktor von 0,3 ange-
setzt, da gem. textlichen Festsetzung Ziffer B Nr. 6.2 „Alle Geh- und Fahrwege sowie Platz-
flächen in wasser- und luftdurchlässiger Bauweise herzustellen sind“. 

Die Größe der notwendigen Ausgleichsfläche für das Schutzgut Boden berechnet sich somit 

insgesamt auf eine Fläche von: 6.534 + 1.363  =  7.897 m2. 
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11 Hinweise 
 

11.1 Kulturdenkmäler 

Kulturdenkmäler sind Gegenstände aus vergangener Zeit, die Zeugnisse, insbesondere des 

geistigen oder künstlerischen Schaffens, des handwerklichen oder technischen Wirkens 

oder historischer Ereignisse oder Entwicklungen darstellen, an deren Erhaltung und Pflege 

oder wissenschaftlicher Erforschung und Dokumentation aus geschichtlichen, wissen-

schaftlichen, künstlerischen oder städtebaulichen Gründen ein öffentliches Interesse be-

steht. 

Der westliche Teil des Plangebietes liegt innerhalb des archäologischen Interessengebietes 

„Hetlinger Geesthügel“. Werden während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenver-

färbungen entdeckt, ist die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und 

die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind 

gem. § 15 DSchG der Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 
 

11.2 Schmutzwasserkanal 

Parallel zur Holmer Straße liegt ein Schmutzwasserkanal des Zweckverbandes Haupt- 

sammler West. In einem Abstand von 2,50 m beiderseits der Mittellinie des Kanals dürfen 

keine Anlagen und Gebäude errichtet werden, die die Reinigung und die Unterhaltung des 

Kanals beeinträchtigen könnten. 
 

11.3 Bodenschutz 

Die Marschen sind durch Sedimentation entstanden. Es kann daher nicht ausgeschlossen 
werden, dass nach (historischen) Überschwemmungen Stoffe sedimentiert sind, die ein 
Untersuchungserfordernis für die Verwertung des Aushubes außerhalb des Grundstücks 
nach sich ziehen. Neben den Wasserschutzgebietsanforderungen sind bei der Planung des 
Umgangs mit dem Boden auch die Anforderungen nach § 12 Bundes-Bodenschutzver-
ordnung an das Auf- und Einbringen von Materialien zu berücksichtigen. Auf der histori-
schen Karte von 1877 sind Gräben dargestellt, die sich auch noch heute in der Geländetopo-
graphie wiederfinden. Der Bereich der ehemaligen Gräben sollte durch Baggerschürfe er-
kundet werden, da nicht ausgeschlossen werden kann, dass hier bodenfremde Materialie-
gen zur Verfüllung angesetzt wurden. 

 

 

 

12 Nachrichtliche Übernahmen 

Gemäß § 9 Abs. 6 BauGB sollen Festsetzungen, die aufgrund anderer gesetzlicher Vor-

schriften getroffen wurden, nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen werden.  
 

12.1 Anbauverbotszone 

Zur Sicherung der Möglichkeit eines späteren Ausbaus der Landesstraßen, dürfen gemäß 

§ 29 Abs. 1 Straßen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) außerhalb der 

zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt an 

Landesstraßen keine Hochbauten jeglicher Art in einer Entfernung bis zu 20 m errichtet 

werden. Der Abstand wird gemessen vom äußeren Rand der befestigten, für den Kraftfahr-

zeugverkehr bestimmten Fahrbahn. 

Diese Anbauverbotszone wird aufgrund des § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in den Bebau-

ungsplan übernommen. 
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13 Flächenbilanz 
 

13.1 Flächen  

Der Plangeltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen mit der La-

gebezeichnung südlich der Holmer Straße, östlich der Wohnbebauung „Blink“, nördlich der 

2. Deichlinie in einer Tiefe von ca. 150 m, hat eine Gesamtgröße von 30.650 qm.  
 

Allgemeine Wohnbaugebiete 5.750 qm 

Mischgebiete 7.250 qm 

Gewerbegebiete 8.150 qm 

Oberflächenentwässerung 3.550 qm 

Verkehrsfläche (inkl. 15 m² Müll) 2.200 qm 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (inkl. 40 m² Müll) 1.200 qm 

Grünflächen (inkl. Stromkasten/Internet) 2.100 qm 

Fuß- und Radwege 400 qm 

Fläche für Trafostation 50 qm 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes 30.650 qm 
 

 

13.2 Kosten 
 

Die Gemeinde Hetlingen trägt die Planungs- und Erschließungskosten. 

Als laufende Kosten der Gemeinde sind die Pflege der öffentlichen Straßenverkehrsflächen 

und der Grünflächen mit ihren Anpflanzungen zu berücksichtigen.  
 

 

 

14 Anlagen 

Artenschutzprüfung für den B-Plan Hetlingen 12 

Dipl.-Biol. Karsten Lutz, Bebelallee 55 d, D - 22297 Hamburg, 01.06.2017 
 

Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 12 der Gemeinde Hetlingen 

LAIRM CONSULT GmbH, Haferkamp 6, 22941 Bargteheide, 03.05.2017 
 

Wasserwirtschaftliches Konzept - Gemeinde Hetlingen, Erschließung B-Plan Nr. 12  

d+p Dänekamp und Partner, Nienhöfener Straße 29 - 37, 25421 Pinneberg, in Aufstellung 
 

Verkehrsuntersuchung Bebauungsplan Nr. 12 

d+p Dänekamp und Partner, Nienhöfener Straße 29 – 37, 25421 Pinneberg, 31.03.2017 
 

Baugrunduntersuchung, -beurteilung und Gründungsberatung 

Ingenieurgesellschaft Dr.-Ing. Michael Beuße mbG, Wilkensweg 6, 21149 Hamburg, 

06.04.2017 



1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

4. Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie

7. Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6  BauGB)

für Fußgänger, Radfahrer, Anlieger, Rettungs- und Instandhaltungsfahrzeuge

für Fußgänger, Radfahrer, Rettungs- und Instandhaltungsfahrzeuge

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflächenzahl als Höchstmaß, z. B. 0,3

Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß, z. B. II

Traufhöhe als Höchstmaß, z. B. 6,50 m

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

I. Festsetzungen gemäß § 9 BauGB

Gebäudehöhe als Höchstmaß, z. B. 10,00 m

Firsthöhe als Höchstmaß, z. B. 10,00 m

II

GRZ 0,3

GH10,00m

öffentliche Grünflächen

Öffentliche Straßenverkehrsfläche

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: Verkehrsberuhigter Bereich

eingeschänkte Gewerbegebiete (§ 8 BauNVO)

FH10,00m

TH6,50m

6. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6  BauGB)

Schmutzwasserkanal, unterirdisch, mit beidseitig 2,50 m Schutzstreifen 

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz
und die Regelung des Wasserabflusses

9. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6, § 40 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

nur Einzelhäuser zulässig

Firstrichtung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 4, § 40 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

8. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und Abs. 6  BauGB)

Bäume anpflanzen

5. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen Anlagen, Einrichtungen
und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken

Flächen für Versorgungsanlagen

Elektrizität: Transformatorenstation

Mischgebiete (§ 6 BauNVO)

GE(e)

MI

WA

2

1

Baugrenze

Einfahrtbereich (s. textl. Festsetzung Nr. 4.3)

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten das azv Südholstein zu
belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Sichtdreieck mit 110 m Schenkellänge (70 km/h)

10. Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Gemeinschaftsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Flächen für die Aufstellung von AbfallbehälternM

Mit Geh- und Fahrrechten zugunsten des SV Hetlingen zu belastende
Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB), von jeglicher baulichen
Anlage, auch Grundstückseinfriedungen freizuhaltenG, F zg. SV

Hetlingen

G, F, L zg. azv
Südholstein

Anbauverbotszone entlang der Landesstraße L 261 (§ 29 Abs. 1 StrWG)

vorhandene Grundstücksgrenzen

III. Darstellungen ohne Normcharakter

vorhandene Gebäude mit Nebengebäuden

Flurstücksnummern

geplante Grundstücksgrenzen

eingemessene Bäume, Bestand

II. Kennzeichnungen, Nachrichtliche

Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB)

eingemessener Wall, Bestand

eingemessener Graben, Bestand

eingemessener Deich, Bestand

12
5

20
.0

0

öffentliche Parkplätze
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Textliche Festsetzungen (Teil B) 
Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO 1990) i.d.F. vom 23.01.1990  
zuletzt geändert am 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057, 1062)  
 
A. Planungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 (1) BauGB und Landesbau-

ordnung Schleswig-Holstein (LBO S-H) 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) BauGB und § 1 (6) BauNVO) 

1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA) (§ 4 BauNVO i. V. m. § 1 (6) BauNVO) 

Gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO sind folgende gemäß § 4 (3) Nr. 4 und Nr. 5 BauNVO aus-
nahmsweise zulässigen Nutzungen nicht zulässig: 

Gartenbaubetriebe 

Tankstellen 

1.2 Mischgebiet (MI) (§ 6 BauNVO i. V. m. § 1 (5 und 6) BauNVO) 

Gemäß § 1 (5) und (6) Nr. 1 BauNVO sind folgende gemäß § 6 (2) Nr. 3, Nr. 7 und Nr. 8 
BauNVO allgemein sowie die gemäß § 6 (3) ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
nicht zulässig: 

Einzelhandelsbetriebe 

Tankstellen  

Vergnügungsstätten  

1.3 Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) (§ 8 BauNVO i. V. m. § 1 (5 und 6) BauNVO) 

Gemäß § 1 (5) und (6) Nr. 1 BauNVO sind folgende gemäß § 8 (2) BauNVO allgemein 
zulässigen Nutzungen nicht zulässig: 

Vergnügungsstätten (Gewerbebetriebe i.S.d. § 8 (2) Nr. 1 BauNVO), insbesondere 
Spielhallen und ähnliche Unternehmen im Sinne der §§ 33a-i der Gewerbeordnung, 
die der Aufstellung von Spielgeräten mit und ohne Gewinnmöglichkeit dienen, Wett-
büros, Bordelle, bordellartige Betriebe sowie Vorführ- und Geschäftsräume, deren 
Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet 
sind, 

Einzelhandelsbetriebe (Gewerbebetriebe i.S.d. § 8 (2) Nr. 1 BauNVO), 

Tankstellen  

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber oder 
Betriebsleiter gemäß § 8 (3) Nr. 1 BauNVO sind ausnahmsweise zulässig, sofern ihre 
Grundfläche 30% der insgesamt errichteten Grundfläche nicht überschreitet. 
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2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 und 3 BauGB, § 16 (6) i. V. m. §§ 18, 20 
und 22 BauNVO) 

2.1 Mindestgrundstücksgröße 

In den Teilbaugebieten WA1, WA2 und MI2 ist je Einzelhaus eine Grundstücksfläche 
von mindestens 600 m² nachzuweisen. 

2.2 Anzahl Wohneinheiten 

In den Teilbaugebieten WA1, WA2, MI1 und MI2 sind je Einzelhaus maximal 2 Wohnein-
heiten zulässig. Dabei ist die zweite Wohneinheit ausschließlich als Einliegerwohnung 
zulässig.  

Ausnahmsweise sind in den Teilbaugebiet MI1 und MI2 maximal 10 Wohneinheiten je 
Einzelhaus zulässig. 

2.3 Geschossigkeiten 

In den Teilbaugebieten WA1, WA2, MI1 und MI2 sind maximal zwei Vollgeschosse 
zulässig. 

2.4 Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 Abs. 1 BauNVO) 

Im gesamten Plangebiet werden für die Gebäude, bezogen auf die Oberkante des 
fertigen Fußbodens (OKFF) des Erdgeschosses, maximale Höhen festgesetzt: 

Im Teilbaugebiet WA1 gelten die Firsthöhe (FH) sowie die Traufhöhe (TH). 

In den Teilbaugebieten WA 2, MI 1, MI 2 und GE(e) gilt die Gebäudehöhe (GH).  

Die festgesetzten maximalen Firsthöhen (FH), Traufhöhen (TH) bzw. Gebäudehöhen 
(GH) sind der Planzeichnung zu entnehmen. 

Produktionsbedingte Anlagen geringeren Umfangs wie Schornsteine, Lüftungsanlagen 
oder Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie dürfen in den Misch- und Gewerbege-
bieten bis zu 2 m über die maximale Gebäudehöhe hinausragen. 

2.5 Sockelhöhe (§§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und 18 Abs. 1 BauNVO) 

Es ist eine maximale Sockelhöhe von bis zu 0,60 m über dem jeweiligen Bezugspunkt 
zulässig. Die Sockelhöhe wird definiert durch die Oberkante des fertigen Fußbodens 
(OKFF) des Erdgeschosses. 

2.6 Bezugspunkt 

Der Bezugspunkt (Bz) für die Sockelhöhe baulicher Anlagen (s. 2.5) sowie die Höhe von 
Grundstückseinfriedungen ist die Oberkante des Fahrbahnaufbaus der nächstgelegenen 
öffentlichen Verkehrsfläche, gemessen in der Fahrbahnachse in Höhe des Mittelpunktes 
der gemeinsamen Grenze zwischen Verkehrsfläche und jeweiligem Grundstück. 
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3. Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen  
 - Lärmschutz § 1 (4) Nr. 2 BauNVO, § 9 (1) Nr. 24 BauGB 

3.1 Schutz vor Verkehrslärm 

Zum Schutz der Wohn- und Büronutzungen werden für Neu-, Um- und Ausbauten die 
maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109 (Juli 2016) und der Entwurfe zu den 1. 
Änderungen (Januar 2017) entsprechend den nachfolgenden Abbildungen festgesetzt. 

Die Abbildung 2 gilt ausschließlich für Räume, die überwiegend zum Schlafen genutzt 
werden. 

 

Abbildung 1: maßgeblicher Außenlärmpegel für schutzbedürftige Räume 
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Abbildung 2: maßgeblicher Außenraumpegel für Räume, die überwiegend zum Schlafen genutzt 
werden 

Zur Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung des Gebäudes in den nicht nur 
vorübergehend zum Aufenthalt von Menschen vorgesehenen Räumen sind die Anforde-
rungen an das resultierende Schalldamm-Maß gemäß DIN 4109 und der Entwürfe zu 
den 1. Änderungen (Januar 2017) zu ermitteln. 

Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für die 
Außenbauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien der DIN 4109 
(Juli 2016) und der Entwürfe zu den 1. Änderungen (Januar 2017) nachzuweisen. 
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Zum Schutz der Nachtruhe sind im gesamten Plangebiet bis zu einem Abstand von 
88 m zur Straßenmitte der Holmer Straße bei Neu- , Um- und Ausbauten für Schlaf- und 
Kinderzimmer schallgedämmte Lüftungen vorzusehen, falls der notwendige hygienische 
Luftwechsel nicht auf andere geeignete, dem Stand der Technik entsprechende Weise 
sichergestellt werden kann und die Anforderungen an das resultierende Schalldämm-
maß gemäß den ermittelten und ausgewiesenen maßgeblichen Außenlärmpegeln nach 
DIN 4109 erfüllt werden. 

Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen 
eines Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung gerin-
gere Anforderungen an den passiven Schallschutz resultieren. 
 

4. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten  
 gemäß § 9 (1) Nr. 4 BauGB, §§ 12 und 14 BauNVO und § 50 LBO SH 

4.1 Nebenanlagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 14 BauNVO) 

Im gesamten Plangebiet sind Nebenanlagen, insbesondere Garten- / Gerätehäuser 
sowie Geräteschuppen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, jedoch 
nicht auf Flächen für Anpflanzungen zulässig. 

4.2 Stellplätze und Garagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO) 

In den Teilbaugebieten WA1, WA2, MI1 und MI2 sind für die erste Wohneinheit jeweils 
zwei Stellplätze zu schaffen. Für die untergeordnete zweite Wohneinheit (Einliegerwoh-
nung) ist jeweils ein Stellplatz zu schaffen, sofern ihre Größe 65 m² nicht überschreitet. 

Ausnahmsweise ist in den Teilbaugebieten MI1 und MI2 nur ein Stellplatz je Wohnein-
heit zu schaffen, sofern ein Gebäude mit mehr als 2 Wohneinheiten errichtet wird. 

Die erforderlichen Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen in Form von offenen Stellplätzen, offenen Kleingaragen (Carports) oder 
geschlossenen Kleingaragen zulässig.  

In den Teilgebieten WA1, WA2, MI 1 und MI 2 müssen offene und geschlossene Klein-
garagen zu der das Grundstück erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche einen Min-
destabstand von 3,00 m einhalten.  

Im Teilgebiet MI 1 muss der Mindestabstand von 3,00 m zur grundstückserschließenden 
öffentlichen Verkehrsfläche auch für offene Stellplätze eingehalten werden. 

Zu allen anderen angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen ist ein Mindestabstand von 
1,00 m einzuhalten. 

4.3 Einfahrten 

Für die Erschließung des nördlichen Gewerbegebietes darf die Fläche der Entwässe-
rungsmulde für eine Zufahrt von maximal 6,00 m Breite unterbrochen werden. Diese 
Unterbrechung ist innerhalb des in der Planzeichnung gekennzeichneten Einfahrtsbe-
reichs anzuordnen. 
 

5. Sichtdreiecke 
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Innerhalb der Sichtdreiecke sind Bebauung, Bepflanzung oder sonstige sichtbehindern-
de Gegenstände über 0,80 m Höhe, gemessen von der Straßenoberkante des Fahr-
bahnrandes der übergeordneten Straße, unzulässig. Ausgenommen sind einzeln ste-
henden Bäume mit einem Astansatz von über 2,80 m. 
 
 

B. Grünordnerische Festsetzungen gemäß § 9 (1) Nr. 15, 20 u. 25 BauGB 

6. Schutzmaßnahmen für Boden und Wasserhaushalt 

6.1 Das anfallende Oberflächenwasser von Dachflächen und befestigten Flächen, von 
denen kein Eintrag von Schadstoffen in das Grundwasser zu erwarten ist, ist in offenen 
Entwässerungsgräben zu sammeln. Die Entwässerungsgräben sind als offene,  
begrünte Gräben zu gestalten und dauerhaft zu erhalten. 

6.2 Alle Geh- und Fahrwege sowie Stellplätze sind in wasser- und luftdurchlässiger Bau-
weise herzustellen. Die Wasserdurchlässigkeit des Bodens wesentlich mindernde Befes-
tigungen wie Beton-unterbau, Fugenverguß oder Asphaltierung sind unzulässig. 

6.3 Bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer dauerhaften Grundwasserabsenkun-
gen führen können, sind nicht zulässig. 

 
7. Vegetation 

7.1 Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze ein großkroniger Laubbaum 
zu pflanzen. Die Bäume sind gegen Überfahren mit geeigneten Maßnahmen zu schüt-
zen 

7.2 In den Gewerbegebieten und den Teilbaugebieten MI1 muss der Durchgrünungsanteil 
auf den jeweiligen Grundstücken mindestens 20 vom Hundert (v.H.) betragen.  

7.3 In den Teilbaugebieten WA1, WA2 und MI2 ist je Grundstück ein Laubbaum zu pflanzen. 

7.4 Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind standortgerechte, heimische 
Laubgehölze (siehe Pflanzliste) zu verwenden und dauerhaft zu erhalten. Großkronige 
Bäume müssen einen Stammumfang von mindestens 18 cm, Kleinkronige von mindes-
tens 14 cm in 1,0 m über dem Erdboden gemessen, aufweisen. 

Im Kronenbereich großkroniger Bäume ist eine offene Vegetationsfläche von mindes-
tens 12 m² anzulegen und zu begrünen. 

7.5 Für die als Anpflanzungsgebot festgesetzten Bäume und Sträucher sind bei deren 
Abgang Ersatzpflanzungen so vorzunehmen, dass der Umfang und der jeweilige 
Charakter der Pflanzung erhalten bleiben. Die Bäume müssen einen Stammumfang von 
mindestens 14/18 cm in 1 m Höhe über dem Erdboden aufweisen. 
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7.6 In den Mischgebieten und den Gewerbegebieten sind die Grundstückseinfriedungen zur 
Planstraße A nur mit standortgerechten, heimischen Hecken (siehe Pflanzliste) zulässig 
(siehe auch Ziffer 9.6).  

 
8. Sonstige Festsetzungen 

8.1 In den Mischgebieten und den Gewerbegebieten sind Außenbeleuchtungen nur in Form 
monochromatisch abstrahlender Leuchten und mit einem geschlossenen Glaskörper 
zulässig. Sie sind so zu erstellen, dass sie geringstmöglich in Grün- und Wasserflächen 
einwirken. 

8.2 Den Wohn-, Mischgebiets- und Gewerbeflächen ist zum Ausgleich von Eingriffen in 
Boden, Natur und Landschaft außerhalb des Geltungsbereichs auf dem Ökokonto der 
Gemeinde Hetlingen, Flurstück 21/2 in der Gemarkung Hetlingen, Flur 13 eine Fläche 
zugeordnet. 

 
 

C. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 84 LBO SH in Verbindung 
mit § 9 BauGB 

9. Örtliche Bauvorschrift (§ 84 (1) Nr. 1 LBO SH) 

9.1 Geltungsbereich: 

Die örtliche Bauvorschrift über Gestaltung umfasst den gesamten Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 12.  

9.2 Dachform und –neigung (§ 84 (1) Nr. 1 LBO SH) 

In den Teilbaugebieten WA1, WA2, MI1 und MI2 sind Satteldächer, Walmdächer, Pult-
dächer und Flachdächer mit einer Neigung von 0° - 60° zulässig. 

Die Dächer von Nebengebäuden und Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO sind im 
gesamten Plangebiet mit einer Dachneigung von 0° - 60° zulässig. 

9.3 Dacheindeckung (§ 84 (1) Nr. 1 LBO SH)  

In den Teilbaugebieten WA1, WA2, MI1 und MI2 sind für die Dachflächen der Hauptge-
bäude ausschließlich Pfanneneindeckungen zulässig. Flachdächer unter 12° Neigung, 
Verglasungen, Solaranlagen und begrünte Dächer sind von dieser Festsetzung ausge-
nommen. 

9.4 Dachgauben und Einschnitte (§ 84 (1) Nr. 1 LBO SH)  

Je Dachseite ist maximal eine Dachgaube oder ein Dacheinschnitt zulässig. Die 
Gesamtlänge der Dachgaube oder des Dacheinschnitts je Dachseite darf insgesamt 
nicht mehr als 50 % der Gesamtlänge der dazugehörigen Traufe betragen. Dachgauben 
oder Dacheinschnitte müssen zur Ortgangkante einen Abstand von mindestens 2,00 m 
einhalten. 
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9.5 Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie (§ 84 (1) Nr. 1 LBO SH) 

Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind im gesamten Plangebiet auf den Fassa-
den und / oder Dächern zulässig, sofern sie sich in die Fassade bzw. die Dachlandschaft 
einfügen. 

9.6 Einfriedungen 

Im Gewerbegebiet und Mischgebiet sind die Grundstückseinfriedungen zur Planstraße A 
nur mit standortgerechten, heimischen Hecken (siehe Pflanzliste) zulässig (siehe auch 
Ziffer 7.6).  

Einfriedungen mit Zäunen sind entlang der Grenze zur erschließenden Straße in den 
Teilbaugebiete WA1, WA2, MI1 und MI2 bis zu einer Höhe von maximal 1,20 m zuläs-
sig. Diese sind ausschließlich grundstücksseitig zulässig. 

Im Gewerbegebiet sind die Grundstücke mit mindestens 1,20 m hohen Zäunen einzu-
frieden. Diese sind ausschließlich grundstücksseitig anzuordnen. 

9.7 Anforderungen an die Gestaltung von Werbeanlagen (§ 84 (1) Nr. 1 LBO SH) 

Innerhalb des Gewerbegebietes ist eine Gemeinschaftswerbeanlage mit einer Höhe von 
maximal 5,00 m und maximal 15 m² Ansichtsfläche für die ansässigen Gewerbetreiben-
den zulässig. 

Werbeanlagen sind in den Teilbaugebieten WA1 und WA2 ausschließlich als Eigenwer-
bung an der Stätte der Leistung direkt am Gebäude und bis zu einer Flächengröße von 
max. 0,25 qm zulässig.  

Je Gebäude und Grundstück darf nur eine Werbeanlage angebracht werden. Bei leuch-
tenden, hinterleuchteten und angeleuchteten Werbeanlagen sind grelles, wechselndes 
und blinkendes Licht unzulässig. 

9.8 Ordnungswidrigkeitsvorschrift 

Gemäß § 84 (1) LBO SH handelt ordnungswidrig, werden unter Ziffer 9.2 bis 9.7 aufge-
führten örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Ordnungswidrigkeiten können gemäß 
§ 82 (3) LBO SH mit einer Geldbuße von bis zu 500.000 € geahndet werden. 
 
 

D. Hinweise 

10.1 Der westliche Teil des Plangebietes liegt innerhalb des archäologischen Interessensge-
bietes „Hetlinger Geesthügel“. Werden während der Erdarbeiten Funde oder auffällige 
Bodenverfärbungen entdeckt, ist die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benach-
richtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwort-
lich hier sind gem. § 15 DSchG der Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 

10.2 Parallel zur Holmer Straße liegt ein Schmutzwasserkanal des Zweckverbandes Haupt-
sammler West. In einem Abstand von 2,50 m beiderseits der Mittellinie des Kanals dür-
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fen keine Anlagen und Gebäude errichtet werden, die die Reinigung und die Unterhal-
tung des Kanals beeinträchtigen könnten. 

10.3 Die DIN-Norm 4109, Schallschutz im Hochbau wird im Amtshaus des Amtes Geest und 
Marsch Südholstein zur Einsicht bereitgehalten. 

10.4 Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen ist die Fläche gem. Kampfmittelverordnung des 
Landes Schleswig-Holstein auf Kampfmittel zu untersuchen. 

10.5 Ergeben sich bei Sondierungsarbeiten und/ oder Erdarbeiten Hinweise auf Bodenverun-
reinigungen, schädliche Bodenveränderungen und/ oder eine Altlast, so ist dieses der 
unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Pinneberg unverzüglich nach § 2 des Landes-
Bodenschutzgesetzes mitzuteilen, so dass Maßnahmen zur Gefahrermittlung und/ oder 
Gefahrenabwehr nach dem Bodenschutzrecht eingeleitet werden können.  

10.6 Pflanzliste 

Bäume:  
Acer platanoides  Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus  Bergahorn 
Acer campestre *** Feldahorn 
Betula pendula  Sandbirke 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Crataegus monogyna *** Eingriffliger Weißdorn 
Fagus sylvatica  Rotbuche 
Fraxinus excelsior Esche 
Ilex aquifolia *** Stechpalme 
Malus sylvestris *** Holzapfel 
Prunus padus *  Trauben-Kirsche 
Populus tremula *  Espe 
Pyrus pyraster *** Wildbirne 
Quercus petraea Trauben-Eiche 
Quercus robur  Stiel-Eiche 
Sorbus aucuparia *  Vogelbeere 
Taxus baccata *** Eibe 
Tilia cordata  Winter-Linde 

*** kleinkronige Baumarten 

Sträucher / Hecken: (Baumarten und zusätzlich)  
Cornus mas  Kornelkirsche 
Cornus sanguinea  Roter Hartriegel 
Corylus vellana  Haselnuss 
Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen 
Frangula alnus  Faulbaum 
Ilex aquifolium  Stechpalme 
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Ligustrum vulgare  Liguster 
Lonicera xylosteum  Heckenkirsche 
Prunus spinosa  Schlehe 
Rhamnus catharticus  Kreuzdorn 
Rosa canina  Hunds-Rose 
Rubus spec.  Brombeere 
Salix caprea  Salweide 
Sambucus nigra  Holunder 
Viburnum opulus  Schneeball 

Schling- und Kletterpflanzen:  
Clematis vitalba  Waldrebe 
Hedera helix  Efeu 
Lonicera periclymenum  Wald-Geißblatt 
Lonicera caprifolium  Jelängerjelieber 
 



 

Gemeinde Hetlingen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0097/2017/HET/BV 
 
 

Fachbereich: Zentrale Dienste Datum: 16.10.2017 

Bearbeiter: Frank Wulff AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Sport-, Kultur- und Umweltausschuss der Ge-
meinde Hetlingen 

08.11.2017 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Hetlingen 23.11.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Hetlingen 14.12.2017 öffentlich 

 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag zur Regelung des Aufgabenbestandes des 
Abwasser-Zweckverbandes Pinneberg (künftig Abwasser-Zweckverband 
Südholstein) sowie zur Vereinbarung einer neuen Verbandssatzung 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der Abwasser-Zweckverband Pinneberg und sein Kommunalunternehmen azv Süd-
holstein stehen momentan an einem entscheidenden Wendepunkt. Seit Gründung 
des Zweckverbandes im Jahr 1965 wurden im Satzungsrecht zahlreiche Änderungen 
der Aufgabenstellung vorgenommen, die sich im Nachhinein als nicht rechtssicher 
erwiesen haben bzw. als nicht rechtskonform, obgleich sie für die Mehrzahl der Ver-
bandsmitglieder zweckmäßig und notwendig gewesen sind. 
 
In der derzeit gültigen Verbandssatzung des AZV Pinneberg sind folgende wesentli-
che Aufgaben des Zweckverbandes aufgeführt: 

• Teilaufgabe, Transport und Behandlung des Abwassers und des Klär-
schlamms für die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung im gesamten 
Verbandsgebiet (Teilfunktionsaufgabe; so für Hetlingen geregelt) 

• gesamte zentrale und dezentrale Aufgabe der Abwasserbeseitigung (Vollfunk-
tionsaufgabe) 

• weitere Aufgaben, wie z.B. die Indirekteinleiterüberwachung 
 
Aus den Aufgabenkomplexen ergeben sich nach aktueller Erkenntnis folgende Risi-
ken: 

• Für die Vollfunktionsaufgabe fehlt ein unterschriebener öffentlich-rechtlicher 
Vertrag aller Verbandsmitglieder zur Übertragung der Aufgabe an den AZV 
Pinneberg. 

• Darüber hinaus befürchten einige Verbandsmitglieder (mit Teilaufgabenüber-
tragung) bei der bestehenden Konstruktion mithaftungsrechtliche Risiken aus 
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der Übertragung der Vollfunktionsaufgabe. 
 
Alle Aufgabenübertragungen und Veränderungen des Aufgabenbestandes, die über 
denjenigen der Ursprungsfassung des Zweckverbandes vom 14.07.1965 hinausge-
hen und für die kein öffentlich-rechtlicher Vertrag über die Aufgabenübertragung vor-
liegt, sind als rechtlich nicht zulässig zu werten. 
 
Insgesamt ist zur Errichtung des Zweckverbandes und seiner Aufgabenhistorie fest-
zuhalten: 
 

• Der AZV Pinneberg wurde nach den vorliegenden Unterlagen als Freiverband 
wirksam errichtet.  

• Sein mit der Errichtung konstituierter Aufgabenbestand entsprach jedoch von 
Anfang an nicht seiner wirklichen, praktischen Tätigkeit. 

• Die nachfolgenden Erweiterungen des Aufgabenbestandes sind teils mit er-
heblichen rechtlichen Risiken behaftet, teils eindeutig unwirksam. 

• Die Aufgaben des AZV Pinneberg für die Teilfunktionstätigkeiten, die Abwas-
servollfunktionsaufgaben und sonstige Tätigkeitsbereiche des AZV sollten 
durch Abschluss eines neuen, öffentlich-rechtlichen Vertrages aller Mitglieder 
und eine nachfolgende Satzungsregelung abgesichert werden. 

• Die Einbeziehung der Hamburger Stadtentwässerung AöR (HSE) auf der ver-
traglichen Grundlage ist abschließend zu prüfen. 

• Der Abschluss des 2014 entworfenen und bisher durch fast alle Mitglieder des 
AZV Pinneberg unterzeichneten öffentlich-rechtlichen Vertrags bietet keine 
taugliche Lösung für die Begründung und Absicherung aller Verbandsaufga-
ben. 

• Abgrenzende Regelungen zur Deckung des Finanzbedarfs bei Übertragung 
der Vollfunktion sind in die neue Satzung aufzunehmen 

 
In Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integrati-
on wurden die neuen vertraglichen Grundlagen entworfen, um die Schwierigkeiten 
aus der Vergangenheit zu beheben und dem Verband eine sichere rechtliche Grund-
lage für die Zukunft zu geben. 
 
In der Sitzung des Verwaltungsrates und des Hauptausschusses am 27. April 2017 
wurde deshalb beschlossen, das Kommunalunternehmen aufzulösen, die Aufgaben 
auf einen gemeinsamen Zweckverband aller Verbandsmitglieder zurückzuführen und 
das Vermögen sowie das Personal auf den Abwasser-Zweckverband als Gesamt-
rechtsnachfolger zurück zu übertragen. 
 
Auf der Grundlage dieses Beratungsergebnisses liegen der Entwurf eines gemein-
samen öffentlich-rechtlichen Vertrages der Verbandsmitglieder über die Aufgaben 
des Zweckverbandes sowie der Entwurf der dazu korrespondierenden Verbandssat-
zung vor, die in der Sitzung der Verbandsversammlung am 17. Juli 2017 beraten 
wurden. 
 
In dem Entwurf des öffentlich-rechtlichen Vertrages sind alle Aufgabenstellungen 
(außer Breitband) abgebildet, die im Laufe der Verbandsgeschichte in die bisherige 
Verbandssatzung aufgenommen wurden. Damit soll Rechtssicherheit hinsichtlich der 
Aufgabenübertragungen hergestellt werden. Die Klärschlammverwertung sowie die 
Wiedergewinnung der im Abwasser enthaltenen Rohstoffe wurden als zusätzliche 



Aufgaben ergänzt, da sie aufgrund der Novelle der Klärschlammverordnung von 
2017 in absehbarer Zeit geregelt und umgesetzt werden müssen. 
 
Beide Entwürfe wurden in einer gemeinsamen Abstimmung am 12. September 2017 
mit der Kommunalaufsicht und Vertretern des Ministeriums für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung (MELUND) im Innenministerium abge-
stimmt. Die Hinweise und Anregungen der Kommunalaufsicht sind in den Entwürfen 
eingearbeitet. 
 
Die HSE hat in den zurückliegenden Beratungen deutlich den Wunsch geäußert, 
dem AZV Pinneberg als Verbandsmitglied beizutreten. In den Entwürfen wurde die-
ser Wunsch berücksichtigt. 
 
Damit der AZV Pinneberg seine Aufgaben auf einer rechtssicheren Grundlage erfül-
len kann, ist die Zustimmung aller Verbandsmitglieder zu dem im Entwurf vorliegen-
den öffentlich-rechtlichen Vertrag erforderlich. Die Verbandsversammlung kann dann 
auf dieser Grundlage die neue Verbandssatzung beschließen. 
 
Die Umsetzung soll gemäß des Vorschlags von Verwaltungsrat und Hauptausschuss 
mit Wirkung zum 01. Januar 2018 erfolgen. 
Die Verbandsversammlung hat außerdem die Aufhebungssatzung über die Auflö-
sung des Kommunalunternehmens zu beschließen. 
 
Die Einzelheiten können den beigefügten Anlagen entnommen werden: 
•  Restrukturierung und Aufgabenklärung des AZV Pinneberg: Historie/Sachstand 
•  Entwurf des öffentlich-rechtlichen Vertrages 
•  Entwurf der neuen Verbandsatzung 
•  Entwurf der Aufhebungssatzung für die Auflösung des azv Südholstein. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Durch die Umstrukturierung des AZV Pinneberg ändert sich nichts an den finanziel-
len Regelungen bzw. Grundlagen, z.B. bezüglich Umlagen, Gebührenhöhen, etc..   
 
 
Fördermittel durch Dritte: -/- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sport-, Kultur- und Umweltausschuss / Der Finanzausschuss empfiehlt / Die 
Gemeindevertretung Hetlingen beschließt den öffentlich-rechtlichen Vertrag zur Re-
gelung des Aufgabenbestandes des Abwasser-Zweckverbandes Pinneberg sowie 
zur Vereinbarung einer neuen Verbandssatzung und ermächtigt die Bürgermeisterin, 
den Vertrag auszufertigen.  
 
 
 
 



 
 
__________________ 
Riekhof 
 
 
 
Anlagen: 
 
• Restrukturierung und Aufgabenklärung des AZV Pinneberg: Historie/Sachstand 
•  Entwurf des öffentlich-rechtlichen Vertrages 
•  Entwurf der neuen Verbandsatzung 
•  Entwurf der Aufhebungssatzung für die Auflösung des azv Südholstein 
  
 
 
 



Informationsveranstaltung 
Umstrukturierung  

azv Südholstein / AZV Pinneberg  

 

14.09.2017 
18.09.2017 
12.10.2017 
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1. Veranlassung 

(1) Beschluss der VV 15. Dezember 2014 

(2) Entwicklung Aufgaben 

2. Vorgeschlagene Lösung 
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1. Veranlassung 

1.) Beschluss Verbandsversammlung vom 15.12.2014, eine 
Umstrukturierung des azv Südholstein/AZV Pinneberg einzuleiten 

2.) Der Abwasser-Zweckverband hat nach derzeit geltender 
Auffassung kein Recht besessen, seine Ursprungsaufgabe (1965) 
durch Änderung der Verbandssatzung zu erweitern. 

 Auslöser der Diskussion war die auf Wunsch von Mitglieds-
gemeinden entstandene Aufgabenfindung „Breitbandversorgung 
der ländlichen Räume“. 
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1. Veranlassung 

ZIEL: 

 Zukunftsfähige Struktur schaffen: 

 Eine ausreichende Transparenz und Einflussmöglichkeiten der 
Verbandsmitglieder 

 Ein angemessenes Risiko-/Nutzenverhältnis bzw. Haftungsregelungen 

 

 Rechtssichere Grundlage des Status Quo schaffen: 

 Vollübertragung der hoheitlichen Aufgabe (=Vollfunktionsaufgabe) 
 reine Erledigung AW-Transport und Reinigung KA Hetlingen                       

(= Teilfunktionsaufgabe) 

 Erbringung weiterer abwassernaher Dienstleistungen für Mitglieder wie 
z.B. Indirekteinleiterüberwachung, Grubenabfuhr, etc. 
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1. Veranlassung: Status Quo Verwaltungsstruktur 

Der azv Südholstein verwaltet und führt den Betrieb für 
- die Stadtentwässerung Glückstadt  
- den Abwasserverband Elbmarsch  

Mitgliedsgemeinden 

Verbandsversammlung 
Vorsitzender / Verbandsvorsteher: Roland Krügel 

Hauptausschuss 
(9 Mitglieder, ehrenamtlich; 

Vorsitzender: Roland Krügel) 

Verwaltungsrat 
(9 Mitglieder, ehrenamtlich; 

Vorsitzender: Roland Krügel) 

Vorstand 
(Christine Mesek, hauptamtlich) 

entsenden Vertreter 

wählt 

bestellt 

wählt Vorschlag 

azv Südholstein 
Breitband GmbH i. L. 
(gegr. 2010, bis 2018) 

Wasser- und Energie-
Service Südholstein GmbH 
(WESS, gegründet 2009) 

AZV Pinneberg: 
Zweckverband (gegründet 1965) 

Aufgaben: 
• Übernahme des Abwassers an der Gemeindegrenze 
• Abwassertransport 
• Abwasserreinigung 
• Klärschlammbehandlung 

azv Südholstein: 
Kommunalunternehmen (gegründet 2009) 

Aufgaben: 
• Übernahme der Abwasserentsorgung ab  

Hausanschluss für Städte und Gemeinden, 
die die Aufgabe vollständig übertragen haben 

• Durchführung des operativen Geschäftes für den 
AZV Pinneberg (Mitarbeiter und Anlagevermögen) 
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1. Veranlassung: Entwicklung Verbandssatzung AZV Pinneberg ab 1965 

1965 
Gründungsformulierung: „… sämtliche, im Verbandsgebiet anfallende und 
zuvor mechanisch geklärte und unschädlich gemachte Abwässer zu sammeln, 
in einem Zentralklärer biologisch zu klären und in die Elbe abzuleiten. … Der 
Verband unterstützt die Verbandsglieder, die noch nicht über eine zentrale 
Ortsentwässerung mit Klärwerk verfügen, bei deren Planungen." 

 

Basis:  
Zweckverbandsgesetz von 1939 

Gründung durch Erlass vom 
Innenminister 
 

Erweiterung der 
Aufgaben des AZV für 
die Verbandsmitglieder 

1982 Erweiterung um die Grubenabfuhr 

1976 
Verallgemeinerung / Pauschalierung der Formulierungen zur 
Abwasserreinigung 
 

Basis:  
Gesetz über kommunale Zusammenarbeit 

1985 Erweiterung um Indirekteinleiterüberwachung 

2002 Erweiterung u. Konkretisierung der 
• Indirekteinleiterüberwachung 
• Grubenabfuhr 
• alle Geschäfte die im Zusammenhang mit Abwasserentsorgung 

stehen 
• Gründung und Beteiligung an privaten und öffentlichen 

Rechtsformen und Zweckverbänden 
• Aus- und Fortbildung 

2009 Erweiterung um Bezeichnung zentrale und dezentrale 
Abwasserreinigung und um Gesamt- und Teilaufgabe 
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2. Vorgeschlagene Lösung 
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Variantenbetrachtung 1: Status Quo verändern 

 - Stärkung der Rechte der Verbandsversammlung  
• zusätzliche Zustimmungsvorbehalte 

• zusätzliche Informationspflichten 

 - Risikoentflechtung 
• weitere Maßnahmen nicht zwingend notwendig 

 - weiteres Vorgehen: 
• Beschlüsse der Verbandsversammlung zu Änderung in Errichtungs-
/Organisationssatzung 

• ggf. Änderung Struktur der Gremien (Ausschüsse, VR/HA) 

parallel: (Kommunalaufsicht: Genehmigungspflicht!) 
ö.-r. Vertrag aller Mitglieder und neue Satzung für Legitimation der Aufgaben AZV PI 
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Variantenbetrachtung 2: nur noch ein Kommunalunternehmen 

 - Verschmelzung azv Südholstein und AZV Pinneberg 
• alle Gemeinden werden Träger der AöR, auch HSE 

• neues Kommunalunternehmen als Gesamtrechtsnachfolger 

 - weiteres Vorgehen:  
• Beschlussfassung in Verbandsversammlung und aller Gemeindegremien 

• Abschluss eines gemeinsamen ö.-r. Vertrags aller Träger 

• Nur Anzeige an das Innenministerium 

  

parallel:   
Klärung Aufgaben der AöR und Änderung Err.- und Organisationssatzung 

Überprüfung u. ggf. Erneuerung der Vertragsverhältnisse mit Mitgliedsgemeinden 
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Variante 3: nur noch ein Abwasserzweckverband 

 - Auflösung azv Südholstein per Aufhebungssatzung 
• Gesamtrechtsnachfolger Abwasserzweckverband Südholstein 

• Vermögensübergang (auch Verbindlichkeiten, Verluste, Gesellschaften) 

• Mitarbeiterübergang 

 - weiteres Vorgehen zur Auflösung:  
• einstimmiger Beschluss der Verbandsversammlung einer Aufhebungssatzung AöR 

• Kommunalaufsicht: Nur Anzeigepflicht der Auflösung 

 

 - Parallel erforderlich für AZV: (Kommunalaufsicht: Genehmigungspflicht!) 

 Gremienbeschlüsse zu ö.-r. Vertrag aller Mitglieder für Legitimation Aufgaben AZV  

 Beschluss der Verbandsversammlung einer neuen Satzung 

 Bestellung hauptamtliche/r Verbandsvorsteher/in 

 

Ergebnis der Variantenbetrachtung u. Diskussion in Gremien  
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Vorlage Entwurf neue Satzung und ö.-r. Vertrag  

Inhalte: 
 
 Beschreibung  der Aufgabenkompetenz auf Basis des Status Quo 
 
 Beschreibung der Kompetenzen der jeweiligen Organe des AZV: 
 

 Hauptamtliche/r Verbandsvorsteher/in 
 Hauptausschuss und Finanzausschuss 
 Verbandsversammlung 

 
 
 Absicherung der historisch gewachsenen Aufgaben seit 1965 durch 

öffentlich-rechtlichen Vertrag! 
 Umsetzung des Beschlusses der VV vom 15. Dezember 2014 

12 
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Vorgeschlagene Verwaltungsstruktur Abwasserzweckverband Südholstein 

Der Abwasserzweckverband verwaltet und führt den 
Betrieb für 
- die Stadtentwässerung Glückstadt  
(- den Abwasserverband Elbmarsch)  

Mitgliedsgemeinden 

Verbandsversammlung 
Vorsitzender   

Hauptausschuss 
(9 Mitglieder, ehrenamtlich) 

Vorsteher/in 
(hauptamtlich) 

entsenden Vertreter 

wählt wählt 

azv Südholstein 
Breitband GmbH i. L. 
(gegr. 2010, bis 2018) 

Wasser- und Energie-
Service Südholstein GmbH 
(WESS, gegründet 2009) 

Abwasserzweckverband Südholstein: 
Zweckverband (gegründet 1965) 

Aufgaben: 
• Übernahme des Abwassers an der Gemeindegrenze 
• Abwassertransport 
• Abwasserreinigung 
• Klärschlammbehandlung 
• Übernahme der Abwasserentsorgung ab  

Hausanschluss für Städte und Gemeinden, 
die die Aufgabe vollständig übertragen haben 

• Weitere Aufgaben, die gemäß Satzung und 
ö.-r. Vertrag zur Aufgabenkompetenz des 
AZV gehören 

Mitarbeiter 
Anlagevermögen 
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Finanzausschuss 



Weitere geplante Änderungen: 
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 HSE wird „normales“ Verbandsmitglied durch Beitrittsvertrag 

 

Für Anfang 2018 geplant: 
• weitere Vereinfachung der Struktur durch Auflösung des Abwasserverbandes Elbmarsch 

(AVE) 

 Aufnahme von Haselau und Haseldorf als Verbandsmitglieder statt  Amt GUMS (Hetlingen 
ist schon Mitglied) 

 

• Übernahme von weiteren Ortsnetzen, die die Übertragung der Aufgabe in ihren Gremien 
schon beschlossen haben: 

• Prisdorf (Niederschlagswassernetz) 

• Hasloh (Schmutzwassernetz) 

• Kummerfeld (Niederschlagswassernetz) 



Aktualisierter Zeitplan 
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- Zusätzliche Veranstaltung am 1.11. in Henstedt-Ulzburg 

 

 - Verbandsversammlungen: 

• Neuer Termin:  

  20. Dezember 2017  

  15. Januar 2018 
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
Fragen? 

 



Entwurf, Stand 11.10.2017 
 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag 
zur  

Regelung des Aufgabenbestandes des  
Abwasser-Zweckverbandes Pinneberg  

(künftig Abwasser-Zweckverband Südholstein)  
sowie zur  

Vereinbarung einer neuen Verbandssatzung  

 

 

Aufgrund des § 31 a des Wassergesetzes des Landes Schleswig-Holstein (LWG) § 5 

Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) in Verbindung mit den 

§§ 121 ff. des Allgemeinen Verwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein (LVwG) 

schließen die Verbandsmitglieder des Abwasser-Zweckverbandes Pinneberg (künftig: Ab-

wasser-Zweckverband Südholstein, im Folgenden Zweckverband), nämlich  

 

die Gemeinden Alveslohe,  

Appen,  

die Stadt Barmstedt,  

die Gemeinden Bilsen,  

Bönningstedt,  

Ellerau,  

Ellerbek,  

die Stadt Elmshorn,  

die Gemeinden Halstenbek,  

Hasloh,  

Heidgraben,  

Heist,  

Henstedt-Ulzburg,  

Hetlingen,  

Holm,  

Horst/Holstein,  

die Stadt Kaltenkirchen,  

die Gemeinden Klein-Nordende,  

Moorrege,  

die Städte Norderstedt,  

Kommentar [RA1]: Änderung der 
Rechtsgrundlage nach Hinweis des 
IM 
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Pinneberg,  

Quickborn,  

die Gemeinde Rellingen,  

die Stadt Schenefeld,  

das Amt Geest und Marsch Südholstein,  

die Städte Tornesch,  

Uetersen,  

Wedel,  

die Gemeinden Hemdingen,  

Ellerhoop,  

Groß Nordende,  

Neuendeich,  

Seeth-Ekholt,  

Seestermühe,  

Kiebitzreihe,  

der Abwasserverband Raa,  

die Gemeinden Bevern,  

Lentföhrden,  

Bokholt-Hanredder,  

Helgoland,  

Borstel-Hohenraden,  

Kummerfeld,  

Prisdorf,  

Tangstedt  

und die Hamburger Stadtentwässerung Anstalt des öffentlichen Rechts (im Folgenden 

HSE) 

den nachfolgenden öffentlich-rechtlichen Vertrag:  

 

Präambel 

 

Der Zweckverband wurde am 14.07.1965 durch Beschluss des Innenministers des Landes 

Schleswig-Holstein nach den Vorschriften des damals geltenden Zweckverbandsgesetzes 

1939 gebildet. In der Folge kam es zu rechtlich mit Zweifeln behafteten Aufgabenübertra-

gungen auf den Zweckverband. Mit diesem öffentlich-rechtlichen Vertrag soll der Aufga-

benbestand des Zweckverbands abgesichert und eine neu gefasste Verbandssatzung ver-

einbart werden. Die Vertragspartner stellen klar, dass mit dem vorliegenden Vertrag kein 

Zweckverband neu errichtet wird, sondern der bisherige Abwasser-Zweckverband Pinne-
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berg rechtlich identisch fortgeführt wird. Zugleich stellen die Vertragsparteien klar, dass die 

geplante Änderung des Namens des Zweckverbandes zu „Abwasser-Zweckverband Süd-

holstein“ durch die Änderung der Verbandssatzung erfolgt und somit erst wirksam wird, falls 

und wenn die Verbandsversammlung die entsprechende Änderung der Verbandssatzung 

beschließt.  

 

 

§ 1 
Übertragung der Aufgabe der Abwasserbeseitigung in Teilfunktion, 

Zustimmung zur Aufgabenübertragung 

 

(1)  Die Verbandsmitglieder  

 

Gemeinden:  

Alveslohe,  

Appen,  

Bilsen,  

Bönningstedt,  

Ellerau,  

Ellerbek,  

Halstenbek,  

Hasloh,  

Heidgraben,  

Henstedt-Ulzburg,  

Hetlingen,  

Holm, 

Horst/Holstein, 

Klein-Nordende, 

Moorrege, 

Rellingen, 

Klein Nordende,  

Neuendeich,  

Seestermühe,  

Kiebitzreihe,  

Bevern,  

 

Ämter: 
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Amt Geest und Marsch Südholstein (Haseldorf, Haselau, Ortsteile Bauland und Kle-

vendeich der Gemeinde Moorrege) 

 

Städte:  

Elmshorn,  

Kaltenkirchen,  

Norderstedt,  

Pinneberg,  

Quickborn,  

Schenefeld,  

Tornesch, 

Uetersen,  

Wedel,  

 

Zweckverbände: 

Abwasserverband Raa,  

 

übertragen dem Zweckverband mit Wirkung ab dem 01.01.2018 diejenige Teilaufgabe der 

Abwasserbeseitigung nach den §§ 30 ff. LWG, die die Übernahme des zentral und dezent-

ral gesammelten gemeindlichen Schmutzwassers aus den gemeindlichen Misch- und 

Schmutzkanalisationsanlagen, den Transport des zentral gesammelten Schmutzwassers zu 

der zentralen Kläranlage in Hetlingen des Zweckverbandes, die Behandlung des Schmutz-

wassers, das Entwässern des Klärschlammes und die Einleitung in oberirdische Gewässer 

beinhaltet (Abwasserbeseitigung in Teilfunktion). Es bleibt Aufgabe der Verbandsmitglieder, 

das in ihrem Gebiet anfallende Schmutzwasser zentral und dezentral zu sammeln. Die Ver-

bandsmitglieder stellen sicher, dass das gesamte in ihrem Gebiet anfallende Schmutzwas-

ser ihnen überlassen wird, soweit nicht die Grundstückseigentümer selbst abwasserbeseiti-

gungspflichtig sind. Für das Stadtgebiet Norderstedts erfolgt die Aufgabenübertragung nur 

bezogen dasjenige Teilgebiet der Stadt, das zum Verbandsgebiet des Zweckverbandes 

gehört, nämlich das Entwässerungsgebiet der Pinnau.  

 

(2) Die Einzelheiten der Aufgabenerfüllung, insbesondere der Anschluss, die Einleitungs-

bedingungen, die Haftung sowie die Finanzierung von Betrieb, Unterhaltung, Erneuerung 

und Erweiterung der Anlagen des Zweckverbandes werden durch eine besondere Satzung 

(Entwässerungssatzung) geregelt.  

 

Kommentar [RA2]: Klarstellung 
wegen der Besonderheit für die Stadt 
Norderstedt 

Kommentar [RA3]: Der bisherige  
zusammenhängende Text wurde in 
die Absätze 2-4 getrennt, damit eine 
verständlichere Lesbarkeit erreicht 
wird 
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(3) Hierzu gehört außerdem die Aufgabe, in das aus den von der Aufgabenübertragung 

betroffenen Gebieten den Anlagen des Zweckverbandes zufließende Schmutzwasser hin-

sichtlich der die Einhaltung der jeweils maßgeblichen Satzungsbestimmungen und sonsti-

ger Regelwerke des Zweckverbandes sowie auf die Einhaltung wasserrechtlicher Vorschrif-

ten über die Einleitung von Schmutzwasser in die jeweilige öffentliche Einrichtung zu über-

wachen zu überprüfen, insbesondere soweit dies für die Gewährleistung eines ordnungs-

gemäßen Betriebs der Anlagen des Zweckverbandes erforderlich ist (einrichtungsbezogene 

Indirekteinleiterüberwachung).  

 

(4) Die Durchführung dieser Aufgabe auf durch Dritte übertragen kann vertraglich vereinbart 

werden.  

 

(25)  Der Zweckverband übernimmt aus dem Entwässerungsnetz der HSE häusliche, ge-

werbliche und industrielle Abwässer, leitet sie ab, behandelt sie und leitet sie in die Elbe 

ein. Das hiervon betroffene Entwässerungsgebiet, Wassermengen und sonstige Einzelhei-

ten ergeben sich aus den vertraglichen Vereinbarungen zwischen dem Zweckverband und 

der HSE.  

 

(36)  Sämtliche Verbandsmitglieder stimmen den Aufgabenübertragungen und der Begrün-

dung dieser Verbandsaufgaben zu. 

 

(7) Die in der Vergangenheit erfolgten Aufgabenübertragungen bleiben unberührt. 

 

  

Kommentar [RA4]: Redaktionelle 
Klarstellung der wasserrechtlichen 
Gegebenheiten zur Indirektein-
leiterüberwachung. 

Kommentar [RA5]: Dieser Sach-
verhalt findet faktisch durch die Auf-
hebung des azv Südholstein keine 
Anwendung mehr, sollte jedoch für 
die Vergangenheit in der redaktionell 
geänderten Fassung stehen bleiben. 
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§ 2 
Übertragung der Aufgabe Abwasserbeseitigung in Vollfunktion,  

Zustimmung zur Aufgabenübertragung,  
vertragliche Vereinbarungen über die Abwasserbeseitigung 

 

 

(1)  Die Verbandsmitglieder  

 

Gemeinden  

Heist,  

Hemdingen,  

Ellerhoop,  

Seeth-Ekholt,  

Lentföhrden,  

Bokholt-Hanredder,  

Helgoland,  

Borstel-Hohenraden,  

Kummerfeld,  

Prisdorf  

und Tangstedt;  

 

sowie  

 

die Stadt Barmstedt  

 

übertragen dem Zweckverband die gesamte Aufgabe der Abwasserbeseitigung nach den 

§§ 30 ff. LWG, einschließlich des Rechts, im Rahmen der Aufgabe Satzungen zu erlassen, 

insbesondere Abwassersatzungsrecht sowie Gebühren- Kostenerstattungs- und Beitrags-

satzungsrecht für die Abwasserbeseitigung (Abwasserbeseitigung in Vollfunktion). Hierzu 

gehören auch die Aufgaben der Genehmigung, Überwachung und Gefahrenabwehr nach 

§ 33 LWG (wasserrechtliche Indirekteinleiterüberwachung).  

 

Für die Gebiete der nachfolgend aufgeführten Verbandsmitglieder ist jedoch die Beseiti-

gung des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms sowie das Einsammeln und Abfahren 

des in abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers und die Einleitung und Behandlung in 

Abwasserbeseitigungsanlagen nicht Aufgabe des Zweckverbands:  
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Gemeinden: 

Hemdingen,  

Ellerhoop,  

Lentföhrden,  

Bokholt-Hanredder, 

 

Für die Gebiete der nachfolgend aufgeführten Verbandsmitglieder ist die Niederschlags-

wasserbeseitigung nicht Aufgabe des Zweckverbands:  

 

Gemeinden: 

Heist 

Kummerfeld,  

Prisdorf,  

Tangstedt 

 

(2)  Die Aufgabenübertragung erfolgt mit Wirkung ab dem 01.01.2018 sowie zusätzlich mit 

Wirkung für die Vergangenheit in der Weise, dass ab dem 01.01.2018 der Zweckverband 

Regelungen durch Satzung, im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften auch mit Rückwir-

kung, oder Verwaltungsakt hinsichtlich der Abwasserbeseitigung in der jeweiligen Gemein-

de treffen darf. Insbesondere darf der Zweckverband auch insoweit Satzungen über die 

Benutzung der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen sowie über die Erhebung 

von Benutzungsgebühren, Beiträgen und Kostenerstattungen erlassen und durch Verwal-

tungsakt Regelungen zur Benutzung der Einrichtungen und zur Erhebung von Benutzungs-

gebühren, Beiträgen und Kostenerstattungen treffen.  

 

(3)  Sämtliche Verbandsmitglieder stimmen der Aufgabenübertragung und der Begrün-

dung dieser Verbandsaufgaben zu.  

 

(4)  Die Vertragsparteien verpflichten sich, neue Verträge untereinander oder mit anderen 

juristischen Personen des öffentlichen Rechts über die Einleitung von Abwässern in ihre 

Ortsnetze oder über die Behandlung von Abwässern nicht ohne Zustimmung des Zweck-

verbandes abzuschließen,. wenn diese Verträge dazu führen, dass die den Anlagen des 

Zweckverbandes zugeleiteten Schmutzwassermengen oder Schmutzwasserqualitäten sich 

in mehr als nur geringfügigem Umfang verändern.  

 

 

Kommentar [RA6]: Entspricht der 
Anregung des IM und soll die gleich-
artige Regelung der Verbandssat-
zung vertraglich abbilden. 

Kommentar [CM7]: Klarstellung 
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§ 3 
Übertragung weiterer Aufgaben  

 

(1)  Die Vertragsparteien vereinbaren mit den nachstehenden Absätzen die Begründung 

weiterer Aufgaben des Zweckverbandes mit Wirkung ab dem 01.01.2018, im Rahmen derer 

der Zweckverband mit Verbandsmitgliedern oder dritten juristischen Personen des öffentli-

chen Rechts die Übertragung von Aufgaben auf den Zweckverband vereinbaren darf bzw. 

im Rahmen derer der Zweckverband mit dritten Personen entgeltliche Verträge über Leis-

tungen des Zweckverbandes abschließen darf.  

 

(2)  Der Dem Zweckverband darf dürfen die Aufgaben der Abwasserbeseitigung in Teil-

funktion und Abwasserbeseitigung in Vollfunktion (einschließlich Satzungsbefugnis) auch 

von weiteren Verbandsmitgliedern oder dritten juristischen Personen des öffentlichen 

Rechts übernehmenganz oder teilweise übertragen werden, ohne dass es des erneuten 

Abschlusses eines öffentlich-rechtlichen Vertrages oder der Änderung dieses öffentlich-

rechtlichen Vertrages unter allen Verbandsmitgliedern bedarf. Die Aufgabenübertragung 

erfolgt durch öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem Zweckverband und der juristi-

schen Person des öffentlichen Rechts, die die Aufgabe überträgt. Ferner darf der Zweck-

verband im Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung oder der Durchführung von Auf-

gaben der Abwasserbeseitigung mit seinen Verbandsmitgliedern oder dritten juristischen 

Personen des öffentlichen Rechts öffentlich-rechtliche Verträge nach § 19a GkZ über Ver-

waltungsgemeinschaften und die Mitbenutzung von Einrichtungen abschließen; die Verwal-

tungsgemeinschaften können etwa die Inanspruchnahme der Verwaltungsressourcen des 

Zweckverbandes für die abwasserbeseitigungsbezogenen Verwaltungsgeschäfte und -

aufgaben betreffen.  

 

(3)  Dem Zweckverband können durch seine Verbandsmitglieder oder durch dritte juristi-

sche Personen des öffentlichen Rechts durch öffentlich-rechtlichen Vertrag die Aufgaben 

der Genehmigung, Überwachung und Gefahrenabwehr nach § 33 LWG (wasserrechtliche 

Indirekteinleiterüberwachung) übertragen werden. Hierbei ist das Zustimmungserfordernis 

nach § 2 Abs. 1 Satz 2 GkZ bzw. nach § 18 Abs. 1 Satz 3 GkZ zu beachten. Die Ver-

bandsmitglieder und andere juristische Personen des öffentlichen Rechts können den 

Zweckverband ferner mit der Durchführung von Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 

wasserrechtlichen oder einrichtungsrechtlichen Indirekteinleiterüberwachung durch öffent-

lich-rechtliche Vereinbarung oder privatrechtlichen Vertrag beauftragen. Bezogen auf diese 

Tätigkeiten darf der Zweckverband zudem mit seinen Verbandsmitgliedern und mit anderen 
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juristischen Personen des öffentlichen Rechts Verwaltungsgemeinschaften oder die Mitbe-

nutzung von Einrichtungen nach § 19a GkZ vereinbaren.  

 

(4)  Seine Verbandsmitglieder und andere juristische Personen des öffentlichen Rechts 

können den Zweckverband mit der Durchführung der Aufgabe des Einsammelns, Abfah-

rens, Behandeln und Einleiten des in abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers sowie 

des Einsammelns, Abfahrens und Entsorgen des in Kleinkläranlagen anfallenden 

Schlamms durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung oder privatrechtlichen Vertrag beauftra-

gen.  

 

(5)  Der Zweckverband darf unter Beachtung der hierfür geltenden kommunalrechtlichen 

Vorschriften mit juristischen Personen des öffentlichen Rechts, mit natürlichen sowie juristi-

schen Personen des Privatrechts und mit nichtrechtsfähigen Personenvereinigungen die 

Behandlung von Schmutzwasser, sonstigem Abwasser und flüssigen Abfällen durch den 

Zweckverband gegen Entgelt oder Kostenerstattung vereinbaren.  

 

(6)  Der Zweckverband hat die Aufgabe, die fachliche Kompetenz seiner Verbandsmitglie-

der und der Beschäftigten seiner Verbandsmitglieder zu fördern und auf ein einheitliches 

fachliches Niveau und vergleichbare technische Standards im Bereich der Abwasserbesei-

tigung im Verbandsgebiet hinzuwirken. Hierzu kann der Zweckverband beispielsweise Fort-

bildungsveranstaltungen durchführen oder Arbeitskreise initiieren. Weiterhin kann der 

Zweckverband seine Verbandsmitglieder beraten im Zusammenhang mit Tätigkeiten der 

Abwasserbeseitigung.  

 

(7)  Der Zweckverband kann sich im Bereich weiterer Aufgaben, die Hilfs- und Annextätig-

keiten zu seinen Aufgaben sind, betätigen. Insbesondere kann der Zweckverband alle Hilfs- 

und Annexgeschäfte und -tätigkeiten ausführen, die im Zusammenhang mit seinen Abwas-

serbeseitigungsaufgaben stehen. Hierzu gehören beispielsweise Tätigkeiten, mit denen 

durch die Nutzung von Abwasser, seinen Inhaltsstoffen oder seinen physikalischen Eigen-

schaften Stoffe oder Energie gewonnen werden. Ferner gehören hierzu insbesondere Ge-

schäfte und Tätigkeiten, mit denen der Zweckverband seine aufgabenbezogenen Ressour-

cen wirtschaftlicher auslasten kann.  

 

(8)  Es ist Aufgabe des Zweckverbandes, den Klärschlamm zu entsorgen sowie die im 

Klärschlamm bzw. dem Abwasser enthaltenen Rohstoffe wieder zu gewinnen.  
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(9)  Zur Förderung der Erfüllung seiner Aufgaben darf der Zweckverband unter Beachtung 

der kommunalwirtschaftsrechtlichen Vorschriften alleine und mit Partnern Gesellschaften 

gründen, sich an bestehenden Gesellschaften beteiligen oder Vereinen, Verbänden und 

Vereinigungen beitreten.  

 

§ 4 
Verbandssatzung 

 

Die Vertragspartner vereinbaren die diesem Vertrag als Entwurf beigefügte Neufassung der 

Verbandssatzung. Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes soll über die Neufas-

sung der Verbandssatzung beraten und entscheiden. Wird die Neufassung der Verbands-

satzung durch die Verbandsversammlung beschlossen und von der Kommunalaufsichtsbe-

hörde genehmigt, so hat die Verbandsvorsteherin bzw. der Verbandsvorsteher sie auszu-

fertigen und bekanntzumachen. Soweit die mit derdurch die Neufassung der Verbandssat-

zung verbundenen Änderungen der Verbandssatzung erfolgen, die der Zustimmung durch 

die Verbandsmitglieder bedürfen, wird die Zustimmung bereits durch diesen Vertrag erteilt.  

 

 

§ 5 
Schlussbestimmungen 

 

(1)  Änderungen, Ergänzungen dieses Vertrages sowie Nebenabreden zu diesem Vertrag 

bedürfen der Schriftform.  

 

(2)  Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Unter den Voraussetzungen von 

§ 127 LVwG haben die Vertragspartner, also die Verbandsmitglieder, das Recht zur Ver-

tragsanpassung bzw. zur Kündigung des Vertrages.  

 

(3)  Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, be-

rührt dies die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht. Die Vertragspartner verpflich-

ten sich, anstelle der unwirksamen Bestimmungen in rechtlich zulässiger Weise eine neue 

Regelung zu treffen, die dem beabsichtigten Zweck der unwirksamen Bestimmung am 

nächsten kommt. Entsprechendes gilt für Vertragslücken.  

 

 

§ 6 
Aufschiebende Bedingung  

Kommentar [RA8]: Entspricht der 
Anregung des IM, die gleichlautende 
Regelung in der Verbandssatzung 
vertraglich zu fixieren. 

Kommentar [RA9]: Änderungen 
sind redaktioneller Art 

Kommentar [RA10]: Deutliche 
Hervorhebung der Verbandsmitglie-
der 
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Die Gemeindevertretungen und entsprechenden Beschlussorgane der Vertragspartner ha-

ben dem Vertragsschluss bereits zugestimmt. Der Vertrag steht aber unter der aufschie-

benden Bedingung der Genehmigung durch die Kommunalaufsichtsbehörde. nach 

§ 5 Abs. 5 GkZ. Die Übertragung der Aufgabe der wasserrechtlichen Indirekteinleiterüber-

wachung nach § 33 LWG, einer Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung, steht gemäß 

§ 2 Abs. 1 Satz 2 GkZ unter dem Vorbehalt der Zustimmung durch die zuständigen Behör-

den. Die Zustimmungserklärungen befinden sich unter dieser Vertragsurkunde.  

 

 

Daten, Unterschriften und Siegel  

 

 

 

Zustimmungen nach § 2 Abs. 1 Satz 2 GkZ  
 

Die wasserrechtliche Indirekteinleiterüberwachung nach § 33 LWG ist eine Aufgabe zur 

Erfüllung nach Weisung. Nachstehend erteilen diejenigen Bürgermeisterinnen und Bürger-

meister, Amtsdirektorinnen und Amtsdirektoren, Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher, 

deren Zuständigkeiten durch die Übertragung der wasserrechtlichen Indirekteinleiterüber-

wachung berührt werden, die nach § 2 Abs. 1 Satz 2 GkZ erforderliche Zustimmung zur 

Übertragung der Aufgabe:  

 

Daten, Unterschriften und Siegel  

 





ENTWURF 
Stand 11.10.2017 

 

Verbandssatzung des Zweckverbands  
Abwasser-Zweckverband Pinneberg (künftig: Abwasser-Zweckverband Südholstein)  

 

Aufgrund des § 5 Abs. 3 und 6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) in 

Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) erlässt der Abwas-

ser-Zweckverband Pinneberg (künftig Abwasser-Zweckverband Südholstein) nach der Be-

schlussfassung durch die Verbandsversammlung vom [_____] sowie nach der Genehmi-

gung der Verbandssatzung durch die Kommunalaufsichtsbehörde vom [_____] folgende 

von den Mitgliedern des Abwasser-Zweckverbandes Südholstein durch öffentlich-

rechtlichen Vertrag vom [_____] mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde vom 

[_____] vereinbarte Verbandssatzung:  

 

Inhaltsverzeichnis  

 

§ 1: Mitglieder, Rechtsform, Name, Sitz, Dienstsiegel, Dienstherrenfähigkeit, Verwal-
tung  
 
§ 2: Verbandsgebiet  
 
§ 3: Aufgaben  
 
§ 4: Vertragliche Vereinbarungen über die Abwasserbeseitigung  
 
§ 5: Organe  
 
§ 6: Verbandsversammlung, Hauptausschuss, Finanzausschuss  
 
§ 7: Aufgaben der Verbandsversammlung  
 
§ 8: Einberufung der Verbandsversammlung  
 
§ 9: Verbandsvorsteherin bzw. Verbandsvorsteher, Stellvertreterinnen und Stellver-
treter  

Kommentar [RA1]: Bildung eines 
weiteren Ausschusses auf Anregung 
des IM 

TOP Ö  13TOP Ö  13
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§ 10: Zusammensetzung und Aufgaben von Hauptausschuss und Finanzausschuss 
 
§ 11: Einberufung des Hauptausschusses und des Finanzausschusses 
 
§ 12: Haushalts- und Wirtschaftsführung  
 
§ 13: Stammkapital, Deckung des Finanzbedarfs  
 
§ 14: Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung  
 
§ 15: Formerfordernisse bei Verpflichtungserklärungen, 
Verträge mit Mitgliedern der Zweckverbandsorgane,  
Vergütungsoffenlegung  
 
§ 16: Änderungen der Verbandssatzung  
 
§ 17: Aufnahme von Verbandsmitgliedern  
 
§ 18: Ausscheiden von Verbandsmitgliedern  
 
§ 19: Aufhebung und Liquidation des Zweckverbands  
 
§ 20: Örtliche Bekanntmachungen und Verkündungen  
 
§ 21: Inkrafttreten, Außerkrafttreten von Satzungsrecht  
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§ 1 
Mitglieder, Rechtsform, Name, Sitz, Dienstsiegel, Dienstherrenfähigkeit, Verwaltung  

 

(1)  Die  

 

Gemeinden Alveslohe (Teilaufgabe),  

Appen (Teilaufgabe), 

die Stadt Barmstedt (vollständige Aufgabe),  

die Gemeinden Bilsen (Teilaufgabe), 

Bönningstedt (Teilaufgabe), 

Ellerau (Teilaufgabe), 

Ellerbek (Teilaufgabe), 

die Stadt Elmshorn (Teilaufgabe), 

die Gemeinden Halstenbek (Teilaufgabe), 

Hasloh (Teilaufgabe), 

Heidgraben (Teilaufgabe), 

Heist (vollständige Aufgabe außer Niederschlagswasserbeseitigung), 

Henstedt-Ulzburg (Teilaufgabe), 

Hetlingen (Teilaufgabe), 

Holm (Teilaufgabe), 

Horst/Holstein (Teilaufgabe), 

die Stadt Kaltenkirchen (Teilaufgabe), 

die Gemeinden Klein-Nordende (Teilaufgabe), 

Moorrege (Teilaufgabe), 

die Städte Norderstedt (Teilaufgabe), 

Pinneberg (Teilaufgabe), 

Quickborn (Teilaufgabe), 

die Gemeinde Rellingen (Teilaufgabe), 

die Stadt Schenefeld (Teilaufgabe), 

das Amt Geest und Marsch Südholstein (Teilaufgabe), 

die Städte Tornesch (Teilaufgabe), 

Uetersen (Teilaufgabe), 

Wedel (Teilaufgabe), 

die Gemeinden Hemdingen )(vollständige Aufgabe ohne dezentrale Entwässerung),  

Ellerhoop (vollständige Aufgabe ohne dezentrale Entwässerung),  

Groß Nordende (Teilaufgabe), 

Neuendeich (Teilaufgabe), 
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Seeth-Ekholt (vollständige Aufgabe), 

Seestermühe (Teilaufgabe), 

Kiebitzreihe (Teilaufgabe), 

der Abwasserverband Raa (Teilaufgabe), (Mitglied nach § 2 Abs. 2 GkZ) 

die Gemeinden Bevern (Teilaufgabe), 

Lentföhrden (vollständige Aufgabe), 

Bokholt-Hanredder (vollständige Aufgabe ohne dezentrale Entwässerung),  

Helgoland (vollständige Aufgabe),  

Borstel-Hohenraden (vollständige Aufgabe), 

Kummerfeld (vollständige Aufgabe ohne Niederschlagswasser),  

Prisdorf (vollständige Aufgabe ohne Niederschlagswasser),  

und Tangstedt (vollständige Aufgabe ohne Niederschlagswasser),  

 

sowie die Anstalt des öffentlichen Rechts Hamburger Stadtentwässerung (HSE) (Mitglied 

nach § 2 Abs. 2 GkZ)  

 

bilden einen Zweckverband nach dem GkZ.  

 

Der Zweckverband Abwasser-Zweckverband Pinneberg führt künftig ab dem Inkrafttreten 

dieser Verbandssatzung den Namen Abwasser-Zweckverband Südholstein Er tritt unter 

diesem Namen im Geschäfts- und Rechtsverkehr auf. Die Kurzbezeichnung lautet AZV 

Südholstein. Der Abwasser-Zweckverband Südholstein ist eine Körperschaft öffentlichen 

Rechts ohne Gebietshoheit.  

 

(2)  Sitz des Zweckverbands ist Hetlingen.  

 

(3)  Der Zweckverband führt das Landessiegel mit der Inschrift AZV Südholstein  

 

(4)  Der Zweckverband besitzt Dienstherrenfähigkeit. Er darf Beamtinnen und Beamte 

sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigen.  

 

(5)  Der Zweckverband unterhält eine eigene Verwaltung am Sitz des Zweckverbandes.  
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§ 2 
Verbandsgebiet 

 

Das Verbandsgebiet, das zugleich der Bezirk im Sinne von § 30 Abs. 1 LVwG ist, umfasst 

die Gebiete der Verbandsmitglieder. Vom Stadtgebiet Norderstedts gehört nur das Entwäs-

serungsgebiet der Pinnau zum Verbandsgebiet. Soweit Ämter Mitglieder sind, gehören nur 

die Gebiete derjenigen amtsangehörigen Gemeinden zum Verbandsgebiet, die dem jeweili-

gen Amt Aufgaben der Abwasserbeseitigung nach § 5 Abs. 1 AO übertragen haben.  

 

 

§ 3 
Aufgaben  

 

(1)  Der Zweckverband ist Träger von Aufgaben im Bereich der Abwasserbeseitigung.  

 

(2)  Abwasserbeseitigung in Teilfunktion 

 

Für die Gebiete der Verbandsmitglieder  

Gemeinden:  

Alveslohe,  

Appen,  

Bilsen,  

Bönningstedt,  

Ellerau,  

Ellerbek,  

Halstenbek,  

Hasloh,  

Heidgraben,  

Henstedt-Ulzburg,  

Hetlingen,  

Holm, 

Horst/Holstein, 

Klein-Nordende, 

Moorrege, 

Rellingen, 

Groß Nordende,  

Neuendeich,  
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Seestermühe,  

Kiebitzreihe,  

Bevern,  

 

Ämter: 

Amt Geest und Marsch Südholstein (für die Gemeinden Haseldorf und Haselau sowie die 

Ortsteile Bauland und Klevendeich der Gemeinde Moorrege) 

 

Städte:  

Elmshorn,  

Kaltenkirchen,  

Norderstedt,  

Pinneberg,  

Quickborn,  

Schenefeld,  

Tornesch, 

Uetersen,  

Wedel,  

 

Zweckverbände: 

Abwasserverband Raa,  

 

ist der Zweckverband Träger desjenigen Teils der gemeindlichen Abwasserbeseitigungs-

pflicht nach den §§ 30 ff. LWG, der die Übernahme des gemeindlichen zentral gesammel-

ten Schmutzwassers aus gemeindlichen Misch- und Schmutzwasserkanalisationsanlagen 

sowie des dezentral gesammelten Schmutzwassers, den Transport des Schmutzwassers 

zu der zentralen Kläranlage des Zweckverbandes in Hetlingen, die Behandlung des 

Schmutzwassers und die Einleitung in oberirdische Gewässer sowie die Entwässerung des 

Klärschlamms beinhaltet (Abwasserbeseitigung in Teilfunktion). Es bleibt Aufgabe der Ver-

bandsmitglieder, das in ihrem Gebiet anfallende Schmutzwasser zentral und dezentral zu 

sammeln. Die Verbandsmitglieder stellen sicher, dass das gesamte in ihrem Gebiet anfal-

lende zentral und dezentral zu sammelnde Schmutzwasser ihnen überlassen wird, soweit 

nicht die Grundstückseigentümer selbst abwasserbeseitigungspflichtig sind. Im Stadtgebiet 

Norderstedts ist der Zweckverband nur Aufgabenträger für die Abwasserbeseitigung in Teil-

funktion für dasjenige Teilgebiet der Stadt, das zum Verbandsgebiet des Zweckverbandes 

gehört, nämlich das Entwässerungsgebiet der Pinnau. Die Einzelheiten der Aufgabenerfül-

lung, insbesondere der Anschluss, die Einleitungsbedingungen, die Haftung sowie die Fi-

Kommentar [RA2]: Klarstellung 
wegen der Besonderheit der Stadt 
Norderstedt..  
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nanzierung von Betrieb, Unterhaltung, Erneuerung und Erweiterung der Anlagen des 

Zweckverbandes werden durch eine besondere Satzung (Entwässerungssatzung) geregelt. 

Die Durchführung dieser Aufgabe kann auf Dritte übertragen werden.  

 

(3)  Abwasserbeseitigung in Vollfunktion  

(3.1) Vollständige Aufgabenübertragung 

Für die Gebiete der Gemeinden: 

Heist,  

Hemdingen,  

Ellerhoop,  

Seeth-Ekholt 

Lentföhrden,  

Bokholt-Hanredder,  

Helgoland,  

Borstel-Hohenraden,  

Kummerfeld,  

Prisdorf,  

Tangstedt,  

Städte: 

Barmstedt, 

 

ist der Zweckverband Träger der gesamten Aufgabe der Abwasserbeseitigung nach den 

§§ 30 ff. LWG, einschließlich des Rechts, im Rahmen der Aufgabe Satzungen zu erlassen, 

insbesondere Abwassersatzungsrecht sowie Gebühren- und Beitrags- und Kostenerstat-

tungssatzungsrecht für die Abwasserbeseitigung (Abwasserbeseitigung in Vollfunktion). 

Hierzu gehören auch die Aufgaben der Genehmigung, Überwachung und Gefahrenabwehr 

nach § 33 LWG (wasserrechtliche Indirekteinleiterüberwachung).  

 

(3.2) Vollständige Aufgabenübertragung ohne dezentrale Abwasserbeseitigung 

Für die Gebiete der Gemeinden: 

Hemdingen,  

Ellerhoop,  

Lentföhrden,  

Bokholt-Hanredder,  

 

ist jedoch die Beseitigung des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms sowie das Ein-

sammeln und Abfahren des in abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers und die Ein-
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leitung und Behandlung in Abwasserbeseitigungsanlagen nicht Aufgabe des Zweckver-

bands.  

 

(3.3) Vollständige Aufgabenübertragung ohne Niederschlagswasser 

Für die Gebiete der Gemeinden: 

Heist 

Kummerfeld,  

Prisdorf,  

Tangstedt,  

 

ist die Niederschlagswasserbeseitigung nicht Aufgabe des Zweckverbands. Soweit die vor-

stehenden Einschränkungen gelten, bleiben die Gemeinden für die jeweiligen Teilaufgaben 

verantwortlich, es sei denn, sie haben die betreffenden Teilaufgaben anderweitig übertra-

gen.  

 

(4)  Der Zweckverband hat weiterhin die Aufgabe, das Schmutzwasser zu transportieren, 

zu behandeln und in Gewässer einzuleiten, das Vertragspartner oder Verbandsmitglieder 

aufgrund vertraglicher Abreden in die Anlagen des Zweckverbandes einleiten (Erledigung 

der Schmutzwasserbehandlung). Hierzu gehört auch die Entwässerung des dabei anfallen-

den Klärschlamms.  

 

(5)  Der Zweckverband darf die Aufgaben der Abwasserbeseitigung in Teilfunktion und 

Abwasserbeseitigung in Vollfunktion nach den Abs. 2 und 3 auch von weiteren Verbands-

mitgliedern oder von sonstigen Gemeinden, Ämtern oder sonstigen juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts übernehmen, ohne dass es eines erneuten Abschlusses eines öf-

fentlich-rechtlichen Vertrages unter allen Verbandsmitgliedern bedarf. Die Aufgabenüber-

tragung erfolgt durch öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem Zweckverband und der 

Körperschaft, die die Aufgabe überträgt. Die Regelungen in den Abs. 2 und 3 sind an-

schließend jeweils durch Änderungssatzung nach Beschluss der Verbandssatzung anzu-

passen. Ferner darf der Zweckverband im Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung 

oder der Erledigung von Aufgaben der Abwasserbeseitigung mit seinen Verbandsmitglie-

dern oder dritten juristischen Personen des öffentlichen Rechts öffentlich-rechtliche Verträ-

ge nach § 19a GkZ über Verwaltungsgemeinschaften und die Mitbenutzung von Einrichtun-

gen abschließen; die Verwaltungsgemeinschaften können etwa die Inanspruchnahme der 

Verwaltungsressourcen des Zweckverbandes für die abwasserbeseitigungsbezogenen 

Verwaltungsgeschäfte und -aufgaben betreffen.  
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(6)  Der Zweckverband hat außerdem die Aufgabe, in den Gebieten, für die er Träger der 

Aufgaben der Abwasserbeseitigung in Teilfunktion und Abwasserbeseitigung in Vollfunktion 

ist, die Einhaltung der jeweils maßgeblichen Satzungsbestimmungen über die Einleitung 

von Schmutzwasser in die jeweilige öffentliche Einrichtung zu überwachen, insbesondere 

soweit dies für die Gewährleistung eines ordnungsgemäßen Betriebs der Anlagen des 

Zweckverbandes erforderlich ist (einrichtungsbezogene Indirekteinleiterüberwachung). In 

den Gebieten, für die der Zweckverband Träger der Aufgabe der Abwasserbeseitigung in 

Teilfunktion ist, hat der Zweckverband die Aufgabe, das aus den betreffenden Gebieten den 

Anlagen des Zweckverbandes zufließende Schmutzwasser hinsichtlich der Einhaltung der 

jeweils maßgeblichen Satzungsbestimmungen und sonstiger Regelwerke des Zweckver-

bandes sowie auf die Einhaltung wasserrechtlicher Vorschriften zu überprüfen, insbesonde-

re soweit dies für die Gewährleistung eines ordnungsgemäßen Betriebs der Anlagen des 

Zweckverbandes erforderlich ist. 

 

(7)  Dem Zweckverband können durch seine Verbandsmitglieder oder durch dritte juristi-

sche Personen des öffentlichen Rechts durch öffentlich-rechtlichen Vertrag die Aufgaben 

der Genehmigung, Überwachung und Gefahrenabwehr nach § 33 LWG (wasserrechtliche 

Indirekteinleiterüberwachung) übertragen werden. Hierbei ist das Zustimmungserfordernis 

nach § 2 Abs. 1 Satz 2 GkZ bzw. nach § 18 Abs. 1 Satz 3 GkZ zu beachten. Die Ver-

bandsmitglieder und andere juristische Personen des öffentlichen Rechts können den 

Zweckverband ferner mit der Durchführung von Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 

wasserrechtlichen oder einrichtungsrechtlichen Indirekteinleiterüberwachung durch öffent-

lich-rechtliche Vereinbarung oder privatrechtlichen Vertrag beauftragen. Bezogen auf diese 

Tätigkeiten darf der Zweckverband zudem mit seinen Verbandsmitgliedern und mit anderen 

juristischen Personen des öffentlichen Rechts Verwaltungsgemeinschaften oder die Mitbe-

nutzung von Einrichtungen nach § 19a GkZ vereinbaren.  

 

(8)  Seine Verbandsmitglieder und andere juristische Personen des öffentlichen Rechts 

können den Zweckverband mit der Durchführung der Aufgabe des Einsammelns, Abfah-

rens, Behandeln und Einleiten des in abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers sowie 

des Einsammelns, Abfahrens und Entsorgen des in Kleinkläranlagen anfallenden 

Schlamms durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung oder privatrechtlichen Vertrag beauftra-

gen.  

 

(9)  Der Zweckverband darf unter Beachtung der hierfür geltenden kommunalrechtlichen 

Vorschriften mit juristischen Personen des öffentlichen Rechts, mit natürlichen sowie juristi-

schen Personen des Privatrechts und mit nichtrechtsfähigen Personenvereinigungen die 

Kommentar [RA3]: Redaktionelle 
Klarstellung der wasserrechtlichen 
Gegebenheiten zur Indirektein-
leiterüberwachung. 
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Behandlung von Schmutzwasser, sonstigem Abwasser und flüssigen Abfällen gegen Ent-

gelt oder Kostenerstattung vereinbaren.  

 

(10)  Der Zweckverband hat die Aufgabe, die fachliche Kompetenz seiner Verbandsmitglie-

der und der Beschäftigten seiner Verbandsmitglieder zu fördern und auf ein einheitliches 

fachliches Niveau und vergleichbare technische Standards im Bereich der Abwasserbesei-

tigung im Verbandsgebiet hinzuwirken Hierzu kann der Zweckverband beispielsweise Fort-

bildungsveranstaltungen durchführen, Arbeitskreise initiieren oder durch geeignete Maß-

nahmen die Öffentlichkeit im Verbandsgebiet über wasserrechtliche und abwassertechni-

sche Sachverhalte informieren. Weiterhin kann der Zweckverband seine Verbandsmitglie-

der beraten im Zusammenhang mit Tätigkeiten der Abwasserbeseitigung.  

 

(11)  Zur Förderung der Erfüllung seiner Aufgaben darf der Zweckverband unter Beachtung 

der kommunalwirtschaftsrechtlichen Vorschriften alleine und mit Partnern Gesellschaften 

gründen, sich an bestehenden Gesellschaften beteiligen oder Vereinen, Verbänden und 

Vereinigungen beitreten.  

 

(12)  Der Zweckverband kann sich im Bereich weiterer Aufgaben, die Hilfs- und Annextätig-

keiten zu seinen Aufgaben sind, betätigen. Insbesondere kann der Zweckverband alle Hilfs- 

und Annexgeschäfte und -tätigkeiten ausführen, die im Zusammenhang mit seinen Abwas-

serbeseitigungsaufgaben stehen. Hierzu gehören beispielsweise Tätigkeiten, mit denen 

durch die Nutzung von Abwasser, seinen Inhaltsstoffen oder seinen physikalischen Eigen-

schaften Stoffe oder Energie gewonnen werden. Ferner gehören hierzu insbesondere Ge-

schäfte und Tätigkeiten, mit denen der Zweckverband seine aufgabenbezogenen Ressour-

cen wirtschaftlicher auslasten kann.  

 

 

§ 4 
Vertragliche Vereinbarungen über die Abwasserbeseitigung  

 

(1)  Der Zweckverband gestattet der Hamburger Stadtentwässerung – Anstalt des öffentli-

chen Rechts – (HSE) durch Vertrag, Abwässer in die Anlagen des Zweckverbands einzulei-

ten und vom Zweckverband transportieren, behandeln und einleiten zu lassen. Bereits be-

stehende Verträge zwischen Verbandsmitgliedern und der Hamburger Stadtentwässerung 

oder anderen Gemeinden über die Ableitung und Behandlung von Abwässern bleiben un-

berührt.  

 

Kommentar [RA4]: Entspricht der 
Formulierung des ö.r. Vertrages 
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(2)  Neue Verträge von Verbandsmitgliedern untereinander oder zwischen Verbandsmit-

gliedern und anderen juristischen Personen des öffentlichen Rechts über die Einleitung von 

Abwässern in die jeweiligen Ortsnetze oder die Behandlung von Abwässern bedürfen der 

Zustimmung der Verbandsversammlung, wenn diese Verträge dazu führen, dass die den 

Anlagen des Zweckverbandes zugeleiteten Schmutzwassermengen oder Schmutzwasser-

qualitäten sich in mehr als nur geringfügigem Umfang verändern.  

 

 

§ 5 
Organe  

 

Organe des Zweckverbands sind die Verbandsversammlung und die Verbandsvorsteherin 

oder der Verbandsvorsteher.  

 

 

§ 6 
Verbandsversammlung, Hauptausschuss, Finanzausschuss 

 

(1)  Die Verbandsversammlung besteht aus den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern 

bzw. den Amtsvorsteherinnen und Amtsvorstehern, Amtsdirektorinnen und Amtsdirektoren 

oder Verbandsvorsteherinnen und Verbandsvorstehern der Verbandsmitglieder. Im Falle 

ihrer Verhinderung richtet sich ihre nach den jeweils für die Vertretung der gesetzlichen 

Vertreter der Verbandsmitglieder geltenden Bestimmungen. Vertretung nach § 52 a GO. 

Verbandsmitglieder mit mehr als 10.000 Einwohnerinnen und Einwohnern entsenden je 

volle 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner eine weitere Vertreterin oder einen weiteren 

Vertreter in die Verbandsversammlung. Maßgeblich ist diejenige Bevölkerungszahl nach 

§ 7 Abs. 3 GKWG, die bei der letzten Gemeindewahl galt. Bei der Stadt Norderstedt ist die 

Hälfte der Bevölkerungszahl nach § 7 Abs. 3 GKWG zur letzten Gemeindewahl maßgeb-

lich. Bei Ämtern und Zweckverbänden ist die Bevölkerungszahl derjenigen Gemeinden 

maßgeblich, die dem Amt bzw. dem Zweckverband Aufgaben der Abwasserbeseitigung 

übertragen haben. Jede weitere Vertreterin und jeder weitere Vertreter hat eine persönliche 

Stellvertreterin oder einen persönlichen Stellvertreter. Jede Vertreterin und jeder Vertreter 

hat eine Stimme.  

 

(2)  Die HSE entsendet aufgrund des Beitrittsvertrages bzw. vor dessen Wirksamkeit in 

entsprechender Anwendung von § 9 Abs. 5 GkZ entsprechend § 18 Abs. 2 GkZ eine Ver-

treterin bzw. einen Vertreter in die Verbandsversammlung. Diese bzw. dieser hat eine Stell-

Kommentar [CM5]: Klarstellung 

Kommentar [RA6]: Abstrakte 
Vertreterregelung. 
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vertreterin oder einen Stellvertreter. Die oder der Vertreter der HSE hat eine Stimme. Für 

jeweils volle 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner, deren Abwässer durch die HSE an 

den Zweckverband abgegeben werden, hat die oder der Vertreter der HSE eine weitere 

Stimme. Maßgeblich sind jeweils die Verhältnisse im Zeitpunkt der letzten Gemeindewahl in 

Schleswig-Holstein.   

 

(3)  Die Mitglieder der Verbandsversammlung sind ehrenamtlich tätig. Für sie gelten die 

Vorschriften des GkZ; ergänzend gelten die gesetzlichen Regelungen über Gemeindever-

treterinnen und Gemeindevertreter entsprechend. Sie erhalten Entschädigungen nach 

§ 5 Abs. 6 GkZ in Verbindung mit § 24 GO. Die Einzelheiten regelt eine besondere Sat-

zung.  

 

(4)  Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsit-

zenden sowie eine erste stellvertretende Vorsitzende oder einen ersten stellvertretenden 

Vorsitzenden und eine zweite stellvertretende Vorsitzende oder einen zweiten stellvertre-

tenden Vorsitzenden. Die Gewählten sind ehrenamtlich tätig. Die Vorschriften der Gemein-

deordnung für ehrenamtliche Bürgermeisterinnen und Bürgermeister gelten entsprechend. 

Sie erhalten nach Maßgabe einer besonderen Satzung Entschädigungen.  

 

(5)  Es wird ein Hauptausschuss gebildet.  

 

(6) Es wird ein Finanzausschuss gebildet. 

 

§ 7 
Aufgaben der Verbandsversammlung  

 

(1)  Die Verbandsversammlung trifft alle für den Zweckverband wichtigen Entscheidungen 

und überwacht deren Durchführung. Sie kann die Entscheidung auf die Verbandsvorstehe-

rin bzw. den Verbandsvorsteher oder den Hauptausschuss übertragen; für die Übertra-

gungsbefugnis gilt § 10 Satz 2 GkZ in Verbindung mit § 28 GO.  

 

(2)  Die Verbandsversammlung entscheidet über folgende Angelegenheiten, die sie nicht 

auf andere Organe übertragen kann: 

 

1.  Angelegenheiten, über die kraft Gesetzes die Verbandsversammlung entscheidet, 

 

2.  den Erlass, die Änderung, die Aufhebung von Satzungen, 

Kommentar [RA8]: Nach Auffas-
sung des IM ist bei der Bildung des 
Hauptausschusses ein weiterer Aus-
schuss erforderlich. 
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3.  die Übernahme neuer Aufgaben, 

 

43.  die Festsetzung der Verbandseinlagen und der Verbandsumlagen, 

 

54.  den Erlass der Haushaltssatzung, die Feststellung des Jahresabschlusses und die 

Behandlung des Jahresergebnisses, 

 

65.  die Errichtung, die wesentliche Erweiterung und die Auflösung von öffentlichen Ein-

richtungen (§ 101 Abs. 4 GO) und wirtschaftlichen Unternehmen (§ 101 Abs. 1 GO), die im 

Zusammenhang mit den in § 3 genannten Aufgaben stehen, 

 

76.  die Gründung von Gesellschaften (§ 102 GO) und anderen privatrechtlichen Vereini-

gungen (§ 105 GO) sowie die Beteiligung an diesen und an deren Gründung, die im Zu-

sammenhang mit den in § 3 geannten Aufgaben stehen, 

 

87.  die Bestellung von Vertreterinnen und Vertretern des Zweckverbandes in Eigengesell-

schaften und anderen privatrechtlichen Vereinigungen, an denen der Zweckverband betei-

ligt ist, 

 

98.  die Bestellung und Abberufung von Geschäftsführern in Gesellschaften, an denen der 

Zweckverband beteiligt ist (§ 104 Abs. 2 GO), sofern dem Zweckverband das Recht dazu 

von der Gesellschaft eingeräumt worden ist, 

 

109.  die Stellungnahme zum Prüfungsergebnis der überörtlichen Prüfung, 

 

1110.  den Abschluss, die Änderung und die Kündigung öffentlich-rechtlicher Vereinba-

rungen, soweit sie die Übertragung oder die Übernahme wesentlicher Aufgaben oder der 

Satzungsbefugnis zum Gegenstand haben, 

 

1211.  die Bildung, Änderung und Aufhebung von Verwaltungsgemeinschaften zur Er-

füllung einer oder mehrerer wesentlicher Aufgaben des Zweckverbandes, 

 

13.  die Umwandlung des Zweckverbandes in eine Kapitalgesellschaft (§ 17 a GkZ), 

 

1413.  die Genehmigung von Verträgen mit Mitgliedern der Verbandsversammlung und 

des Hauptausschusses und juristischen Personen, an denen Mitglieder der Verbandsver-

Kommentar [RA9]: Ist nicht zutref-
fend, die Verbandsmitglieder ent-
scheiden darüber, ob  der Zweckver-
band neuen Aufgaben übertragen 
bekommen soll. 
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sammlung oder des Hauptausschusses beteiligt sind, soweit es sich nicht um Ver- und Ent-

sorgungsverträge nach Allgemeinen Bedingungen, um Vergaben nach der Verdingungs-

ordnung für Leistungen oder der Verdingungsordnung für Bauleistungen oder der Verdin-

gungsordnung für freiberufliche Leistungen bis zu einer Wertgrenze von 50.000 Euro, um 

Verträge mit Dritten nach Abfallgesetz oder um sonstige Geschäfte bis zu einer Wertgrenze 

von 50.000 Euro, bei wiederkehrenden Leistungen von 5.000 Euro monatlich handelt. 

 

 

Hat die Verbandsversammlung bestimmte, ihr nicht vorbehaltene Entscheidungen im Ein-

zelfall auf den Hauptausschuss, die Ausschüsse oder die Verbandsvorsteherin oder den 

Verbandsvorsteher übertragen, so kann sie selbst entscheiden, wenn der Hauptausschuss, 

die Ausschüsse oder die Verbandsvorsteherin oder Verbandsvorsteher noch nicht ent-

schieden hat. 

 

(3)  Bei folgenden Entscheidungen im Bereich der Abwasserbeseitigung in Vollfunktion 

(Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung) kommt eine Beschlussfassung jeweils nur 

zustande, wenn bei der Abstimmung mehr als die Hälfte der satzungsmäßigen Vertreterin-

nen und Vertreter des betreffenden Verbandsmitgliedes bzw. der betreffenden Verbands-

mitglieder in der Verbandsversammlung dafür stimmen und in der Verbandsversammlung 

insgesamt die jeweils erforderliche Stimmenmehrheit erreicht wird:darf die Mehrheit der 

Vertreterinnen und Vertreter der Verbandsmitglieder in der Verbandsversammlung, die die-

se Aufgabe gemäß § 3 Abs. 3 der Verbandssatzung übertragen haben, nicht überstimmt 

werden, wenn und soweit diese Entscheidungen ausschließlich Bezug zu der Erfüllung der 

Vollfunktionsaufgaben haben:  

1. bei der Errichtung neuer und der Erweiterung bestehender Anlagen der Abwasser-

beseitigung,  

2. bei der Aufstockung der Verbandseinlage aus Anlass von Investitionsfinanzierungen,  

3. bei der Errichtung, Übernahme, wesentlichen Erweiterung und Auflösung von wirt-

schaftlichen Unternehmen in der Abwasserbeseitigung,  

4. bei der Festsetzung von kommunalen Abgaben und allgemeinen privatrechtlichen 

Entgelten im Rahmen der Aufgabenstellung, 

5. bei Erlass, Änderung oder Aufhebung von Satzungen im Rahmen der übertragenen 

Aufgabe der Abwasserbeseitigung.  

 

Diese Regelung gilt nicht, wenn und soweit die betreffende Entscheidung zugleich erhebli-

che Auswirkungen auf den Betrieb der Kläranlage Hetlingen hat und hierdurch die Interes-

sen der Verbandsmitglieder insgesamt erheblich berührt.  

Kommentar [RA11]: Nach Ab-
stimmung mit dem IM neu geregelt. 



- 15 - 

 

 

§ 8 
Einberufung der Verbandsversammlung 

 

Die Verbandsversammlung ist von der oder dem Vorsitzenden einzuberufen, so oft es die 

Geschäftslage erfordert. Sie soll mindestens einmal je Halbjahr einberufen werden. Die o-

der der Vorsitzende muss die Verbandsversammlung unverzüglich einberufen, wenn ein 

Drittel der Mitglieder der Verbandsversammlung oder die Verbandsvorsteherin bzw. der 

Verbandsvorsteher es unter Angabe des Beratungsgegenstandes verlangt.  

 

 

§ 9 
Verbandsvorsteherin bzw. Verbandsvorsteher, Stellvertreterinnen und Stellvertreter  

 

(1)  Der Verbandsvorsteherin bzw. dem Verbandsvorsteher ist hauptamtlich tätig. Sie bzw. 

er wird nach Beschluss durch die Verbandsversammlung für jeweils sechs Jahre bestellt. 

Das Dienstverhältnis kann als Beamtenverhältnis auf Zeit oder als Angestelltenverhältnis 

ausgestaltet werden.  

 

(2)  Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte für die Dauer ihrer Wahlzeit zwei eh-

renamtlich tätige Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter für die Verbandsvorsteherin bzw. 

den Verbandsvorsteher.  

 

(3)  Der Verbandsvorsteherin bzw. dem Verbandsvorsteher obliegen die ihr bzw. ihm ge-

setzlich und durch diese Satzung übertragenen Aufgaben. Sie oder er leitet die Verwaltung 

des Zweckverbands nach den Grundsätzen und Richtlinien der Verbandsversammlung und 

im Rahmen der von der Verbandsversammlung bereitgestellten Mittel. Sie oder er ist für die 

sachliche Erledigung der Aufgaben und den Geschäftsgang der Verwaltung sowie für die 

Geschäfte der laufenden Verwaltung verantwortlich. Soweit der Zweckverband Träger von 

Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung ist, ist die Verbandsvorsteherin oder der Verbands-

vorsteher der Aufsichtsbehörde für deren Durchführung verantwortlich.  

 

(4)  Der Verbandsvorsteherin oder dem Verbandsvorsteher obliegt die Zuständigkeit als 

Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter und oberste Dienstbehörde der Beschäftigten 

des Zweckverbandes. Sie oder er entscheidet in Personalangelegenheiten der Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer und Beamtinnen und Beamten des Verbandes. 
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Ferner entscheidet sie bzw. er über  

 

1.  den Verzicht auf Ansprüche des Zweckverbands und die Niederschlagung solcher 

Ansprüche bis zu einem Betrag von 100.000 Euro,  

 

2.  die Führung von Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss von Vergleichen bis zu ei-

nem Betrag von 100.000. Euro,  

 

3.  die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von Gewährverträgen und die Be-

stellung von anderen Sicherheiten für Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich 

gleichkommen, bis zu einem Betrag von 100.000 Euro,  

 

4.  den Erwerb von Vermögensgegenständen und die Vergabe von Aufträgen einschließ-

lich Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten bis zu einem Wert, Kaufpreis bzw. 

Auftragssumme von 250.000 Euro, wenn die betreffende Maßnahme im Wirtschaftsplan 

nicht enthalten ist, 

 

5.  den Abschluss von Leasing-, Miet- und ähnlichen Verträgen, wenn der monatliche 

Mietzins oder die vergleichbare monatliche Leistung 10.000 Euro nicht übersteigt und das 

betreffende Geschäft im Wirtschaftsplan nicht enthalten ist, 

 

 

6.  den Erwerb von Vermögensgegenständen und die Vergabe von Aufträgen und der 

Abschluss von vergleichbaren Verträgen, soweit diese Maßnahmen im Wirtschaftsplan ent-

halten sind,  

 

7.  die Veräußerung und Belastung von Zweckverbandsvermögen, wenn der Wert des 

Vermögensgegenstandes bzw. der Betrag der Belastung einen Betrag von 100.000 Euro 

nicht übersteigt,  

 

8.  die Aufnahme von Krediten und die vertragliche Änderung von Kreditkonditionen, 

wenn der Betrag des einzelnen Kredits 250.000 Euro nicht übersteigt und die Kreditauf-

nahme im Wirtschaftsplan nicht enthalten ist,  

 

9.  die unentgeltliche Abgabe von Vermögensgegenständen bis zu einem Wert von 

50.000,00 Euro,  
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10.  die Annahme und Vermittlung von Schenkungen, Spenden und ähnlichen Zuwendun-

genErbschaften bis zu einem Wert von 10.000,00 Euro.  

 

(5) Die Verbandsvorsteherin/der Verbandsvorsteher ist befugt, Eilentscheidungen im Rah-

men der gesetzlichen Befugnisse zu treffen. 

 

 

§ 10 
Zusammensetzung und Aufgaben von Hauptausschuss und Finanzausschuss  

Hauptausschuss 

 

(1)  Der Hauptausschuss besteht aus 9 stimmberechtigten Mitgliedern. Die Verbandsver-

sammlung wählt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden, eine stellvertretende Vorsitzende 

oder einen stellvertretenden Vorsitzenden sowie die weiteren Mitglieder des Hauptaus-

schusses aus ihrer Mitte. Stellvertretende Mitglieder werden nicht gewählt. Die Verbands-

vorsteherin bzw. der Verbandsvorsteher ist Mitglied des Hauptausschusses ohne Stimm-

recht. Der Personalrat des Zweckverbandes bestimmt eine Vertreterin oder einen Vertreter, 

die bzw. der das Recht hat, an den Sitzungen des Hauptausschusses teilzunehmen; ihr 

oder ihm soll auf Antrag das Wort erteilt werden.  

 

(2)  Der Hauptausschuss überwacht die Verbandsverwaltung. Ferner werden dem Haupt-

ausschuss folgende Aufgaben übertragen:  

 

1.  Auf Wunsch der Verbandsvorsteherin bzw. des Verbandsvorstehers Mitwirkung bei 

der Vorbereitung der Beschlüsse der Verbandsversammlung und Beratung der Tagesord-

nung,  

 

2.  Unterrichtung der Verbandsversammlung über wichtige Angelegenheiten des Zweck-

verbandes und über die Arbeit des Hauptausschusses,  

 

32.  die Befugnisse und Aufgaben als oberste Dienstbehörde und Dienstvorgesetzter der 

Verbandsvorsteherin bzw. des Verbandsvorstehers,  

 

43.  die Entscheidung über die Befangenheit seiner Mitglieder die Befreiung von der Ver-

schwiegenheitspflicht und über die Befangenheit seiner Mitglieder,  
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5.  die Entscheidung über die Gründung von Gesellschaften sowie die Beteiligung an 

Gesellschaften und anderen privatrechtlichen Vereinigungen und die Bestellung und Ent-

sendung von Vertretern des Zweckverbandes in diesen, wenn die Beteiligung einen Betrag 

von 50.000,00 Euro nicht übersteigt.  

 

64.  Neben den zuvor genannten Aufgaben entscheidet der Hauptausschuss über folgen-

de Angelegenheiten: 

 

1. den Verzicht auf Ansprüche des Zweckverbandes und die Niederschlagung solcher 

Ansprüche, wenn der betreffende Betrag mehr als 100.000 Euro und bis zu 500.000 

Euro beträgt, 

 

2. die Führung von Rechtsstreiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn der Ge-

genstand einen Wert von  mehr als 100.000 Euro und bis zu 2,5 Mio. Euro hat,  

 

3. die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von Gewährverträgen und die Be-

stellung anderer Sicherheiten für Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaft-

lich gleichkommen, wenn der Betrag oder Wert des jeweiligen Geschäfts mehr als 

100.000 Euro und bis zu 500.000 Euro beträgt, 

 

4. den Erwerb von Vermögensgegenständen und die Vergabe von Aufträgen ein-

schließlich Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, wenn der Wert, der 

Kaufpreis bzw. die Auftragssumme mehr als 250.000 Euro und bis zu 750.000 Euro 

beträgt und das betreffende Geschäft im Wirtschaftsplan nicht enthalten ist, 

 

5. den Abschluss von Leasing-, Miet- und ähnlichen Verträgen, wenn der monatliche 

Mietzins oder die vergleichbare monatliche Leistung mehr als 10.000 Euro und bis 

zu 100.000 Euro beträgt und das betreffende Geschäft im Wirtschaftsplan nicht ent-

halten ist, 

 

6. die Veräußerung und Belastung von Zweckverbandsvermögen, wenn der Wert des 

Vermögengegenstandes bzw. der Betrag der Belastung mehr als 100.000 Euro und 

bis zu 250.000 Euro beträgt,  

 

7. die Annahme und Vermittlung von Schenkungen, Spenden und Erbschaften über ei-

nem Wert von 10.000 Euro und bis zu einem Wert von 50.000 Euro,  

 

Kommentar [RA15]: Obliegt aus-
schließlich der Verbandsversamm-
lung 
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8. die Aufnahme von Krediten und die vertragliche Änderung von Kreditkonditionen, 

wenn der Betrag des einzelnen Kredits mehr als 250.000 Euro und bis zu 2,5 Mio. 

Euro beträgt und im Wirtschaftsplan nicht enthalten ist,  

 

9. die unentgeltliche Abgabe von Vermögensgegenständen, wenn der Wert des Ver-

mögensgegenstandes mehr als 50.000 Euro und bis zu 500.000 Euro beträgt.  

 
(3)  Der Finanzausschuss besteht aus 9 stimmberechtigten Mitgliedern. Die Ver-
bandsversammlung wählt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden, eine stellvertre-
tende Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden sowie die weiteren Mit-
glieder des Finanzausschusses aus ihrer Mitte. Stellvertretende Mitglieder werden 
nicht gewählt. Die Verbandsvorsteherin bzw. der Verbandsvorsteher ist berechtigt 
und auf Verlangen verpflichtet, an den Sitzungen des Finanzausschusses teilzuneh-
men.  
 
(4)  Der Finanzausschuss bereitet den Beschluss des Wirtschaftsplanes sowie den 
Beschluss der Feststellung des Jahresabschlusses und die Behandlung des Jahres-
ergebnisses durch die Verbandsversammlung vor.  
 

§ 11 
Einberufung des Hauptausschusses und des Finanzausschusses 

 

Die bzw. der Vorsitzende beruft den Hauptausschuss jeweiligen Ausschuss ein, so oft es 

die Geschäftslage erfordert. Die Einberufung soll mindestens zweimal je Kalenderjahr erfol-

gen. Der Hauptausschuss jeweilige Ausschuss muss unverzüglich einberufen werden, 

wenn es ein Drittel seiner Mitglieder oder der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorste-

herin unter Angabe des Beratungsgegenstandes verlangen. Die bzw. der Vorsitzende setzt 

die Tagesordnung fest. Sie ist in die Ladung aufzunehmen. Die stimmberechtigten Mitglie-

der des Hauptausschusses jeweiligen Ausschusses haben jeweils eine Stimme.  

 

 

§ 12 
Haushalts- und Wirtschaftsführung 

 

Für die Haushalts- und Wirtschaftsführung gelten die Vorschriften der Landesverordnung 

über die Eigenbetriebe der Gemeinden (EigVO) in Verbindung mit § 15 Abs. 3 Satz 3 GkZ 

entsprechend.  
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§ 13 
Stammkapital, Deckung des Finanzbedarfs  

 

(1)  Das Stammkapital des Zweckverbandes wird auf 8.330.734,72xxxxxx Euro festge-

setzt.  

 

(2)  Der Zweckverband deckt seinen Finanzbedarf für die Aufgaben gemäß § 3 Abs. 2 

(Abwasserbeseitigung in Teilfunktion) aufgrund der Entwässerungssatzung und erhebt von 

den Verbandsmitgliedern Gebühren aufgrund der Entwässerungssatzung.  

 

(3)  Der Zweckverband deckt seinen Finanzbedarf für die Aufgaben gemäß § 3 Abs. 3 

(Abwasserbeseitigung in Vollfunktion) durch die Erhebung von Benutzungsgebühren, An-

schlussbeiträgen, Verwaltungsgebühren und Entgelten im Rahmen der Erfüllung seiner 

Aufgaben und aufgrund seines Abgabensatzungsrechts. 

 

(4)  Soweit die Gebühren und sonstigen Einnahmen des Zweckverbandes für die Aufga-

ben gemäß § 3 Abs. 2 (Abwasserbeseitigung in Teilfunktion) seinen Finanzbedarf nicht de-

cken, erhebt der Zweckverband eine Umlage von seinen Mitgliedern. Der in der Haushalts-

satzung gemäß § 15 Abs. 2 GkZ festgesetzte Gesamtumlagebetrag ist auf die Verbands-

mitglieder nach dem Verhältnis ihrer nach dem Gesetz über den Finanzausgleich in 

Schleswig-Holstein (FAG) maßgeblichen Einwohnerzahlen zu verteilen. Für die Stadt Nor-

derstedt ist die halbe Einwohnerzahl im Sinne des FAG zu berücksichtigen. Bei Ämtern und 

Zweckverbänden wird die Einwohnerzahl im Sinne des FAG von denjenigen Gemeinden 

zugrunde gelegt, für deren Gebiet das Amt bzw. der Zweckverband Träger der Abwasser-

beseitigung ist. Für die HSE ist die Einwohnerzahl derjenigen Teilgebiete des Hamburger 

Stadtgebietes, deren Abwasser vom AZV behandelt wird, vom Zweckverband nach billigem 

Ermessen zu schätzen. Die HSE ist verpflichtet, dem Zweckverband hierfür prüfbare Anga-

ben und Unterlagen zu übermitteln.  

 

(45)  Soweit die Gebühren, Beiträge und sonstigen Einnahmen des Zweckverbandes im 

Abrechnungsgebiet der jeweiligen Gemeinde für die Aufgaben gemäß § 3 Abs. 3 (Abwas-

serbeseitigung in Vollfunktion) den Finanzbedarf des Zweckverbands nicht decken, wird der 

Fehlbetrag durch die jeweilige Gemeinde aus deren Haushaltsmitteln ausgeglichen, die ihre 

Aufgabe übertragen hat. In den zur Aufgabenübertragung erforderlichen öffentlich-

rechtlichen Verträgen ist eine entsprechende Regelung vorzusehen. 
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(56)  Das Rechnungswesen ist so zu organisieren, dass der Finanzbedarf der Verbands-

mitglieder, die die Aufgaben der Abwasserbeseitigung gemäß § 3 Abs. 2 und 3 übertragen 

haben, im Rahmen eines eigenen Abrechnungskreises getrennt ermittelt wird.  

 

(67)  Der Zweckverband setzt gegenüber den Verbandsmitgliedern den auf sie jeweils ent-

fallenden Umlagebetrag fest und zieht ihn ein. Gegen die Umlagefestsetzung können die 

Verbandsmitglieder innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Festsetzungsbeschei-

des Widerspruch einlegen.  

 

 

§ 14 
Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung 

 

(1)  Die überörtliche Prüfung und die Jahresabschlussprüfung richten sich nach den Vor-

schriften des KPG.  

 

(2)  Die gemäß § 8 Abs. 2 KPG verbleibenden Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes 

werden im regelmäßigen Wechsel für jeweils 3 Jahre durch die Rechnungsprüfungsämter 

der Verbandsmitglieder wahrgenommen. Die Verbandsversammlung beauftragt das jeweili-

ge Rechnungsprüfungsamt durch Beschluss. Hat das Rechnungsprüfungsamt eines Ver-

bandsmitgliedes neben seiner Leiterin oder seinem Leiter keine weiteren Prüferinnen und 

Prüfer, so soll die Beauftragung dieses Rechnungsprüfungsamtes nur zusammen mit dem 

Rechnungsprüfungsamt eines anderen Verbandsmitgliedes erfolgen. 

 

 

§ 15 
Formerfordernisse bei Verpflichtungserklärungen, 

Verträge mit Mitgliedern der Zweckverbandsorgane,  
Vergütungsoffenlegung  

 

(1)  Die Vorschriften des § 11 Abs. 2 und 3 GkZ gelten nicht, wenn der Wert der Leistung 

des Zweckverbands den Betrag von einmalig 2,5 Mio. Euro oder monatlich 10.000 Euro 

nicht übersteigt.  

 

(2)  Verträge des Zweckverbands mit Mitgliedern der Verbandsversammlung oder mit der 

Verbandsvorsteherin oder mit dem Verbandsvorsteher sind ohne die Genehmigung der 

Kommentar [RA17]: Anpassung an 
die Regelung des GkZ über die Be-
stellung eines RPA 
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Verbandsversammlung gemäß § 5 Abs. 6 GkZ in Verbindung mit § 29 Abs. 2 GO rechts-

verbindlich, wenn der Wert der Leistung des Zweckverbands den Betrag von einmalig 

50.000,00 Euro oder monatlich 5.000,00 Euro nicht übersteigt.  

 

(3)  Der Zweckverband hat die Veröffentlichungspflicht für Bezüge und Leistungen nach 

§ 14 Abs. 1 Satz 2 GkZ zu beachten. Die Mitglieder des Zweckverbands haben die Hinwir-

kungspflicht nach § 14 Abs. 1 Satz 3 GkZ zu beachten.  

 

 

§ 16 
Änderungen der Verbandssatzung 

 

Die Änderung der Verbandssatzung richtet sich nach § 16 Satz 1, 2 und 4 GkZ.  

 

 

§ 17 
Aufnahme von Verbandsmitgliedern  

 

Die Aufnahme weiterer Mitglieder wird durch den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen 

Vertrages zwischen dem Zweckverband und dem aufzunehmenden Mitglied und die Ände-

rung dieser Satzung vollzogen.  

 

 

§ 18 
Ausscheiden von Verbandsmitgliedern 

 

(1)  Jedes Mitglied kann die Mitgliedschaft im Zweckverband durch schriftliche Erklärung 

gegenüber dem Zweckverband kündigen, wenn und soweit die Voraussetzungen für die 

Kündigung eines öffentlich-rechtlichen Vertrages nach § 127 Abs. 1 LVwG vorliegen. Die 

Kündigung hat mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres zu erfol-

gen; die Frist ist nicht einzuhalten, wenn dies unzumutbar ist. Kündigt ein Verbandsmitglied 

wirksam die Mitgliedschaft im Zweckverband, so sind die übrigen Verbandsmitglieder ver-

pflichtet, auf diejenigen Satzungsänderungen hinzuwirken, die durch das Ausscheiden des 

kündigenden Mitglieds erforderlich werden.  

 

(2)  Scheidet ein Mitglied durch Kündigung aus dem Zweckverband aus, so hat das aus-

scheidende Mitglied einen Anspruch auf Auszahlung seiner Stammeinlage, wenn das Ei-
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genkapital des Zweckverbands nach dem Jahresabschluss des letzten Bilanzstichtages vor 

dem Ausscheiden bzw. nach dem Jahresabschluss des Bilanzstichtages am Tag des Aus-

scheidens das Stammkapital übersteigt. Weitergehende Ansprüche, insbesondere auf Zah-

lungen oder sonstige Vermögensübertragungen aus dem sonstigen Eigenkapital, bestehen 

nicht.  

 

(3)  Weist der Jahresabschluss des maßgeblichen Bilanzstichtages positives Eigenkapital 

aus, das niedriger ist als das Stammkapital, so hat das ausscheidende Mitglied einen An-

spruch auf Zahlung des dem Anteil seiner Stammeinlage am Stammkapital entsprechenden 

verhältnismäßigen Teils des Eigenkapitals.  

 

(4)  Weist der Jahresabschluss des maßgeblichen Bilanzstichtages ein negatives Eigen-

kapital aus, hat das ausscheidende Mitglied dem Zweckverband den dem Anteil der 

Stammeinlage des ausscheidenden Mitglieds am Stammkapital entsprechenden Teil des 

negativen Eigenkapitals zu erstatten.  

 

(5)  Soweit die vorstehenden Regelungen zu grob unangemessenen Folgen führen wür-

den, insbesondere wenn der Beitritt des betreffenden Mitglieds zum Zweckverband oder die 

Übertragung von Aufgaben des betreffenden Mitglieds auf den Zweckverband mit der 

Übereignung und Schaffung von Vermögen verbunden war, sind die Modalitäten des Aus-

tritts in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem Zweckverband und dem aus-

scheidenden bzw. dem ausgeschiedenen Mitglied zu regeln. Dabei können insbesondere 

die Überführung von Vermögensgegenständen, Kapitalzahlungen und befristete Renten 

vereinbart werden. § 16 GO und § 3 GKAVO gelten für Ausgleich und Auseinandersetzung 

entsprechend.  

 

 

§ 19 
Aufhebung und Liquidation des Zweckverbands 

 

(1)  Der Zweckverband ist aufgehoben, wenn die Mitglieder dies durch öffentlich-

rechtlichen Vertrag nach § 17 Abs. 1, in Verbindung mit § 5 Abs. 1 und 5 GkZ sowie 

§ 16 Abs. 2 GO vereinbaren oder wenn bis auf ein Mitglied alle Mitglieder ausgeschieden 

sind.  

 

(2)  Nach der Aufhebung ist der Zweckverband zu liquidieren. Für die Liquidation ist die 

Verbandsvorsteherin bzw. der Verbandsvorsteher zuständig.  
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(3)  Die Mitglieder vereinbaren im Falle der Aufhebung des Zweckverbands durch öffent-

lich-rechtlichen Vertrag, wie die Arbeits-, Dienst- und Versorgungsverhältnisse der Beschäf-

tigten des Zweckverbands abgewickelt werden. Dabei ist zu vereinbaren, dass die Beschäf-

tigten von den Mitgliedern übernommen werden.  

 

 

§ 20 
Örtliche Bekanntmachungen und Verkündungen 

 

(1)  Satzungen und andere gesetzlich vorgeschriebene Bekanntmachungen des Zweck-

verbandes werden auf der Internetseite des Zweckverbandes AZV Südholstein 

(www.azv.sh) bekannt gemacht. Auf die Veröffentlichung ist im Zeitungsverbund der Hol-

steiner Nachrichten (Barmstedter Zeitung, Pinneberger Tageblatt, Quickborner Tageblatt, 

Schenefelder Tageblatt, Uetersener Nachrichten und Wedel-Schulauer Tageblatt) des Beig-

Verlages, Pinneberg, hinzuweisen.  

 

(2)  Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in 

der Form des Abs. 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt einen Monat, soweit nicht 

gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Beginn und Ende der Auslegung sind auf dem aus-

gelegten Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu vermerken.  

 

(3)  Öffentliche Ausschreibungen von Bauleistungen werden im „Submissionsanzeiger“ 

veröffentlicht.  

 

 

§ 21 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten von Satzungsrecht 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. Zum selten Zeitpunkt tritt die Verbandssatzung 

des Abwasser-Zweckverbandes Pinneberg vom 03.12.2001, zuletzt geändert durch die 11. 

Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Abwasser-Zweckverbandes Pinneberg 

vom 05.12.2016, außer Kraft.  

 

 

 

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.  

http://www.azv.sh/
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[_____], den [_____] 

 

 

(Unterschrift) 

 

           (L. S.)  

 





ENTWURF 
Stand: 23.08.2017  
 

Satzung über die Aufhebung  
des Kommunalunternehmens AZV-Südholstein – Anstalt des öffentlichen Rechts  

des Zweckverbands  
Abwasser-Zweckverband Pinneberg  

 

Aufgrund des § 5 Abs. 6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) in Verbin-

dung mit den §§ 4 und 106 a Abs. 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) 

erlässt der Abwasser-Zweckverband Pinneberg nach der Beschlussfassung durch die Ver-

bandsversammlung vom [_____] folgende Satzung:  

 

 

§ 1 
Aufhebung des Kommunalunternehmens AZV-Südholstein – Anstalt des öffentlichen 

Rechts, Gesamtrechtsnachfolge  
 

(1)  Der Abwasser-Zweckverband Pinneberg ist alleiniger Träger des Kommunalunter-

nehmens AZV-Südholstein – Anstalt des öffentlichen Rechts (AZV-Südholstein). Das 

Kommunalunternehmen AZV-Südholstein wird hiermit mit Wirkung zum Ablauf des 

31.12.2017 aufgehoben (Aufhebungszeitpunkt).  

 

(2)  Das Vermögen des Kommunalunternehmens AZV-Südholstein geht im Aufhebungs-

zeitpunkt im Wege der Gesamtrechtsnachfolge nach § 106a Abs. 1 Satz 5 GO in Verbin-

dung mit § 106a Abs. 1 Satz 1 GO auf den Abwasser-Zweckverband Pinneberg über. Hier-

von sind insbesondere sämtliche bewegliche und unbewegliche Vermögensgegenstände 

des Anlage- und Umlaufvermögens, alle Rechte, Verbindlichkeiten und Pflichten, sämtliche 

beamtenrechtliche Dienstverhältnisse, Pflichten und Lasten, Arbeitsverträge und sonstige 

Verträge, Ausbildungsverhältnisse und sonstige Dienstverhältnisse sowie alle öffentlich-

rechtlichen Abgabenansprüche und Abgabenpflichten, ferner alle Gesellschaftsanteile, Ge-

sellschafterrechte und Mitgliedschaften in Vereinen und Vereinigungen umfasst. Der Ab-

wasser-Zweckverband Pinneberg tritt also in sämtliche Rechte und Pflichten des Kommu-

nalunternehmens AZV-Südholstein ein.  
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(3)  Schließlich gehen im Aufhebungszeitpunkt die öffentlichen Aufgaben und Befugnisse 

des Kommunalunternehmens AZV-Südholstein auf den Abwasser-Zweckverband Pinne-

berg über.  

 

 

§ 2 
Aufhebung der Errichtungs- und Organisationssatzung  

 

Die Errichtungs- und Organisationssatzung des Abwasser-Zweckverbandes Pinneberg für 

das Kommunalunternehmen AZV-Südholstein in der Fassung vom 01.12.2008, zuletzt ge-

ändert durch die 4. Satzung zur Änderung der Errichtungs- und Organisationssatzung für 

das Kommunalunternehmen AZV-Südholstein Anstalt des öffentlichen Rechts vom 

07.12.2015, wird mit Wirkung zum Ablauf des 31.12.2017 aufgehoben.  

 

 

 

 

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.  

 

 

Hetlingen, den [_____] 

 

 

(Unterschrift) 

 

           (L. S.)  

 



 

Gemeinde Hetlingen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0066/2017/HET/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 23.08.2017 

Bearbeiter: Melanie Pein AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Hetlingen 23.11.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Hetlingen 14.12.2017 öffentlich 

 

Festlegung der gemeindlichen Vergaberichtlinien der Gemeinde 
Hetlingen 
hier: Verkauf von gemeindeeigenen Grundstücken im B-Plangebiet Nr. 12 
-Wohn-, Gewerbe- und Mischgebiet "Holmer Straße/Blink"- 
 
Sachverhalt/ Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Gemeinde Hetlingen beabsichtigt im neuen Erschließungsgebiet des Bebau-
ungsplanes Nr. 12 (für das Gebiet südlich der Holmer Straße, östlich der Wohnbe-
bauung „Blink“, nördlich der 2. Deichlinie in einer Tiefe von ca. 150 m) die Vergabe 
gemeindlicher Grundstücke. In dem wohn-, Gewerbe- und Mischgebiet sollen vo-
raussichtlich zwei Gewerbegrundstücke, sechs Grundstücke für Wohnen und Ge-
werbe und neun Wohngrundstücke entstehen.  
 
Für die Vergabe der Baugrundstücke sind die gemeindlichen Vergaberichtlinien zu 
erarbeiten.  
Ein entsprechender Entwurf ist als Anlage beigefügt.  
 
Derzeit liegen der Gemeinde 19 Bewerbungen für das Wohn- und Mischgebiet sowie 
vier Bewerbungen für Gewerbegrundstücke vor. 
Anhand von Vergaberichtlinien kann eine Rangfolge der vorliegenden Bauplatzbe-
werbungen erstellt werden, die bei der Vergabe der Baugrundstücke abgearbeitet 
werden kann.  
 
 
 
Finanzierung: 
entfällt 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
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Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt/ Die Gemeindevertretung beschließt, den vorliegen-
den gemeindlichen Vergaberichtlinien laut Anlage (mit folgenden Änderungen) zuzu-
stimmen. 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Riekhof 
 
 
 
Anlagen: 
Entwurf der gemeindlichen Vergaberichtlinien  
 
 
 



Richtlinien 
 

der Gemeinde Hetlingen 
 

für die Vergabe gemeindeeigener Grundstücke  
 

B-Plan 12 – Wohn-, Gewerbe- und Mischgebiet Holmer Straße/ Blink - 
 

Die Gemeindevertretung Hetlingen  hat in ihrer Sitzung am 12.10.2017 die folgenden Richt-
linien für die Vergabe gemeindeeigener Grundstücke B-Plan 12 – „Wohn-, Gewerbe- und 
Mischgebiet Holmer Straße/Blink“ - verabschiedet: 
 
1. Allgemeines/Grundsätze 
 
Mit dem Verkauf von Bauplätzen auf gemeindeeigenen Baugrundstücken soll vorrangig 
jungen Hetlinger Familien die Gelegenheit gegeben werden, Bauland in ihrer Heimatge-
meinde zu erwerben. 
 
Gleichzeitig besteht ein Interesse der Gemeinde daran, Bürgerinnen und Bürgern, die ein 
Ehrenamt in der Gemeinde Hetlingen (Sportverein, Freiwillige Feuerwehr) wahrnehmen, zu 
berücksichtigen. 
 
Die Vergabe der Grundstücke erfolgt an Bewerber, die bisher über kein selbstgenutztes 
Immobilieneigentum (EFH, RH, DH, Eigentumswohnung) verfügen. 
 
Ausnahme: Die vorhandene Wohnfläche entspricht nicht den normalen Standards im sozia-
len Wohnungsbau für Familien (2 Personen = 60 qm; jede weitere Person = 15 qm). 
 
Alle Interessenten werden verpflichtet, die notwendigen Angaben über ihre Verhältnisse 
wahrheitsgemäß abzugeben und, wenn es erforderlich wird, zusätzlich schriftliche Auskünf-
te vor Verteilung der Grundstücke zu erteilen. 
 
Die Vergabe erfolgt in Absprache mit der Gemeinde – vertreten durch die Bürgermeisterin – 
durch die Amtsverwaltung. 
 
 
2. Rangfolge 
 
Für die Vergabe der Bauplätze gilt folgende Rangfolge: 
 
a) Hetlinger Bürgerinnen und Bürger, verheiratet oder in eheähnlichem Verhältnis, Leben-

spartner oder Alleinerziehende, die mit einem oder mehreren minderjährigen Kindern 
gemeinsam im Haushalt leben. Die Staffelung richtet sich nach der Anzahl der Kinder. 
 
Übt ein Mitglied des Haushalts ein Ehrenamt in Hetlingen schon länger als 5 Jahre aus, 
rückt der Interessent innerhalb der Rangliste nach Anzahl der Kinder entsprechend auf. 
 
Erfüllen mehrere Bewerber die Voraussetzungen, entscheidet das erste Antragsdatum 
in der Bewerberliste. 
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b) Ehemalige Hetlinger Bürgerinnen und Bürger, verheiratet oder in eheähnlichem Ver-
hältnis, Lebenspartner oder Alleinerziehende, die maximal vor 7 Jahren zuletzt in Het-
lingen gemeldet waren (ein Partner in der Gemeinschaft), die mit minderjährigen Kin-
dern im gemeinsamen Haushalt leben. 

 
Erfüllen mehrere Bewerber die Voraussetzungen, entscheidet das erste Antragsdatum 
in der Bewerberliste. 
 
 

c) Hetlinger Bürgerinnen und Bürger, verheiratet oder in eheähnlichem Verhältnis, Leben-
spartner oder Alleinstehende ohne Kinder. 
 
Übt ein Antragsteller in der Gemeinde ein Ehrenamt aus, rückt er in der Rangfolge auf. 
 
Erfüllen mehrere Bewerber die Voraussetzungen, entscheidet das erste Antragsdatum 
in der Bewerberliste. 
 
 

d)  Auswärtige Bürgerinnen und Bürger mit minderjährigen Kindern. 
 
Erfüllen mehrere Bewerber die Voraussetzungen, entscheidet das erste Antragsdatum 
in der Bewerberliste. 
 

 
 
3. Vergabe 
 
Die Vergabe ist mit der Bürgermeisterin abzustimmen. 

 
 
4. Auflagen 
 
Die Vergabe der Grundstücke nach diesen Richtlinien hat folgende Auflagen, die auch Be-
standteil des jeweiligen Kaufvertrages werden, zu beinhalten:  
 
a) Der Kaufpreis ist in zwei Raten zu zahlen, von denen die erste Rate in Höhe von 10 % 

des Grundstückskaufpreises innerhalb von 14 Tagen nach Vertragsabschluss und die 
zweite Rate binnen 10 Tagen nach schriftlicher Mitteilung des amtierenden Notars, dass 
die Genehmigung der Gemeindevertretung vorliegt und diesem sämtliche zur Um-
schreibung des Eigentums auf den Käufer erforderlichen Unterlagen einschließlich Ab-
schreibungsunterlage des Katasteramtes Elmshorn – mit Ausnahme der Unbedenklich-
keitsbescheinigung des Finanzamtes - vorliegen.  
 
 

b) Eine Käuferin/Ein Käufer ist verpflichtet, auf dem von ihr oder ihm erworbenen Grund-
stück spätestens ein Jahr nach der Auflassung mit dem Bau zu beginnen und den Bau 
innerhalb von drei Jahren nach der Auflassung fertigzustellen (Datum der Fertigstel-
lungsanzeige). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



c) Der Gemeinde Hetlingen steht am Grundstück ein  Wiederkaufsrecht mit folgendem In-
halt zu: 
 
Das Wiederkaufsrecht kann auf die Dauer von drei Jahren, vom Tage der Auflassung an 
gerechnet, ausgeübt werden, wenn die Käuferin/der Käufer ihrer/seiner Verpflichtung 
zur Bebauung des von ihr/ihm erworbenen Grundstücks nicht fristgerecht nachkommt, 
oder das erworbene Grundstück ganz oder teilweise vor Ablauf der Frist von drei Jahren 
unbebaut weiterverkauft. Dies gilt nicht, wenn der Verpflichtung zur Bebauung des von 
ihr/ihm erworbenen Grundstückes unverschuldet (z. B. durch Insolvenz von Bauunter-
nehmen) nicht fristgerecht nachgekommen werden kann. 
 
Das Wiederkaufsrecht ist durch schriftliche Erklärung gegenüber den Käufern auszu-
üben. Die Käuferin/Der Käufer ist verpflichtet, der Gemeinde Hetlingen den Kaufgegen-
stand nach Ausübung des Wiederkaufsrechts unverzüglich zu übereignen. 
 
Der Wiederkaufspreis ist der von der Käuferin oder dem Käufer für das von ihm erwor-
bene Grundstück gezahlte Kaufpreis. 
 
Etwa aufgewendete Erschließungskosten sind daneben zu erstatten, soweit sie nicht 
vom Kaufpreis abgedeckt waren. 
 
Etwa auf dem Grundstück vorhandene bauliche Anlagen werden nach dem Zeitwert 
vergütet. Dieser ist durch Schätzung eines von der Handwerkskammer zugelassenen 
Sachverständigen zu bestellen. Diese Schätzung ist für beide Parteien verbindlich.  
 
Der Wiederkaufspreis und etwa zu erstattende Kosten sind ohne Verzinsung bei Um-
schreibung des Grundstücks auf die Gemeinde Hetlingen fällig. 
 
Die Kosten des Wiederverkaufsvertrages und seiner Durchführung sowie die anfallen-
den Abgaben hat der Ersterwerber zu tragen.  
 
Etwaige sich aus dieser Verpflichtung ergebene Zahlungsansprüche der Gemeinde Het-
lingen sind durch Eintragung einer brieflosen Grundschuld auf dem von der Käuferin 
oder dem Käufer erworbenen Baugrundstück zu sichern.  
 

 
5. Ausnahmen 
 
Über Ausnahmen von diesen Richtlinien entscheidet die Gemeindevertretung in nichtöffent-
licher Sitzung. 

 
 
6. In Kraft treten 
 
Die vorstehenden Richtlinien treten nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung 
in Kraft. Diese Richtlinien sind nur für die Vergabe der Grundstücke des B-Planes 12 der 
Gemeinde Hetlingen gültig.  

 
 
 
Hetlingen, den  14.12.2017 
 
Gemeinde Hetlingen 
Die Bürgermeisterin 
 

 





 

Gemeinde Hetlingen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0071/2017/HET/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 25.08.2017 

Bearbeiter: Melanie Pein AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Hetlingen 23.11.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Hetlingen 14.12.2017 öffentlich 

 

Festlegung von Verkaufspreisen für das Wohn-, Gewerbe- und 
Mischgebiet B-Plan Nr. 12 in der Gemeinde Hetlingen 
 
Sachverhalt: 
Durch den Bebauungsplan Nr. 12 sollen zusätzliche Grundstücke zur Wohn- und 
Gewerbebebauung ausgewiesen werden. Die Grundstücke befinden sich im Eigen-
tum der Gemeinde Hetlingen und sollen kostendeckend an Grundstücksinteressen-
ten veräußert werden. Hierfür ist die Festlegung von Verkaufspreisen notwendig. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung hat die Kosten im Rahmen einer Wirtschaftlichkeitsberechnung ermit-
telt. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung basiert zum Teil auf Kostenschätzungen, da 
beispielsweise noch nicht feststeht, wie hoch die Erschließungskosten nach erfolgter 
Ausschreibung der Arbeiten sind.  
Der Bodenrichtwert für Wohnbaugebiete in Hetlingen liegt bei 120,00 Euro pro Quad-
ratmeter und für Gewerbegebiete ist von einem Bodenrichtwert von 60,00 Euro pro 
Quadratmeter auszugehen. 
Um alle Kosten wie Erschließungskosten, Grunderwerb- und Planungskosten zu de-
cken, sind folgende Quadratmeterpreise ausreichend (für Grundstücksbezeichnung 
siehe beigefügten Lageplan): 
 
G1.1 + G1.2   69,00 Euro/qm 
G2   89,00 Euro/qm 
M1-M3          105,00 Euro/qm 
M4-M6          165,00 Euro/qm 
W1-W7          145,00 Euro/qm 
W8           195,00 Euro/qm 
W9    verbleibt beim ehemaligen Eigentümer 
 
Die unterschiedliche Höhe der Verkaufspreise hängt mit der Lage der einzelnen 
Grundstücke zusammen. So reduziert sich der Verkaufspreis von den Grundstücken 
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am Deich zu den Grundstücken in Richtung Holmer Straße.  
Es ist nun zu entscheiden, zu welchen Verkaufspreisen die Grundstücke im neuen 
Baugebiet verkauft werden sollen. 
Gemeinden sollen sich nicht mit Gewinnerzielungsabsichten auf dem gewerblichen 
Wohnungsmarkt beteiligen. Gleichwohl steht es den Gemeinden frei, zum Zwecke 
des öffentlichen Wohls den Bedarf an Baugrundstücken selbst zu decken. In diesem 
Fall wird seitens der Prüfungsämter empfohlen, Grundstücke nicht unter Marktwert 
zu veräußern, da dies wiederum zu Spekulationskäufen führen könnte. Der Ver-
kaufspreis sollte sich deshalb am Bodenrichtwert orientieren. 
 
 
 
Finanzierung: 
Das Gebiet kann mit den folgenden Verkaufspreisen voraussichtlich erschlossen 
werden: 
 
G1.1 + G1.2   69,00 Euro/qm 
G2   89,00 Euro/qm 
M1-M3          105,00 Euro/qm 
M4-M6          165,00 Euro/qm 
W1-W7          145,00 Euro/qm 
W8           195,00 Euro/qm 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt/Die Gemeindevertretung beschließt, die Verkaufs-
preise der Flächen im Bebauungsplan Nr. 12 „Holmer Straße/Blink“ auf folgende 
Verkaufspreise festzulegen: 
 
G1.1 + G1.2   69,00 Euro/qm 
G2   89,00 Euro/qm 
M1-M3          105,00 Euro/qm 
M4-M6          165,00 Euro/qm 
W1-W7          145,00 Euro/qm 
W8           195,00 Euro/qm 
 
 
 
__________________ 
Riekhof 
 
Anlagen: 
Lageplan mit Grundstücksbezeichnungen 
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Gemeinde Hetlingen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0099/2017/HET/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 17.10.2017 

Bearbeiter: Horst Tronnier AZ: 902.10 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Hetlingen 23.11.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Hetlingen 14.12.2017 öffentlich 

 

Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen 
 
Sachverhalt: 
Gemäß § 5 der Haushaltssatzung der Gemeinde Hetlingen für das Haushaltsjahr 
2017 ist die Bürgermeisterin verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halb-
jährlich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Aus-
zahlungen und über die über- und außerplanmäßig eingegangenen Verpflichtungen 
zu berichten. 
 
Für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen und 
Verpflichtungsermächtigungen bis zu einem Betrag von 1.000,-- € kann die Bürger-
meisterin ihre Zustimmung nach § 95 d Gemeindeordnung erteilen. Die Genehmi-
gung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als erteilt. Darüber hinaus können 
im Rahmen der Deckungsfähigkeit deckungsberechtigte Ansätze zu Lasten der de-
ckungspflichtigen Ansätze erhöht werden. Eine Genehmigungspflicht ist auch hier 
solange nicht gegeben, wie der gesamte Deckungskreis nicht überschritten wird. Nur 
darüber hinausgehende über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlun-
gen sowie Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der besonderen Genehmigung 
der Gemeindevertretung.  
 
Dieser Beschlussvorlage ist eine Zusammenstellung aller über- und außerplanmäßi-
gen Aufwendungen und Auszahlungen der Gemeinde Hetlingen als Anlage 1 beige-
fügt. Darüber hinaus wird als Anlage 2 eine Deckungskreisübersicht vorgelegt. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Finanzausschuss und Gemeindevertretung werden um Kenntnisnahme gebeten. So-
fern eine Genehmigungspflicht besteht, wird um Genehmigung der Haushaltsüber-
schreitungen gebeten.  
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Finanzierung: 
Die Deckung von Haushaltsüberschreitungen ist vorläufig durch Minderausgaben in 
anderen Bereiche bzw. Mehreinnahmen gewährleistet.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die gemäß der Beschlussvorlage beigefügten Zusammenstellung geleisteten über- 
und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen der Gemeinde Hetlingen 
werden zur Kenntnis genommen. Der Finanzausschuss empfiehlt/Die Gemeindever-
tretung beschließt, die genehmigungspflichtigen Haushaltsüberschreitungen gemäß 
der Zusammenstellung vom 02.11.2017 zu genehmigen.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Monika Riekhof 
 
 
 
Anlagen:  
Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
Deckungskreisübersicht 
 
 
 



9999

Druck HHSt.-Bezeichnung

0000

Bis

VonDeckungskreis

13  Hetlingen

2017

Protokoll der Vorlaufdaten

Deckungskreisübersicht

Auswertung erstellt für HHJ

für Gemeinde(n) Von

Bis 13  Hetlingen

Aktiviert

02.11.2017Auswertung erstellt am

Horst TronnierAuswertung erstellt durch

Auswertungsparameter

Haushalts-, Kassen-, Rechnungswesen Summarische Zusammenfassung bewirtschafteter DK
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Summarische Zusammenfassung bewirtschafteter Deckungskreise

Deckungskreisübersicht

Haushalts-, Kassen-, Rechnungswesen

Deckungskreis

BezeichnungNr.

Bewirtschaftung im DeckungskreisMittel im DeckungskreisWirk.
Einn. ÜPL/APL noch verfügbarbisher verfügtHH-Rest a. Vj.davon gesperrtHaushaltsmittel Sollübertr./ZvE.

erstellt von:

02.11.2017 / 09:43:20erstellt am: Seite:     1
Horst Tronnier

2017erstellt für HH-Jahr:

erstellt für: 13 Hetlingen

0001 G-Gemeindeorgane       34.500,00            0,00            0,00            0,00       25.390,55        9.109,45           0,00

0002 G-Interner Service        5.000,00            0,00            0,00            0,00        2.324,16        2.675,84           0,00

0003 G-Gebäudemanage      269.200,00            0,00            0,00            0,00      209.468,58       59.731,42           0,00

0005 G-Statistik und          200,00            0,00            0,00            0,00           91,84          108,16           0,00

0006 G-Schiedsamt          600,00            0,00            0,00            0,00          100,00          500,00           0,00

0007 G-Brandschutz       32.600,00            0,00            0,00            0,00       30.132,65        2.467,35           0,00

0009 G-Grundschule       39.500,00            0,00            0,00            0,00        7.220,29       32.279,71           0,00

0010 G-Schulkostenbeitr      237.000,00            0,00            0,00            0,00       61.637,28      175.362,72           0,00

0015 G-Heimat- und          500,00            0,00            0,00            0,00          203,07          296,93           0,00

0018 G-Jugendarbeit       24.700,00            0,00            0,00            0,00       13.116,82       11.583,18           0,00

0019 G-Tageseinrichtung      397.900,00            0,00            0,00            0,00      384.622,98       13.277,02           0,00

0020 G-Gesundheitseinri        4.300,00            0,00            0,00            0,00        4.202,40           97,60           0,00

0021 G-Sportstätten        3.400,00            0,00            0,00            0,00        1.634,90        1.765,10           0,00

0022 G-Stadtplanung       37.200,00            0,00            0,00            0,00       43.580,88       -6.380,88           0,00

0025 G-Abwasserbeseitig          800,00            0,00            0,00            0,00            0,00          800,00           0,00

0026 G-Gemeindestraßen      133.700,00            0,00            0,00            0,00       86.768,71       46.931,29           0,00

0027 G-Straßenreinigung       10.000,00            0,00            0,00            0,00        3.996,00        6.004,00           0,00

0032 G-Umlagen      785.400,00            0,00            0,00            0,00      759.822,16       25.577,84           0,00

     382.186,73   1.634.313,27   2.016.500,00            0,00            0,00            0,00            0,00Gesamt GKZ: 13 Hetlingen * * * * * **

*** Ende der Liste ***

alle währungsrelevanten Beträge in EURLegende:

Wirk. Einn. (Wirkung Einnahmen): 1 - Verw. Mehreinn. f. Mehrausg., 2 - Ausgabebegr. bei Mindereinn., 3 - Kombination aus 1 und 2

Mittel aus üpl./apl. Bewilligungen werden im Deckungskreis - lt. Anwenderstammdaten - berücksichtigt.

Mittel aus Haushaltsresten a.Vj. werden im Deckungskreis - lt. Anwenderstammdaten - berücksichtigt.
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Haushaltsüberschreitungen der Gemeinde Hetlingen Stand: 02.11.2017 Anlage 1

Haushaltsjahr 2017

Produkt: 11110 Gemeindeorgane

Sachkonto: 50220000 Beiträge zu Versorgungskassen Arbeitnehmer/innen

Haushaltssoll Anordnungssoll Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu

kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

-  €                  234,28 €            -  €                  234,28 €-            1 34.500,00 €       9.109,45 €         -  €                  -  €                 -  €                  

Begründung: Beiträge zur VBL (Zusatzversorgungseinrichtung für den öffentlichen Dienst)

Produkt: 11110 Gemeindeorgane

Sachkonto: 5032000 Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung für Arbeitnehmer/innen

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

-  €                  1.027,79 €         -  €                  1.027,79 €-         1 34.500,00 €       9.109,45 €         -  €                  -  €                 -  €                  

Begründung: Sozialversicherungsbeiträge

Produkt: 11110 Gemeindeorgane

Sachkonto: 5431000 Geschäftsaufwendungen

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

2.500,00 €         2.719,00 €         -  €                  219,00 €-            1 34.500,00 €       9.109,45 €         -  €                  -  €                 -  €                  

Begründung: Betreuung der gemeindlichen Website u.a.
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Produkt: 12600 Brandschutz

Sachkonto: 0700000 Maschinen und technische Anlagen

Haushaltssoll Anordnungssoll Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu

kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

5.800,00 €         8.218,02 €         -  €                  2.418,02 €-         nein -  €                  -  €                  2.418,02 €         2.060,00 €         358,02 €            

Begründung: Maskenprüfgerät (5.577,53 €) plus Zubehör (358,02 €) und zusätzlicher Unterflurhydrant Potenhoff (2.282,47 €)

Produkt: 12600 Brandschutz

Sachkonto: 0791000 Sammelposten für Vermögensgegenstände

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

9.300,00 €         12.248,46 €       -  €                  2.948,46 €-         nein -  €                  -  €                  2.948,46 €         2.025,80 €         922,66 €            

Begründung: Schutzausrüstung für Feuerwehrkameraden u.a.

Produkt: 12600 Brandschutz

Sachkonto: 5041100 Amtsärztliche Untersuchungen 

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

500,00 €            1.014,15 €         -  €                  514,15 €-            7 32.600,00 €       2.467,35 €         -  €                  -  €                 -  €                  

Begründung: Arbeitsmedizinische Untersuchungen von Feuerwehrkameraden
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Produkt: 12600 Brandschutz

Sachkonto: 5211000 Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

2.800,00 €         10.501,76 €       -  €                  7.701,76 €-         7 32.600,00 €       2.467,35 €         -  €                  -  €                 -  €                  

Begründung: Mehrkosten von rd. 10.200,-- € für Überprüfung und Reparatur von 2 Bohrbrunnen

Produkt: 12600 Brandschutz

Sachkonto: 5291001 Repräsentationen und Kosten für Ehrungen

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu 

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

300,00 €            583,10 €            -  €                  283,10 €-            7 32.600,00 €       2.467,35 €         -  €                  -  €                 -  €                  

Begründung: Nachruf

Produkt: 12600 Brandschutz

Sachkonto: 5431000 Geschäftsaufwendungen 

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu 

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

600,00 €            714,10 €            -  €                  114,10 €-            7 32.600,00 €       2.467,35 €         -  €                  -  €                 -  €                  

Begründung: Dienstvorschriften, Bilderrahmen u.a. 
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Produkt: 21100 Grundschule

Sachkonto: 5431200 Geschäftsaufwendungen- Post-, Telefon- und GEZ-Gebühren

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu 

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

300,00 €            877,42 €            -  €                  577,42 €-            9 39.500,00 €       32.279,71 €       -  €                  -  €                 -  €                  

Begründung: Rundfunk- und Telefongebühren

Produkt: 21100 Grundschule

Sachkonto: 5441000 Steuern, Versicherungen, Schadensfälle

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu 

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

300,00 €            444,29 €            -  €                  144,29 €-            9 39.500,00 €       32.279,71 €       -  €                  -  €                 -  €                  

Begründung: Elektronikversicherung, Umlage KSA (Kommunaler Schadenausgleich)

Produkt: 21100 Grundschule

Sachkonto: 5452100 Schulkostenbeiträge

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu 

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

27.000,00 €       28.156,70 €       -  €                  1.156,70 €-         10 237.000,00 €     175.362,72 €     -  €                  -  €                 -  €                  

Begründung: Schulkostenabrechnungen 2017
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Produkt: 36600 Einrichtungen der Jugendarbeit

Sachkonto: 5211000 Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu 

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

6.000,00 €         8.350,24 €         -  €                  2.350,24 €-         nein -  €                  -  €                  2.350,24 €         -  €                 2.350,24 €         

Begründung: Unterhaltungsaufwand Spielplätze 

Produkt: 42400 Sportanlagen

Sachkonto: 0700000 Sammelposten für Vermögensgegenstände 

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu 

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

-  €                  9.613,93 €         -  €                  9.613,93 €-         nein -  €                  -  €                  9.613,93 €         9.613,93 €         -  €                  

Begründung: Brunnenpumpe für Beregnungsanlage 

Produkt: 42400 Sportanlagen 

Sachkonto: 5211000 Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu 

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

500,00 €            2.076,28 €         -  €                  1.576,28 €-         nein -  €                  -  €                  1.576,28 €         -  €                 1.576,28 €         

Begründung: Einsatz Amtsbauhof, im Wesentlichen Mäharbeiten auf dem Bolzplatz
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Produkt: 51100 Stadtplanung 

Sachkonto: 5431550 Bauleitplanung 

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu 

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

36.000,00 €       39.903,72 €       2.665,60 €         6.569,32 €-         22 37.200,00 €       6.380,88 €-         6.380,88 €         2.805,41 €         3.575,47 €         

Begründung: Bauleitverfahren 

Produkt: 54100 Neubau und Unterhaltung von Gemeindestraßen 

Sachkonto: 5271000 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu 

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

1.000,00 €         2.682,85 €         -  €                  1.682,85 €-         26 133.700,00 €     46.931,29 €       -  €                  -  €                 -  €                  

Begründung: Verkehrszeichen, Abfallbehälter und Reparatur Geschwindigkeitsmessgerät 

Produkt: 61100 Steuern, allgemeine Zuweisungen, Umlagen 

Sachkonto: 5372200 Amtsumlage 

Haushaltssoll Anordnungs- Aufträge Mehrbetrag Deckungs- Haushalts- noch verfügbar zu ge- bereits noch zu 

soll kreis (DK) mittel im DK im DK nehmigen genehmigt genehmigen

184.000,00 €     184.031,27 €     -  €                  31,27 €-              32 785.400,00 €     25.577,84 €       -  €                  -  €                 -  €                  

Begründung: Amtsumlage 2017 und Restabwicklungen für 2016

Summen: 39.162,96 €-       25.287,81 €       16.505,14 €       8.782,67 €         



 

Gemeinde Hetlingen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0100/2017/HET/BV/1 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 27.11.2017 

Bearbeiter: Horst Tronnier AZ: 902. 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Hetlingen 14.12.2017 öffentlich 

 

Erlass der Haushaltssatzung der Gemeinde Hetlingen für das 
Haushaltsjahr 2018 
 
Sachverhalt: 
Der Finanzausschuss der Gemeinde Hetlingen hat in seiner Sitzung am 23.11.2017 
über den Erlass der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2018 beraten. Der Fi-
nanzausschuss hat zu dem von der Verwaltung vorgelegten Entwurf (siehe Be-
schlussvorlage Nr. 0100/2017) folgende Änderung empfohlen: 
 
Fachbereich Soziales und Kultur 
36500.5231000 – Mieten und Pachten - Der Ansatz wird von bisher 11.000 € auf 
18.000 € erhöht, weil die Dauer der Anmietung von mobilen Wohncontainern ausge-
weitet und verlängert wird.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Verwaltungsseitig wird empfohlen, die Haushaltssatzung der Gemeinde Hetlingen für 
das Haushaltsjahr 2018 entsprechend dem aktualisierten Entwurf zu beschließen.  
 
 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
Entfällt 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeindevertretung beschließt die Haushaltssatzung der Gemeinde Hetlingen 
für das Haushaltsjahr 2018 nebst Haushaltsplan und mit den vorgeschriebenen An-
lagen wie folgt: 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Hetlingen für das Haushaltsjahr 2018 

 
Aufgrund der §§ 95 ff. der Gemeindeordnung wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 14. 
Dezember 2017 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird 
 
1.   im Ergebnishaushalt mit 
 einem Gesamtbetrag der Erträge auf     1.735.200 EUR 
 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf    2.201.600 EUR 
 einem Jahresüberschuss von                    0 EUR 
 einem Jahresfehlbetrag von         466.400 EUR 
 
2. im Finanzplan mit 
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungs- 
 tätigkeit auf        1.649.000 EUR 
 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungs- 
 tätigkeit auf        2.039.100 EUR 
 
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit  
 und der Finanzierungstätigkeit auf     1.505.300 EUR 
 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 
 und der Finanzierungstätigkeit auf     1.820.800 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Es werden festgesetzt: 
 
1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investitions- 
    Förderungsmaßnahmen auf       1.315.300 EUR 
 
2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf                 0 EUR 
 
3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf                   0 EUR 
 
4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf       1,25 Stellen. 
 
 

§ 3 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)   370 v.H. 
 
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)       450 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer         380 v.H.  
 



 
 

§ 4 
 
(1) Nach § 20 Abs. 1 GemHVO – Doppik werden Teilpläne (Produkte) zu Budgets verbunden. Die 
Budgets sind dem Haushaltsplan als Anlage beigefügt.  
 
(2) Gemäß § 22 abs. 1 GemHVO-Doppik sind die Aufwendungen und die dazugehörigen Auszahlun-
gen eines Budgets mit Ausnahme der Verfügungsmittel, der internen Leistungsbeziehungen, der Ab-
schreibungen und der Zuführungen zu den Rückstellungen und Rücklagen gegenseitig deckungsfä-
hig.  
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre oder 
der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 95 d Gemeindeordnung erteilen kann, beträgt 1.000,00 
EUR. Die Genehmigung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als erteilt. Die Bürgermeisterin 
oder der Bürgermeister ist verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halbjährlich über die ge-
leisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben und die über- und außerplanmäßig eingegangenen 
Verpflichtungen zu berichten.  

 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Monika Riekhof 
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